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Österreichisches
A N W A L T S B L A T T

6 7 . J a h r g a n g , O k t o b e r 2 0 0 5 , H e f t 1 0

D e r a k t u e l l e B e i t r a g
Präsident Dr. Gerhard Benn-Ibler

Strategieaktion „Check Dein Recht“

Die Tätigkeit des Rechtsanwaltes
als umfassender Berater und Ver-
treter in allen öffentlichen und
privaten Angelegenheiten seines
Klienten ist so vielfältig wie das Le-
ben selbst. Das Wissen um diese
Vielfalt dagegen ist weitaus gerin-
ger. Immer noch gilt der Rechtsan-
walt als der berufene Vertreter im
Streit, dass er aber gerade als Ken-
ner der streitigen Auseinanderset-
zung besondere Erfahrung bei
der Streitvermeidung und der
Streitschlichtung hat, ist weniger
bekannt. Jeder vernünftig Denken-
de wird sich zwar einem Rechts-
streit stellen, wenn dies unvermeid-
bar ist, in aller Regel aber schon
bei Eingehen eines Rechtsverhält-
nisses versuchen, dieses im Einver-
nehmen mit seinem Partner so zu
regeln, dass später Auseinander-
setzungen möglichst vermieden
werden. Hier ist es die legitime
Aufgabe des Rechtsanwaltes durch
präventive Rechtsberatung zur
Streitvermeidung beizutragen. Um
dies aktiv in die Öffentlichkeit zu

tragen, hat der Österreichische
Rechtsanwaltskammertag im Rah-
men des Arbeitskreises Öffentlich-
keitsarbeit die Aktion „Check Dein
Recht“ entwickelt. Dazu werden
Beratungspakete zusammengestellt
und beworben.
Das erste Produkt dieser Art ist der
„Ehe- und Partnerschaftscheck“,
Folgeprodukte sind in Entwick-
lung. Derzeit beteiligen sich rund
500 Rechtsanwälte an der Aktion
„Ehe- und Partnerschaftscheck“.
Das Medienecho war gut. Im Sep-
tember begann daher eine breite
Information der Öffentlichkeit über
dieses Produkt, wobei Werbemaß-
nahmen der Rechtsanwaltskam-
mern und des Österreichischen
Rechtsanwaltskammertages inei-
nander greifen. Geworben wird
mit Foldern, Plakaten, Inseraten
und Artikeln in der Presse. Bezirks-
gerichte und Bezirkshauptmann-
schaften werden österreichweit
mit dem vorhandenen Informati-
onsmaterial ausgestattet. Jeder
Rechtsanwalt, der an der Aktion

teilnimmt, erhält Folder und Pla-
kate für eigene Werbezwecke.
Ziel ist es, besser bekannt zu ma-
chen, dass gerade der Rechtsan-
walt der geeignete Berater im Rah-
men einer präventiven Rechtsbera-
tung ist. Die Aktion „Check Dein
Recht“ soll diese Aufklärungsarbeit
am Projekt unterstützen.
Viele Menschen scheuen den
Gang zum Rechtsanwalt weil sie
hohe Kosten befürchten. Diese
Hemmschwelle soll beseitigt wer-
den. Der „Ehe- und Partnerschaft-
scheck“ wird daher zu einem Pau-
schalpreis von E 120,–- (inkl USt)
angeboten. Es geht also um Prä-
ventionsberatung zu erschwingli-
chen Preisen.
Auch wenn mit 500 Rechtsanwäl-
ten der Ehe- und Partnerschaft-
scheck in Österreich flächende-
ckend angeboten werden kann,
würde es mich freuen, wenn mög-
lichst viele weitere Kolleginnen
und Kollegen sich an dieser Aktion
beteiligen.
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Wichtige

Informationen

Masseverwalter –

Insolvenzverwalterliste

Information für Rechtsanwälte, die als Masseverwalter auf der In-
solvenzverwalterliste des BMJ eingetragen sind bzw die Eintra-

gung anstreben:

Für den Zugang zur Insolvenzverwalterliste benötigen Sie jeden-
falls ein Zertifikat. Es gibt
* Softwarezertifikate (nur mehr verwendbar bis 31. 12. 2005 !)
* Zertifikate auf Smartcards (zB auf einem Rechtsanwaltsausweis)

Eine allgemeine Information zur Insolvenzverwalterliste finden Sie
auf: http://www.iv.justiz.gv.at/edikte/mv/mvreg.nsf/welcoma/w0

Bis Ende September 2004 wurden Softwarezertifikate ausgege-
ben, nach diesem Termin wurden keine neuen mehr ausgegeben.
Bestehende Softwarezertifikate können längstens bis zum 31. 12.

2005 für den Zugang zur Insolvenzverwalterliste verwendet wer-
den.

Der in einer Aussendung der A-Trust angekündigte Widerruf der

Zertifikate per 31. 12. 2004 hat derzeit noch keine Auswirkungen
auf den Zugang zur Insolvenzverwalterliste; erst ab dem 1. 1.

2006 ist ein Zugang nur mehr mit Smartcards möglich.

Um im Falle eines Defektes des PC (zB Systemabsturz) oder bei Aus-
tausch des PC das Softwarezertifikat nicht endgültig zu verlieren,
ist es unbedingt notwendig, eine Sicherung vorzunehmen.

Eine Anleitung hierzu finden Sie auf der oben angegebenen Inter-
netseite.

Der neue Rechtsanwaltsausweis bietet (bei Aktivierung
der Zertifikate) den Zugang zur Insolvenzverwalterliste.

Dies bedeutet:
* Sie benötigen jedenfalls umgehend einen Anwaltsausweis, wenn

Sie sich neu in die Insolvenzverwalterliste eintragen lassen möch-

ten oder Ihr bestehendes Softwarezertifikat verloren haben.
* Der Widerruf der bestehenden Zertifikate macht es erforderlich,

dass Sie bis zum 1. 1. 2006 über den neuen Anwaltsausweis

mit aktiviertem Zertifikat verfügen. Derzeit können Sie Ihr Softwa-

rezertifikat weiterhin (siehe oben) – längstens aber bis zum

31. 12. 2005 – für den Zugang zur Insolvenzverwalterliste ver-

wenden. Nehmen Sie aber jedenfalls eine Sicherung Ihres Softwa-

rezertifikates vor.

Da auch ab Bestellung bis zur Ausgabe des neuen Anwaltsauswei-
ses ein gewisser Zeitraum erforderlich ist, empfehlen wir, die Be-

stellung bei der Rechtsanwaltskammer Ihres Bundeslandes (das

Formular dazu finden Sie auf www.rechtsanwaelte.at im Internen
Bereich/Anwaltsausweis) möglichst bald vorzunehmen, damit Sie

zu Jahresbeginn 2006 über den neuen Anwaltsausweis verfügen
und damit weiterhin Zugang zur Insolvenzverwalterliste haben.

GS Dr. Alexander Christian, ÖRAK

08.06.05       Versäumungsurteil 34Cg16/05t des HG Wien
Klagende Partei: Österreichischer Rechtsanwaltsverein, 1010 Wien, vertreten durch: RA Dr. Heinz-Peter Wachter, A-1030 
Beklagte  Partei: Verein „EUROHELP gemeinnütziger Verein zur EU-weiten Beratung und Hilfe in allen 
                            Rechtsangelegenheiten, Versicherungs- und Finanzfragen, 1040 Wien 
Die beklagte Partei ist schuldig, es im geschäftlichen Verkehr zu Zwecken des Wettbewerbs zu unterlassen,  
a) unter dem Namen „EURO HELP“ Werbung für juristische Dienstleistungen zu machen bzw. zu erbringen, sofern der Verein 
nicht im Hinblick auf sein Vermögen, seine Umsätze, seine Mitarbeiter und Mitgliederzahl, eine erhebliche Bedeutung im 
grenzüberschreitenden europäischen bzw. internationalen Bereich hinsichtlich von juristischen Dienstleistungen besitzt, 
b) sich als gemeinnütziger Verein zu bezeichnen, sofern im Kernbereich der Vereinstätigkeit nicht überwiegend als 
gemeinnützig anerkannte Tätigkeiten entfaltet werden,  
c) juristische Dienstleistungen einschließlich Forderungseintreibung anzubieten, ohne über die Berechtigung für die Ausübung 
eines zu diesen Tätigkeiten befugten Gewerbes oder eines freien Berufes zu verfügen, 
d) Unterstützung in sämtlichen Rechtsangelegenheiten, z.B. in Gerichtsverfahren, bei Problemen mit Verwaltungsbehörden, in 
Bank- und Versicherungsangelegenheiten, bei Miet- und Baurechtsverfahren, anzubieten, oder zu gewähren, 
e) anzubieten, im Streitfall die besten Anwälte zu organisieren oder dies zu tun, 
f)  anzubieten, mit Rat und Tat bei Verkehrs-, Betriebs-, Sport-, Flug- und Urlaubsunfällen tätig zu sein, oder es zu tun,  
g) anzubieten, in jedem Streitfall bei der Einbringlichmachung von gerechtfertigten Forderungen zu helfen, oder es zu tun 
sofern für die unter lit. c-g beschriebenen Leistungen direkt oder indirekt, sei es auch nur über die Aufforderung, Mitglied der
beklagten Partei zu werden, eine Gegenleistung lukriert wird,  
oder die Werbung auch dazu dient, potentielle Klienten von Rechtsanwälten, die sich zur Austragung eines Rechtsstreits 
entschlossen haben, durch die Erweckung des Eindrucks, sie würden von der beklagten Partei gegenüber einem Dritten 
vertreten werden, in Wahrheit nur zur Mediation durch Nichtrechtsanwälte umzuleiten. 
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Quo vadis, EU – was tun?
I.

Das Entsetzen über den negativen Ausgang der Referenden über
den in Rom am 29. 10. 2004 unterfertigten Verfassungsvertrag
für die EU in Frankreich am 29. 5. 2005 und in den Niederlanden
am 1. 6. 2005 war für die politischen Spitzen der genannten Mit-
gliedstaaten offensichtlich groß. Schwerer zu beantworten ist, was
die negativen Referenden für die anderen Staaten der Gemein-
schaft bedeuteten.
Luxemburg hatte bis 30. 6. 2005 den Vorsitz im Rat. Ein Referen-
dum zur Verfassung war für 10. 7. 2005 vorgesehen. Dessen Aus-
gang war positiv. Premier Jean-Claude Juncker hatte seinen Rück-
tritt im Falle eines negativen Ausgangs angekündigt.
Für die zweite Hälfte 2005 übernahm GB den EU-Vorsitz. Das Re-
ferendum, das für GB vorgesehen war, wurde sofort auf unbe-
stimmte Zeit verschoben.
Europa hat sich durch die negativen Referenden wenig betroffen
gezeigt und ist ungeachtet kritischer Entwicklungen der Arbeitslo-
senzahlen in die Sommerferien gegangen. Klimaeskapaden mit
Hitzerekorden und Unwettern schreckten ebenso wenig ab wie
Staus auf den Nord-Süd-Routen, die Spitzenwerte erreichten.
Terrorangriffe trafen sodann im Juli 2005 London und das ägypti-
sche Urlaubsparadies Sharm el Sheikh. Politiker erklärten dazu,
man werde sich die Demokratie nicht wegbomben lassen, die Ur-
lauber blieben großteils in ihren Urlaubsorten.
Sind diese Verhaltensweisen für eine EU-Prognose beruhigend
oder gerade das Gegenteil? Hat man den Verfassungsvertrag für
Europa schon abgeschrieben oder wurden die negativen Referen-
den nur bis auf weiteres zurückgestellt?
Fragt man Bekannte in Wien nach deren Meinung zur EU, erhält
man mit an Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit die Antwort,
ein Referendum in Österreich würde ausgehen wie die Referenden
in Frankreich und Holland, man sei gut beraten, wenn man sich in
der Politik in nächster Zeit ruhig verhalte.

II.

Der Vorsitz Österreichs in der EU steht aber für das erste Halbjahr
2006 fest.
Es scheint mir deshalb als das Recht und die Pflicht der Bürger,
Überlegungen für die Zukunft anzustellen und über das „quo va-
dis“ der EU nachzudenken. Das will ich versuchen.

III.

Davor aber steht die Frage, warum die Referenden in Frankreich
und Holland einen so eindeutig negativen Ausgang hatten.
Nach den vor den Abstimmungen in Frankreich und Holland statt-
gefundenen Auseinandersetzungen liegt es nahe, die Antwort da-
rin zu sehen, dass eine innerstaatliche Kontroverse mit einem Sieg

Rechtspolitik – Dokumentation

der Opposition endete. Die Fülle der gegensätzlichen nationalen
Argumente erlaubte es dabei dem Bürger gar nicht mehr, das Ab-
stimmungsthema „Verfassungsvertrag für die EU – ja oder nein“
EU-bezogen zu beurteilen und das Votum danach zu entscheiden.

Die negative Antwort könnte aber auch beinhalten, dass die EU an
sich abgelehnt wurde. Die Gründe dafür könnten sehr unterschied-
licher Natur sein:

Herauszuhören war aus Äußerungen, dass es nach Meinung vieler
Bürger bereits zu viel an EU gibt; das negative Votum wäre also
auch Ausdruck einer abgelehnten EU-Hypertrophie.

Erkennbar ist weiters die Meinung, dass die Bürger eine andere
EU wollen, als sie sich ihnen in ihrer jetzigen Form darstellt. Die
Bürger sind offenbar verärgert über verschiedene Entscheidungen
der EU, mit denen sie nicht einverstanden sind und die sie als Be-
drohung der Umwelt und ihrer Lebensbedürfnisse ansehen (in
Österreich die Transitgebote, die Limitierung von Staatsdefiziten
ungeachtet steigender Arbeitslosigkeit, Universitätsprobleme für
Studierende). Auch durch die Judikatur des EuGH fühlen sich viele
gegen den Strich gebürstet. In den Referendumsstaaten scheint
die Forderung nach mehr nationaler Eigenständigkeit deutlich er-
kennbar.

Aber auch ein grundsätzlicher Meinungswandel der Bürger gegen
eine Politik der Globalisierung und eine absolute Priorität der Wirt-
schaftsfreiheit dürfte bei den Referenden von Relevanz gewesen
sein, wobei die Forderung nach einer EU-Neuordnung, einer De-
mokratisierung und einer Ablehnung des Abbaus des Sozialstaats,
va aber für die Priorität einer Bekämpfung der Arbeitslosigkeit zu
erkennen war.

Eine mögliche Bedeutung kam auch den Grenzen einer künftigen
Erweiterung der EU zu, insbesondere der Frage von Beitrittsver-
handlungen mit der Türkei, die bei vielen umstritten sind.

Der Verfassungsvertrag könnte schließlich auch abgelehnt worden
sein, weil die Bürger einen neuen Konvent verhandeln wollen, um
neue Perspektiven zu klären. Das ist allerdings eher eine Forderung
einer Minderheit und verspricht als Thema für die schwebende EU-
Verfassung keinen absehbaren Durchbruch.

Nahe liegt demgegenüber die Annahme, dass die Ablehnung da-
mit zu tun hatte, dass es an einer sachlichen und erschöpfenden Er-
örterung von Sinn und Inhalt des Verfassungsvertrages gefehlt hat,
der den Bürgern hinreichend dargelegt hätte, was sie mit dem Ent-
wurf erhalten oder was sie vermissen würden. Ein Problem besteht
und bestand aber an sich darin, dass der Bürger sich mit der Ant-
wort zu den Grundlagen eines künftigen Europas mit einer Antwort
„in Bausch und Bogen“ zufrieden geben müsste.

Demokratie besteht aus Dialog, auch für Referenden über eine Ver-
fassung, und verlangt nach Abstimmungsfreiheit auch zu Teilrege-
lungen, obschon dies bisher nie stattgefunden hat. Das führt zur
Frage nach einer neuen Methode, die für eine Verfassung für ein
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neues Europa als Union vielleicht einen Denkanstoß enthielte, der
die fehlgeschlagenen Referenden nicht als Ende, sondern als An-
fang eines neuen Weges sehen lässt.

IV.

Wie soll es jetzt aber weitergehen? Die negativen Referenden blo-
ckieren eine Ratifizierung in zwei Gründerstaaten der EU, da ein
neuerlicher Abstimmungsversuch ohne einen geänderten Verfas-
sungsentwurf oder geänderte Ausgangsbedingungen wenig Hoff-
nung auf ein geändertes Ergebnis erlaubt.

Den Entwurf aber ad acta zu legen, wird dem europäischen Bedarf
wenig dienen.

Es bleibt nur die Pause zum Nachdenken.

Nachdenken als dritte Variante gebietet aber dies auch zu tun;
alles andere wäre versäumte Zeit.

Ich will dies versuchen.

V.

Ende 2006 oder Anfang 2007 wird ein zweites Referendum in
Frankreich und Holland stattfinden müssen, wenn die Idee des Ver-
trages für eine EU-Verfassung Leben erhalten soll. Bis dahin müssen
zu dem geschriebenen Text der Verfassung – ich nenne es „positive
Impulse“ – stattfinden, die eine Annäherung an die Verfassung in
statu nascendi bieten und für die Bürger Fortschritte bilden, um Re-
ferenden mit offenem Ausgang erwarten zu können.

Positive Impulse müssen, wenn sie Einfluss auf das Ergebnis bewir-
ken sollen, „bürger-nah“ sein.

Dafür einige Anregungen als Beispiele:

1. Ombudsmanneinrichtungen

Ich könnte mir vorstellen, dass eine Beschwerdeinstitution gegen
Verhalten der EU diese den Bürgern wesentlich annähert, wenn
sie von jedem angerufen werden könnte, der sich durch einen
vermeintlichen oder tatsächlichen EU-Missstand beschwert er-
achtet.

In der EU besteht bereits die Institution eines Bürgerbeauftragten im
Europäischen Parlament; in den Mitgliedstaaten gibt es Bürgerbe-
auftragte/Ombudsmänner (in Österreich Volksanwälte) als Kon-
trollorgane für die nationalen Parlamente. Was fehlt, ist die Be-
schwerdemöglichkeit der Bürger beim nationalen Ombudsmann
mit Durchgriff in die EU-Institutionen.

Derzeit hat der Einzelne grundsätzlich keine Legitimation zur Klage
beim EuGH. Das Vorab-Entscheidungsverfahren gibt dem Bürger
nur eine durch Gerichte mediatisierte Möglichkeit für eine Befas-
sung des EuGH. Die Beschwerdemöglichkeit bei einem nationalen
Bürgerbeauftragten für Beschwerden gegen Missstände an und
durch den EU-Ombudsmann an die EU-Institutionen würde demo-
kratiebezogen umso mehr Bedeutung haben, weil sie den Europa-
bürger näher an die EU rückt.

2. Die Zivilgesellschaft als EU-Ideenträger

Die EU bedarf der Bürger, und nicht nur die Bürger der EU bedür-
fen der EU. Dies bedingt, dass die EU, wenn sie auf Akzeptanz
durch die Bürger hoffen will, sich darum kümmern muss, was die
Bürger der Mitgliedstaaten von ihr denken und erwarten. Eine
nur mediatisierte Möglichkeit des Erkennens ablehnender Meinun-
gen der Bürger durch die Brille der Staatsdiener der jeweiligen Mit-
gliedstaaten, die in der EU tätig sind, in deren Eigenschaft als Or-
ganwalter oder Beschäftigte der EU, transportiert Brüche, die zwi-
schen den nationalen Gesellschaften und den Regierenden der Mit-
gliedstaaten entstehen, unmittelbar in die Zusammenhänge der EU
und entfremdet diese den Bürgern, wenn die Zivilgesellschaft nicht
einen Direktanschluss zu den EU-Organen hat.

Direkte Kontakte der Zivilgesellschaft zu den Organen der EU sind
positive Möglichkeiten für demokratische Impulse gegen bürger-
ferne und bürgerfremde Haltungen, die der EU derzeit von Bürger-
bewegungen ohne Echo angelastet werden. Es ist für die EU-Or-
gane schädlich, wenn Direktiven erlassen werden, die auf blankes
Unverständnis der Zivilgesellschaft stoßen und dem Adressaten
nicht ermöglichen, die EU direkt zu kontaktieren.

Für die Organe der EU-Rechtsgemeinschaft böten sich als An-
sprechpartner insbesondere die nationalen Anwaltsvertretungen
– und diese vice versa – an. Die Zivilgesellschaft kann von der
EU jederzeit entdeckt werden, wenn sie dies nur will. Das sollte sie.

3. Informationsschübe gegen Infomationsdefizite

Die EU hat vieles bewirkt und vieles „verbunden“. Der Vorrang des
Gemeinschaftsrechts ist ein beherrschendes Prinzip, das dem Mit-
gliedstaat keine Möglichkeit belässt, in Abstand zu verharren.
Für den Bürger ist dies aber der Fall; EU-Nähe ist ihm und Wege
dahin sind ihm weitgehend unbekannt und unerkennbar. Der harte
Kern des Problems ist, dass – jedenfalls in Österreich – jede Ände-
rung der Rechtsordnung von Bedeutung in Parlamentssendungen
im FS mitverfolgbar ist und im Bundesgesetzblatt vom Aktivbürger
bestellt werden kann. Das Vorrangrecht der EU ist und bleibt dem
Bürger ein unbekanntes, wenn nicht lästiges Wesensmerkmal der
EU. Die EU und ihre positivenMachtbefugnisse sind vom Bürger un-
erreichbar abgehoben, EU-„Verordnungen“ – gemeint sind die Ge-
setze der EU – haben vor nationalen Gesetzen „Gesetzesvorrang“.
Wer soll diese „EU-Sprache“ verstehen? So geht es mit den meisten
Direktiven der EU. Die Antwort für den aufbegehrenden Bürger ist:
„Das brauchst du eh nicht zu wissen . . .“

Dann bleibt nur, das was dich und viele betrifft, vermeintlich über-
flüssig, wenn es nicht sogar ärgert. Das Negative für die EU be-
wirkt, dass sich der Bürger abwendet und auf das Stimmrecht be-
schränkt, was den Stimmzettel zum möglichen Strafzettel werden
lässt.

Das zeigt: Die EU ist eine Bringschuld.

Rechtspolitik – Dokumentation
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Rechtspolitik – Dokumentation

Die EU allein kann einer hinreichenden Information der Bürger
Rechnung tragen, da die Bürger gar nicht wissen, was sie sich „ho-
len“ sollten.
Dass die Information der Bürger gerade jetzt grundlegend aktuali-
siert werden sollte, begründet sich auch damit, dass (der EGKS von
1952 ist bereits ausgelaufen) die Römischen Verträge vom 25. 3.
1957 (EWG- und EAG-Vertrag) am 26. 3. 2006 in das 50. Jahr

treten.

Der Vorsitz würde Österreich erlauben, aus diesem Anlass die
Gründerstaaten Frankreich, Deutschland, Italien und die Benelux
in öffentlichen Veranstaltungen als Schöpfer der EU hervorzuheben
und den Bürgern aller EU-Staaten umfassende Informationen über

die tragenden Ideen, das System und dasWirken der EU zu vermit-
teln. Auch der Mitsprache der Bürger bei der Erörterung der EU-
Probleme – va der Beschäftigungslage – könnte breiter Raum ge-
währt werden. Damit fänden sich wohl auch Wegweiser in die Zu-
kunft.

VI. Zusammenfassung

Solche positiven Impulse würden der Europäischen Gemeinschaft
nicht nur an sich von Nutzen sein, sondern – unter dem Strich –

auch die gebotene Haltung zum Vertrag für die Verfassung klären.

Rudolf Machacek

RECHTaktuell
Der Sachbuch-Tipp zum Zivilrecht

Welser/Rabl
Der Fall Klimt

Die „Klimt-Bilder“ im Belvedere beschäftigen seit Jahren die österreichische Öffentlich-
keit. Nach dem Tode Adele Bloch-Bauers, die auf einem der Bilder selbst portraitiert ist,
wanderten die Bilder während des zweiten Weltkrieges durch verschiedene Hände. Einige
Bilder gelangten schließlich in die Österreichische Galerie. In der Folge kam es zwischen
den Erben Bloch-Bauers und der Republik Österreich zu lang andauernden
Rechtsstreitigkeiten über die Rückgabe der Bilder.

Das Buch beleuchtet die Ausgangslage, die Vorgänge bis 1945 sowie die Restitutions-
problematik und hat zum Ziel, den Lesern die damit verbundene Fülle an Rechtsfragen

bewusst zu machen. Übersichten und Zusammenfassungen erleichtern es, die Zusammenhänge der kompli-
zierten Materie zu verstehen.

2005. X, 142 Seiten. Br. EUR 36,–  
ISBN 3-214-00332-1

www.manz.at

Besuchen Sie unsere Fachbuchhandlung für Recht, Steuer, Wir tschaft! Der schnelle Weg zum Recht: 
E-Mail: bestellen@MANZ.at • Tel.: 01/531 61-100 • Fax: 01/531 61-455 MANZ’sche Verlags- und Universitätsbuch-
handlung GmbH, Kohlmarkt 16, 1014 Wien FN 124 181w • HG Wien
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PR-Tipps

Die Situationsanalyse –

Bevor es richtig losgeht
In der letzten Ausgabe wurde bereits in das Thema PR für Rechtsan-
wälte eingeführt und das Projekt des ÖRAK-Arbeitskreises Öffent-
lichkeitsarbeit „Werbung und PR“ für Rechtsanwälte vorgestellt.

Bevor man aber Werbe- und PR-Maßnahmen plant, sollte eine
Ist-Analyse erstellt werden. So kann man feststellen, wo man sich
auf seinem eigenen Zielbarometer jetzt befindet und welches Ziel
man in Zukunft anstrebt. Dies erfolgt dann in Form der Soll-Analy-
se. Die Ist- und Soll-Analyse sind ein wichtiger Anhaltspunkt für den
weiteren Ablauf.

Ist-Analyse

Die Ist-Analyse zeigt die momentane Situation der Kanzlei auf und
ist unverzichtbar für die Zielsetzung. Die aus der Ist-Analyse ge-
wonnene Information stellt den Ausgangspunkt für weitere Pla-
nungs- und Realisierungsschritte dar.

Die Ist-Analyse kann folgende Fragen enthalten:
* In welchen Bereichen ist meine Kanzlei derzeit tätig?
* Welche speziellen Angebote/Dienstleistungen biete ich derzeit

meinen Klienten an?
* Warum kommen Klienten gerade zu mir?

(Das kann produktspezifische Gründe haben wie günstiger Preis,
besondere Spezialbedürfnisse oder allgemeine Gründe wie
Freundlichkeit, schnelle Terminvereinbarung, ständige Erreichbar-
keit.)
* Wo gibt es derzeit Probleme – was möchte ich ändern?

Sinnvoll ist es, diese Fragen im Rahmen eines Brainstormings mit Ih-
ren Mitarbeitern zu beantworten. Jede noch so einfach klingende

Antwort gibt Aufschluss über die Beweggründe, warum Klienten
gerade in Ihre Kanzlei kommen. Anhand dieser Analyse entsteht
das Eigenimage. Gleichzeitig wird ein wesentlicher Bestandteil
der internen PR, also der Kommunikation zu Ihren Mitarbeitern, ge-
leistet. Diese Miteinbeziehung bewirkt eine höhere Motivation.
Denn auch die Mitarbeiter prägen durch ihre Zufriedenheit das
Image der Kanzlei.

Soll-Analyse

Die Soll-Analyse hilft aufzuzeigen, was eigentlich durch Werbung
und PR erreicht werden soll. Bei der Soll-Analyse ist zu beachten,
dass der Zeitrahmen und die Zielsetzungen realisierbar sind. Die
Soll-Analyse ist ein wichtiger Schritt auf dem Weg zu einer erfolg-
reichen Strategie. Als erstes müssen die Ziele, die erreicht werden
sollen, festgelegt werden. Die Ziele müssen konkret formuliert sein
und laufend überprüft werden.

Zielformulierung

Eine Zielformulierung entsteht durch die Beantwortung der Fragen:
Was will ich erreichen?Wie will ich es erreichen?Womit will ich es
erreichen? Wann will ich mein Ziel erreichen? Und nach dem Ab-
lauf: Habe ich mein Ziel erreicht?

Ziele einer Kanzlei können sein, ein besseres Image zu schaffen,
einen höheren Bekanntheitsgrad zu erreichen, mehr Klienten zu ge-
winnen, mehr Umsatz zu machen, bereits vorhandene Klienten zu
halten oder neue Zielgruppen zu gewinnen.

Erst wenn die Ziele formuliert sind, kann entschieden werden, wel-
che PR- bzw Werbemaßnahmen gesetzt werden.

Julia Bisanz, ÖRAK Öffentlichkeitsarbeit
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Inland

5. Okt. Wien
ÖRAV-Seminar: Einführungsseminar – RA Dr. W. Mil-
ler

6. bis
8. Okt.

Innsbruck
Tiroler Rechtsanwaltskammer/Österreichischer
Rechtsanwaltskammertag: Anwaltstag

10. Okt. Wien
Akademie für Recht & Steuern (ARS): Rechtsstreitigkei-
ten vermeiden und beilegen – RA DDr. Alexander
Petsche, MAES

13. Okt. Wien
Akademie für Recht & Steuern (ARS): Rechtswahl &

Gerichtswahl im EU-Recht – o. Univ.-Prof. Dr. h.c.
Dr. Walter H. Rechberger, Univ.-Prof. Dr. Gerte Rei-
chelt

19. Okt. Wien
Akademie für Recht & Steuern (ARS): Exekution und
Klage direkt vom Unternehmen – Mag. Thomas Gott-
wald, Peter Kriz

21. Okt. Wien
Akademie für Recht & Steuern (ARS): Rechtsschutz-

versicherung – Aktuelle OGH-Judikatur – Sen.-Präs.
Dr. Ekkehard Schalich

4. Nov. Wien
ÖRAV-Seminar: Kosten-Aufbauseminar – RA Dr. A.
Grundei

7. Nov. Wien
Akademie für Recht & Steuern (ARS): Forum: Kartell-

recht 2006 – Univ.-Prof. DDr. Walter Barfuss, Ri
Dr. Erich Schwarzenbacher, Dr. Alfred Mair, Dr. Ste-
fan Keznickl, Univ.-Prof. Dr. Klaus Gugler, RA MMag.
Dr. Hanno Wollmann, LL.M.

7. Nov. Wien
ÖRAV-Seminar: Grundbuch I – ADir A. Jauk

10. Nov. Wien
ÖRAV-Seminar: Kurrentien-Spezialseminar – Banken

– RA Dr. W. Miller, Dr. F. Valzachi
24. Nov. Wien

ÖRAV-Seminar: Kurrentien-Spezialseminar – Haus-
verwaltungen – RA Dr. W. Miller, Dr. F. Valzachi

19. bis
21. Jän.
2006

Klagenfurt
Universität Klagenfurt: Internationaler Kongress für
Projektmanagement und Mediation

18. bis
20. Mai
2006

Wien
DACH-Frühjahrstagung 2006

Ausland
15. bis
17. Okt.

Den Haag
Association Européene des Avocats (AEA) – European
Association of Lawyers (EAL): Vertragsrecht in Europa

26. bis
29. Okt.

Brüssel
ABA Section of International Law: 2005 Fall Meeting

17. und
18. Nov.
2006

Luxemburg
European Institute of Public Administration: EU security
policies: How can protection of society be reconciled

with safeguarding personal liberties

21. bis
23. Sept.
2006

Ljubljana
DACH-Herbsttagung 2006

Termine

Mayer (Hrsg)
Kommentar zu
EUV und EGV
Der beste Zugang
zum europäischen
Rechtssystem!

Der Kommentar erläutert
die komplexe Materie

systematisch, praxisgerecht und verständlich:
� umfassende Kommentierung durch

Fachleute aus Wissenschaft und Praxis
� eine Fülle von Entscheidungen als

Leitfaden für die praktische Umsetzung
� besondere Berücksichtigung der österrei-

chischen Judikatur und Literatur und der
österreichischen Umsetzung von EU-Recht

Die jetzt ausgegebenen Lieferungen 50 bis 58
behandeln ua folgende Themen: 
• Finanzverfassung, EU-Haushalt • Daten-
schutz • Entwicklungszusammenarbeit und
Europäischer Sozialfonds • Umweltschutz und
Umweltpolitik • Dazu für Sie zum Nachlesen:
der Text des neuen EU-Verfassungsvertrages

3 Mappen inkl. 58. Lfg. 2005. XXIV, 2.132 Seiten. 
EUR 340,– ISBN 3-214-13021-8 
Im Abonnement zur Fortsetzung 
vorgemerkt.
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§§ 12a Abs 3 MRG:

Mietzinsanhebungsrecht bei Gesellschafterwechsel

1. Bei einer Personengesellschaft, insbesondere bei einer KG,
kann sich eine entscheidende Änderung der rechtlichen und wirt-
schaftlichen Einflussmöglichkeiten aus vielerlei Umständen erge-
ben, die nicht in eine einfache Formel für die Berechnung des
Machtwechsels zu bringen sind.
2. Erhält ein Komplementär mehr als 50% der Gesellschaftsanteile,

so indiziert dies eine relevante Verlagerung der rechtlichen und
wirtschaftlichen Einflussmöglichkeiten.
OGH 19. 4. 2004, 5 Ob 21/04 f, RdW 2004/535 = GesRZ
2004, 270.

&

§ 12a Abs 3 MRG:

Machtwechsel beim Mieter

1. Jeder Machtwechsel muss gesellschaftsrechtlich begründet
sein.
2. Der Umstand, dass zwei Ehegatten über je 28% der Geschäfts-

anteile einer GmbH verfügen, vermittelt für sich allein keine ent-
scheidende Änderung im Sinne des § 12a Abs 3 MRG.
OGH 17. 5. 2004, 1 Ob 19/04g, RdW 2004/536 = ecolex
2004/364 (Friedl).

&

§§ 4, 31, 33 FBG; § 176 HGB:

Eintragung von Zwischenschritten bei Übertragung von KG-An-

teilen

1. Beim Erwerb im Erbweg sind die im Zeitpunkt des Erwerbes be-
reits überholten, dem letzten Erwerb vorangegangenen Übertra-

gungsakte trotz bloßer deklarativerWirkung der Eintragung im Fir-
menbuch einzutragen.

2. Gelöschte Zwischeneintragungen sind als solche zu kennzeich-
nen und müssen weiterhin abfragbar bleiben.

OGH 29. 4. 2004, 6 Ob 235/03g, RdW 2004/542 = ecolex
2004/412.

&

§ 20 StGB (§ 373b StPO):

Durchsetzung der Ansprüche des Geschädigten nach § 373b
StPO

Voraussetzung für eine Befriedigung aus dem vom Bund gemäß
§ 20 StGB vereinnahmten Geldbetrag ist, dass der Anspruch des
Geschädigten aus derselben Tat resultiert, die auch der Abschöp-
fung der Bereicherung zugrunde liegt.

§ 373 b StPO (§ 1 JN):

Ist im Fall einer Abschöpfung der Bereicherung nach § 20 StGB
dem durch die strafbare Handlung Geschädigten eine Entschädi-
gung zwar rechtskräftig zuerkannt, aber noch nicht geleistet wor-
den, so hat der Geschädigte gemäß § 373b StPO unbeschadet
des § 373a StPO das Recht zu verlangen, dass seine Ansprüche
aus dem vom Bund vereinnahmten Geldbetrag befriedigt werden.
Zur Entschädigung über derartige Ansprüche sind die Strafgerichte
jedoch nicht berufen, weil ihnen eine Verfügung über die bereits
rechtskräftig zugunsten des Bundes vereinnahmten Geldbeträge
nicht zukommt. Vielmehr steht dem Geschädigten zur Durchset-
zung der ihm erwachsenen Rechte, auch ohne vorangehendes Ver-
waltungsverfahren oder Aufforderungsverfahren, der Zivilrechts-
weg gegen den Bund offen.
OGH 4. 11. 2004, 12 Os 117/04 (LGSt Wien 143 Hv 43/03 x)
= ÖJZ-LSK 2005/56, 57; EvBl 2005/72.

&

§ 32 Abs 2 StGB (§ 84 Abs 1, § 143 StGB):

Doppelverwertungsverbot

DieQualifikation des dritten Falls des § 143 StGB ist schon bei Vor-
liegen einer der Varianten des § 84 Abs 1 StGB gegeben. Dem-
nach ist dieWertung einer Verletzung in zweifacher Hinsicht als er-
schwerend, nämlich als an sich schwer und verbunden mit einer
mehr als 24 Tage dauernden Gesundheitsschädigung, kein Ver-
stoß gegen das Doppelverwertungsverbot des § 32 Abs 2 erster
Satz StGB.
OGH 9. 9. 2004, 15 Os 47, 98/04 (LG Innsbruck 24 Hv 225/
03g); ÖJZ LSK 2005/33; EvBl 2005/63.

&

§ 75 Abs 4 AktG:

Anfechtungsklage gegen Vorstandsabberufung

Ein abberufenes Vorstandsmitglied muss ohne schuldhafte Verzö-
gerung, das heißt innerhalb einer den konkreten Umständen ange-
messenen Frist, Klage nach § 75 Abs 4 AktG erheben.

OGH 5. 5. 2004, 9 Ob 19/04 s, RdW 2004/543 = ecolex
2004/409 = GesRZ 2004, 324.

&

Keine Erstattungspflicht von Ausbildungskosten bei AN-Erklärung,
das befristete Dienstverhältnis nicht verlängern zu wollen

Die Erklärung, einen befristeten Vertrag nicht fortsetzen zu wollen,
beendet kein unbefristetes Vertragsverhältnis und ist auch nicht als

Kündigung im Sinne einer einseitigen, auf Beendigung eines unbe-

Schon gelesen?
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fristeten Dienstverhältnisses gerichteten Willenserklärung zu verste-
hen, sondern verhindert lediglich die Überleitung in ein unbefriste-
tes Dienstverhältnis. Eine kollektivvertragliche Rückzahlungsver-
pflichtung des Arbeitnehmers, für vom Arbeitgeber aufgewendete
Aus- und Weiterbildungskosten, besteht daher für den Fall der
„Nichtverlängerungserklärung“ nicht.

OGH 17. 11. 2004, 9 ObA 107/04g, RdW 2005/372.

&

EU-RL 2002/58/EG; §§ 107, 109 Abs 2 Z 19 –21 TKG 2003;
BGH vom 6. 3. 2004, I ZR 81/01:

Fortschritte im Kampf gegen unerwünschte E-Mail-Werbung:
„Frühstück ohne Spam“, Artikel von Dr. Lars Jaeschke, Rechtsrefe-
rendar, in ÖJZ 2005, 441 ff.

(Zur EU-Datenschutzrichtlinie für elektronische Kommunikation
[2002/58/EG]; zur Umsetzung im TKG 2003: Verstoß gegen
SPAMMING ist Verwaltungsübertretung gem § 109 Abs 2 TKG.
Strafrechtlich sind durch § 126b StGB Datenbeschädigungen er-
fasst, jedoch nur jene, die schwere Funktionsfähigkeit des Compu-
ters verursachen. Sehr gute Aufbereitung des oft lästigen Themas
unter besonderer Berücksichtigung des Urteils des Deutschen
BGH vom 6. 3. 2004, I ZR 81/01, wonach das Versenden von
SPAMS Verstoß gegen die guten Sitten im Wettbewerb und der
„Anti-SPAM-Allianz“ von AOL, Microsoft und Yahoo sowie weiterer
Maßnahmen wie privater Schutz gegen SPAM/alternative E-Mail-
Adresse/Robinson-Liste etc. Bisanz.)

Diese Ausgabe von „Schon gelesen?“ entstand unter der Mitwir-
kung von RA Dr. Manfred Ainedter, RA Dr. Harald Bisanz und
RA Dr. Ullrich Saurer.
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Das Neueste zum Zivilrecht

www.manz.at
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Danzl
Schmerzengeld CD-ROM 2/2005

Diese Datenbank auf CD-ROM enthält rund 2200 Entscheidungen aus dem
Zeitraum 1980 bis Juni 2005. In diesen kann gezielt nach der angemessenen
Höhe des Schmerzengeldes bzw. der Verunstaltungsentschädigung gesucht wer-
den. Bei Eingabe eines oder mehrerer Suchbegriffe (z.B. „Meniskus“ oder „Arm-
bruch“) werden in Sekundenschnelle alle relevanten Entscheidungen gefunden
und der zugesprochene Geldbetrag in Euro, Datum, Gericht, Geschäftszahl,
Fundstelle, Begehren, Verletzungen, Schmerzen, Dauer des Spitalsaufenthalts
sowie Angaben zur Person des Verletzten angezeigt. 
Updates dieser CD-ROM erfolgen halbjährlich (ca. März und ca. September) und
können im Abo vergünstigt bezogen werden.

Im Abonnement EUR 28,80 statt EUR 42,– ISBN 3-214-18751-1
Damit steht auch eine laufende Aktualisierung von Danzl/Gutiérrez-Lobos/Müller,
„Das Schmerzengeld in medizinischer und juristischer Sicht“, zur Verfügung. 
Buch + CD-ROM. EUR 84,– ISBN 3-214-12021-2

Jetzt

auf Stand 

Juni 2005!
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RECHTaktuell
Das Neueste zum Zivilprozessrecht

Brenn
Europäischer Zivilprozess
Leitfaden für das 
grenzüberschreitende Verfahren in Österreich

� Kompakter Überblick über die maßgeblichen
gemeinschaftsrechtlichen Vorschriften,
ua EuGVVO, Europäischer Vollstreckungstitel-
VO, EZV, Beweisaufnahme-VO;
unter Einbeziehung von in Ausarbeitung 
befindlichen Rechtsakten, wie zB 
Europäisches Mahnverfahren-VO-Vorschlag
(In-Kraft-Treten voraussichtlich 1. 1. 2006)

� Konsequenzen für das österreichische
Verfahren, praxisgerecht zusammengefasst in
den grauen Kästchen am Ende jedes Abschnitts

� Schnelles Auffinden der gesuchten Stelle durch
Randzahlen und Stichwortverzeichnis

� Viel weiterführende Information zu Entscheidungen
und Literatur in den Fußnoten

� Übersichtliches Entscheidungsregister zur österreichischen und EuGH-
Rechtsprechung

� „Das Wichtigste in 20 Punkten“ – die Checkliste zum Zivilverfahren mit
Auslandsberührung auf den Umschlagklappen, noch bevor Sie das Buch 
aufblättern!

Der Autor
Mag. Dr. Christoph Brenn, LL.M. ist Richter des Oberlandesgerichtes Wien und
war als Mitglied diverser Arbeitsgruppen an der Erarbeitung mehrerer einschlä-
giger europäischer und internationaler Rechtsakte beteiligt.
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www.manz.at
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RA Dr. Gottfried Thiery, Wien

Die Konten- und Geldverwaltung des Rechtsanwaltes
Dem Andenken Ernst Jahodas1)
Der österreichische Gesetzgeber hatte viele Jahre hindurch den Berufsstand der Rechtsanwälte mit eingehenden Regelungen
über die Gebarung von Geldern und die Verwaltung von Konten verschont. Selbst vor dem Hintergrund einer sehr geringen
Regulierung sah sich Jahoda2) noch 1984 zu der Feststellung veranlasst, dass „in Anwaltskreisen eine geradezu unglaub-
liche Unklarheit und Unwissenheit bezüglich einer ordnungsgemäßen Geldgebarung besteht”. Es war ein Anliegen Jahodas
in einer Reihe von kritischen Stellungnahmen,3) eine Sensibilisierung für das Thema Konten- und Geldverwaltung zu errei-
chen. Bereits 1972 formulierte Jahoda4) vor dem Hintergrund einer bloßen Empfehlung,5) Fremdgelder auf Anderkonten zu
verwahren, folgendes Anliegen an den Gesetzgeber: „Vor allem aber wäre der Anwalt durch Gesetz – nicht nur durch
Richtlinien – zu verpflichten, alle bei ihm eingehenden Fremdgelder entweder binnen 8 Tagen an den Klienten weiter zu leiten
oder sie binnen derselben Frist auf ein auf den Namen des Klienten lautendes Anderkonto oder Sparbuch zu erlegen. Der
Erlag auf ein conto ordinario wäre als unzureichend entschieden abzulehnen.“ Viele Anregungen Jahodas wurden erst
später – vereinzelt auch als Folge krisenhafter Entwicklungen – umgesetzt.6)

Die Bestimmungen über Geld- und Kontenverwaltung sind seit
Jahodas Befund wesentlich erweitert und verschärft worden: So
wurde insb mit Wirkung 1. 1. 2000 §§ 9b und 43 RL-BA 1977
grundlegend novelliert. Mit der Neufassung sollte insb dem Kapitel

Mandantengelder der schon 1988 beschlossenen Berufsregeln der
Rechtsanwälte der Europäischen Union (im Folgenden kurz CCBE-
Berufsregeln)7) Rechnung getragen werden.

Der korrekte Umgang mit Klientengeldern gehört zu den grundle-
gendsten Pflichten des Berufsstandes.8) Die Kenntnis der Konten-
und Geldverwaltung ist daher für den Anwalt unerlässlich. Dies gilt
unabhängig davon, ob der Rechtsanwalt seine Einkünfte9) einer-
seits wahlweise im Wege einer Ein- und Ausgaben-Rechnung nach
§ 4 Abs 3 EStG oder auf Grund einer doppelten Erfolgsrechnung
(Bilanz und GV) nach § 4 Abs 1 EStG ermittelt oder andererseits
wie im Fall der Anwalts-GmbH jedenfalls nach § 5 EStG (Bilanz
und GV) ermitteln muss.10) Während der Rechtsanwalt die Rech-
nungslegung durch Kanzleiaußenstehende besorgen lassen kann,
gilt dies nicht für die Geld- und Kontenverwaltung. Diese gehört zu
den nicht delegierbaren Pflichten jedes Rechtsanwaltes.

Der folgende Beitrag versucht grundlegende Fragen der Konten-
und Geldverwaltung des österreichischen Rechtsanwalts näher zu
beleuchten. Ausgenommen sind die auf der jeweiligen Kammer-
ebene geregelten Einrichtungen für ein elektronisches Treuhand-
buch. Der Beitrag basiert auf einem Vortrag, den der Autor seit
zehn Jahren im Rahmen des von ihm gemeinsam mit RA Dr. Eike
Lindinger betreuten und gestalteten Seminars der Anwaltsakade-
mie „Start Up für Rechtsanwälte – Der Sprung ins kalte Wasser“
hält. Dem Vortrag folgten stets lebhafte Diskussionen mit jungen an-
gehenden und auch bereits praktizierenden Rechtsanwälten. Über
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1) Zur Würdigung der Verdienste Ernst Jahodas siehe die FS für Ernst Jaho-
da, dem Nestor der österreichischen Advokatur, gewidmet vom Österrei-
chischen Rechtsanwaltskammertag, Sondernummer des Österrei-
chischen Anwaltsblattes 1992.

2) Jahoda, Erstreckt sich die Freiheit der Advokatur auch auf die Geldge-
bahrung? AnwBl 1984, 457; derselbe, Sinn undWidersinn anwaltlicher
Freiheit, ÖJZ 1984, 150.

3) Siehe Jahoda, . . . und führe uns nicht in Versuchung! AnwBl 1972, 136;
derselbe, Das Anderkonto, AnwBl 1973, 35; derselbe, Zur Frage der Er-
lagsbefugnis gemäß § 19 Abs 3 RAO und des Kostenersatzes in eigener
Sache, AnwBl 1982, 191; derselbe, Erstreckt sich die Freiheit der Advo-
katur auch auf die Geldgebarung? AnwBl 1984, 457; derselbe, Sinn
und Widersinn anwaltlicher Freiheit, ÖJZ 1984, 150. Den Stellungnah-
men Jahodas lag eine heftig geführte Kontroverse mit dem Präsidenten
der Steiermärkischen Rechtsanwaltskammer Leo Gebauer zugrunde:
vgl dazu die Stellungnahmen Gebauers, Defraudanten, AnwBl 1972,
308; derselbe, Periodische „Revisionen“ in den Anwaltskanzleien durch
„Abgeordnete der Kammer“? AnwBl 1984, 245.

4) Siehe va Jahoda, . . . und führe uns nicht in Versuchung! AnwBl 1972,
137.

5) Jahoda, Das Anderkonto, AnwBl 1973, 35 zitiert einen Beschluss des
Ausschusses der Rechtsanwaltskammer für Wien, Niederösterreich und
Burgenland aus dem Jahre 1949, veröffentlicht im NBl Nr 2/1949, Sei-
te 6.

6) Diese Entwicklung entschied die Kontroverse Jahoda vs Gebauer eindeu-
tig zu Gunsten Jahodas.

7) Berufsregeln der Rechtsanwälte der Europäischen Union, ursprünglich
angenommen von der Vollversammlungen des Council of the Bars and
Law Societies of the European Union (CCBE) am 28. 11. 1998, geändert
durch die CCBE Vollversammlungen vom 28. 11. 1998 und vom 6. 12.
2002.

8) So OBDK 25. 2. 2002, 7 Bkd 8/01, AnwBl 2002, 482; vgl auch den
von Jahoda, Das Anderkonto, AnwBl 1973, 35 zitierten Beschluss des
Ausschusses der Rechtsanwaltskammer für Wien, Niederösterreich und
Burgenland, veröffentlicht im NBl Nr 2/1949, Seite 6: „Eine geordnete
Kassenführung und die gewissenhafte Gebarung mit fremden, dem
Rechtsanwalt anvertrauten Geld gehört zu den wichtigsten Berufspflich-
ten“.

9) Der Rechtsanwalt erzielt als Einzelunternehmer oder als Mitunternehmer
einer Personengesellschaft Einkünfte nach § 22 EStG (Selbständige Ar-
beit), die Anwalts-GmbH Einkünfte aus Gewerbebetrieb nach § 23
EStG.

10) Die Betriebsausgabenpauschalierung nach § 17 EStG in der Höhe von
12% des Jahresumsatzes dürfte vor allem für einen Anwalt von Interesse
sein, der nur einen geringen Aufwand hat, weil dieser vom Regiepartner
getragen wird.
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das Interesse der jungen Kollegen an diesem Thema hätte sich Ernst
Jahoda sicherlich sehr gefreut. Seinem Andenken sei dieser Beitrag
gewidmet.

I. Unterscheidung in Mandantengeld (Fremdgeld)
und Kanzleigeld

Während § 16 RL-BA 1977 allgemein bestimmt, dass der Rechts-
anwalt Gelder und andere Vermögenswerte, die ihm zu einem be-
stimmten Zweck übergeben worden sind, weder widmungswidrig
verwenden noch zurückbehalten darf, enthält § 43 RL-BA eine ex-
plizite Handlungsanweisung für „fremdes Geld“. Danach hat der
Rechtsanwalt „Fremdgeld” entweder unverzüglich an den Berech-
tigten auszufolgen oder – sofern der Rechtsanwalt einen Auftrag
für dessen Verwahrung hat – die Verwaltung nur auf einem geson-
derten Anderkonto vorzunehmen.

Das Fremdgeld ist in der Regel das Geld des Mandanten. Dement-
sprechend verwendet 3.8.1 der CCBE-Berufsregeln in der engli-
schen Fassung den Ausdruck client’s funds, in der deutschen den
Ausdruck Mandantengelder.

Dem Fremdgeld ist das Geld des Anwaltes gegenüberzustellen.
Die RAO und die RL-BA 1977 erwähnen das Geld des Anwaltes
nicht gesondert. Sie setzen es als begriffliches Gegenstück zum
Mandantengeld/Fremdgeld voraus. Das Geld des Anwaltes ist
jenes Geld, dessen Gebarung nach der RL-BA 1977 und der
RAO keiner gesonderten Regelung unterliegt: Im Folgenden soll
für das Geld des Anwaltes der Begriff Kanzleigeld verwendet
werden.

II. Definition Mandantengelder/Fremdgeld

3.8.1. der CCBE-Berufsregeln definiert Mandantengelder kurz als
dem Rechtsanwalt zu irgendeinem Zeitpunkt anvertraute Gelder,
die für den Mandanten oder Dritte bestimmt sind. Nach dieser De-
finition erfassen Mandantengelder alle Gelder, die der Rechtsan-
walt in Verbindung mit seiner Kanzleitätigkeit auf Grund eines
Rechtsanwaltsmandates zur Verwahrung und/oder Weiterleitung
an den Mandanten oder Dritten übernimmt. Die RAO und die
RL-BA 1977 enthalten keine derartige explizite Definition von
Fremdgeld. Allerdings finden sich in § 9b RL-BA 1977, der den
Rechtsanwaltskammern Sicherungs- und Überwachungseinrichtun-
gen vorschreibt, indirekte Hinweise. Diese Einrichtungen haben
der Sicherung und Überwachung von Geld zu dienen, das der
Rechtsanwalt im Rahmen vertraglich übernommener Treuhand-
schaften mit dem Auftrag zu dessen Verwahrung und späteren Aus-
folgung für den Fall des Eintritts einer oder mehrerer Bedingungen
an einen oder mehrere, ihm als Begünstigte genannte Dritte über-
nimmt und durchführt. Auch wenn nicht wortgleich, ist der von
§ 9b RL-BA 1977 erfasste Gegenstand Fremdgeld identisch mit

den 3.8.1. der CCBE-Berufsregeln. § 9 Abs 1 RL-BA 1977 nimmt
in der Folge (lit b bis lit d) bestimmtes Geld vom Anwendungsbe-
reich der Sicherungseinrichtungen aus: Treuhanderläge, die für
die Entrichtung von Gerichtsgebühren oder Steuern oder Abgaben
gewidmet sind (lit b), die Entgegennahme von Geldbeträgen im
Rahmen einer Forderungsbetreibung oder Prozessführung (lit c),
die Verwaltung von Vermögen und die Tätigkeit als Ausgleichs-
oder Masseverwalter (lit d). In diesen Fällen liegt Fremdgeld vor.
Es ist lediglich vom Anwendungsbereich des elektronischen anwalt-
lichen Treuhandbuches ausgenommen.
All diesen Umschreibungen/Definitionen liegt zugrunde, dass
Fremdgeld stets dann vorliegt, wenn der Rechtsanwalt Geld entge-
gennimmt, das er nicht für sich behalten darf. Er muss es entweder
vorübergehend verwahren oder hat es weiterzuleiten. In folgenden
Fällen liegt daher immer Fremdgeld vor:
* Geld, das auf Grund eines Treuhandauftrages übernommen

wurde;
* Geld, das im Prozess erstritten wurde;
* Geld, das im Rahmen einer Forderungsbetreibung durch den

Rechtsanwalt entgegengenommen wird;
* Geld, das der Anwalt vom Mandanten erhält, um zukünftige Aus-

gaben im Zusammenhang mit der Mandatserfüllung zu decken

(zB Gerichtskosten, Sachverständigengebühren, Beträge für Steu-

ern oder Abgaben).

Umgekehrt kann der Rechtsanwalt folgende Beträge als Kanzlei-
geld ansprechen:
* Geld, das der Anwalt auf Grund einer gelegten Honorarnote ver-

einnahmt;
* Geld, das der Anwalt auf Grund eines vereinbarten fixen Hono-

rars erhält;
* Geld, das der Anwalt aus eigener Tasche in die Kanzlei einzahlt.

Der Anwalt kann niemals sein eigener Mandant sein. Letzteres gilt

auch für Mitglieder einer Sozietät.

III. Honorar-Akonto:
Fremdgeld/Mandantengeld oder Kanzleigeld?

Nähere Untersuchung verdienen Zahlungen des Klienten an den
Rechtsanwalt für
* erst in der Zukunft zu erbringende und abzurechnende oder
* bereits teilweise erbrachte, aber noch nicht abgerechnete anwalt-

liche Leistungen.

Derartige Anzahlungen werden üblicherweise als Honorar-Akonto
bezeichnet. In der Praxis finden sich auch andere Begriffe wie Vor-
schüsse (§ 19 RAO) oder jüngst auch „Teilkostenbeiträge“ (!) etc.
Hier ist zunächst hervorzuheben, dass der Rechtsanwalt nicht be-
rechtigt ist, die vom Klienten geleistete Akonto-Zahlung dauerhaft
zu behalten, solange und in dem Umfang der Akonto-Zahlung
nicht erbrachte und abgerechnete Leistungen des Rechtsanwaltes
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gegenüber stehen. Diese Rückzahlungsverpflichtung wird dann
besonders evident, wenn der Rechtsanwalt seinen Gewinn freiwil-
lig nach § 4 Abs 1 EStG oder verpflichtend wie im Fall der An-
walts-GmbH nach § 5 EStG auf Grund einer doppelten Erfolgs-
rechnung (Bilanz und GV) ermittelt: Das Honorar-Akonto ist als
Verbindlichkeit unter dem Posten Erhaltene Anzahlung in der Bi-
lanz einzustellen (vgl § 224 Abs 3 D Z 3 HGB),11) weil die An-
zahlung in dem Umfang zurückzuerstatten ist, als keine Leistungen
erbracht werden. Die bilanzielle Behandlung der Rückzahlungs-
verpflichtung weist für die Einordnung des Honorar-Akontos zwar
die Richtung, sie ist jedoch nicht für sich allein ausschlaggebend.
Entscheidend für die Beurteilung als Fremdgeld ist vor allem die zi-
vilrechtliche Widmung, dh der mit der Akonto-Leistung regelmäßig
verbundene Zweck. Treffen die Parteien des Mandatsvertrages
keine explizite Vereinbarung über die Verwendung des Honorar-
Akontos, so ist dieses zunächst nur (!) auf Sicherung der Erbrin-
gung der künftigen Honorarzahlung durch den Klienten gerichtet.
Der Rechtsanwalt soll Sicherheit für die Einbringlichkeit der Ge-
genleistung des Klienten für
* die bereits erbrachten und noch nicht abgerechneten oder
* die zukünftig zu erbringenden und abzurechnenden anwaltlichen

Leistungen haben.

Darüber hinaus leistet der Klient eine Akontozahlung, um es dem
Anwalt zu ermöglichen, reine mandatsbezogene Auslagen zu de-
cken, die mit der Erfüllung des Mandats unmittelbar verbunden
sind. Der beschriebene Zweck schließt die Behandlung des Hono-
rar-Akontos als Kanzleigeld aus. Keineswegs dient das Honorar-
Akonto der Finanzierung des allgemeinen Kanzleibetriebes (Miet-
zins, Löhne etc) oder gar der Bezahlung privater Aufwendungen
des Rechtsanwaltes, sofern dies nicht ausdrücklich mit dem Klien-
ten vereinbart ist. Eine explizite Abrede für die Verwendung eines
Honorar-Akontos für allgemeine Kanzleiaufwendungen ist mög-
lich. Sie ist insb dort sinnvoll, wo die Umsetzung des Mandates ge-
sonderte Aufwendungen für den allgemeinen Kanzleibetrieb not-
wendig macht. Trifft der Rechtsanwalt keine explizite Abrede, kann
er das Honorar-Akonto nur unter der Voraussetzung der erfolgten
(teilweisen) Leistungserbringung und deren Abrechnung für Kanz-
leizwecke verwenden. Dies zwingt den Rechtsanwalt, zeitnah
seine Leistungserbringung abzurechnen.

Vom Honorar-Akonto ist der Fall zu unterscheiden, in dem der
Klient mit der Honorar-Zahlung in Vorleistung tritt. Dies kommt
vor allem bei Vereinbarung eines Pauschalbetrages in Betracht.
Pauschalvereinbarungen machen jedoch für den Anwalt wirtschaft-
lich nur dort Sinn, wo der zu erbringende Leistungsumfang des
Rechtsanwaltes in Erfüllung des Mandats nicht nur bloß abschätz-
bar, sondern auch im Einzelnen genau definiert ist. Legt der Rechts-
anwalt über ein vereinbartes Pauschalhonorar eine Honorarnote
und tritt der Mandant mit dem vereinbarten Honorarbetrag in Vor-

leistung, dann ist der Rechtsanwalt berechtigt, den vereinnahmten
Betrag als Kanzleigeld zu verwenden. Er muss es nicht als Fremd-
geld verwalten. Dies gilt auch dann, wenn der Rechtsanwalt die für
den pauschalierten Honorarbetrag vereinbarte Gegenleistung
noch nicht erbracht hat. Davon ist die Frage zu trennen, ob und
in welchem Umfang der Rechtsanwalt ein von seinem Mandanten
als Vorleistung erhaltenes Pauschalhonorar zurückzuerstatten hat,
wenn das Mandat gekündigt wird oder aus einem anderen Grund
die anwaltliche Leistung nicht mehr erbracht werden kann. Auch
wenn der Anwaltsvertrag im Regelfall ein Auftragsvertrag ist, wird
die Anwendung der werkvertraglichen Regelung des § 1168
ABGB in diesem Fall die sachgerechte Lösung sein.12)

IV. Trennung von Kanzleikonto und Anderkonto

Nach § 43 RL-BA 1977 hat der Rechtsanwalt dafür Sorge zu tra-
gen, dass fremdes Geld immer auf ein Anderkonto eingezahlt
wird.
Die Verwaltung von Fremdgeld hat daher immer auf einem geson-
derten Mandantengeld/Fremdgeld-Konto zu erfolgen. Dieses Kon-
to muss in Österreich den Anforderungen eines Anderkontos ent-
sprechen. Demgegenüber kann die Verwaltung von Kanzleigeld
auf einem beliebigen Konto (in der Folge: Kanzleigeldkonto) erfol-
gen.13) Sämtliche fremde Gelder können auf einem Anderkonto ge-
führt werden.14)
Die Verpflichtung, Mandantengeld/Fremdgeld immer auf einem
gesonderten Konto, einem Anderkonto (= Mandantengeld/Fremd-
geld-Konto), zu verwalten, hat die strikte Trennung vonMandanten-
geld/Fremdgeld einerseits und Kanzleigeld andererseits, und da-
mit die Führung zweier Kontenkreise zur Folge.
Mandantengeld/Fremdgeld Anderkonto
Kanzleigeld Kanzleigeld-Konto
Diese Trennung, aber insb die Verpflichtung zur Verwahrung von
Fremdgeld auf Anderkonten, erfüllt folgende Zwecke:

1. Rechnungslegung über Mandantengelder

Der Rechtsanwalt soll jederzeit darüber Rechenschaft ablegen kön-
nen, welches Fremdgeld er für welchen Klienten in Verwahrung
hat. 3.8.1.6. der CCBE-Berufsregeln bestimmt daher, dass der
Rechtsanwalt über alle Mandantengeld betreffenden Vorgänge
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11) Vgl Hofians in Straube, HGB II 2/RLG § 224 Rz 72.
12) Vgl zur rechtlichen Qualifikation des Vertrages zwischen Rechtsanwalt

und Mandant sowie zur Anwendung werkvertraglicher Regelungen
durch Jud u L im Einzelfall mwN F. Graf, Anwaltshaftung 5.

13) Vgl die Kundmachung des Österreichischen Rechtsanwaltskammertages
über die Geschäftsbedingungen für Anderkonten der Rechtsanwälte und
Rechtsanwaltsgesellschaften, AnwBl 2005, 289.

14) Die Bestimmung, dass Treuhanderläge, die den Betrag von ATS 3 Mio
übersteigen, auf einem nur für das jeweilige Treuhandgeschäft einzurich-
tenden Anderkonto zu verwahren sind, wurde aufgegeben (§ 43 Abs 3
RL-BA alt).
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vollständig und genau Buch zu führen hat. Dabei ist Mandanten-
geld von sonstigen Guthaben zu trennen. Der Rechtsanwalt hat
dem Mandanten auf Ersuchen die Kontoauszüge zu übergeben.

Ähnlich verpflichtet § 43 Abs 4 RL-BA 1977 den Rechtsanwalt
über Mandantengeld/Fremdgeld Aufzeichnungen zu führen, die
es ihm ermöglichen, jederzeit darüber Rechnung zu legen. Eine
Ausfolgung von Kontoauszügen ist nicht vorgesehen. Dies entbin-
det jedoch nicht den Anwalt von der Verpflichtung, dem Klienten
nachzuweisen, dass er das Geld ordnungsgemäß auf einem An-
derkonto verwaltet.

2. Selbstinformation des Rechtsanwaltes

Die Trennung dient auch der Selbstinformation des Rechtsanwaltes.
Die gesonderte Verwahrung von Fremdgeld ermöglicht dem
Rechtsanwalt festzustellen, über welche Beträge er für seine laufen-
den Kanzleiausgaben und/oder über welche er persönlich verfü-
gen kann und welche Beträge er für die Zahlung an den Mandan-
ten/Dritten bereit halten muss. Das auf gesonderten Konten zu ver-
wahrende Fremdgeld darf nicht für Kanzleizwecke oder für private
Zwecke des Rechtsanwaltes verwendet werden: zB Abdeckung ei-
nes Privat- oder Geschäfts-Kredites des Rechtsanwaltes, Bestellung
als Sicherheit, etc. Dementsprechend sehen die Geschäftsbedin-
gungen für das Anderkonto vor, dass dieses keine geeignete
Grundlage für eine Kreditgewährung bildet. Das Kreditinstitut wird
demnach bei dem Anderkonto weder das Recht der Aufrechnung
noch ein Pfand- oder Zurückbehaltungsrecht geltend machen, es
sei denn wegen solcher Forderungen, die in Bezug auf das Ander-
konto selbst entstanden sind. Ansprüche aus einem Anderkonto
kann der Rechtsanwalt nicht abtreten. Er kann das Konto lediglich
auf einen anderen Rechtsanwalt/eine andere Rechtsanwaltsgesell-
schaft umschreiben lassen.

Der Selbstinformation entspricht auch § 43 Abs 4 RL-BA 1977: Da-
nach müssen die Konten des Rechtsanwaltes, auf die Fremdgelder
eingezahlt wurde, immer ein Guthaben ausweisen, das mind der
Summe der dem Rechtsanwalt anvertrauten Fremdgelder ent-
spricht. Diese Bestimmung entspricht nahezu wortgleich 3.8.1.3.
CCBE-Berufsregeln.

3. Abwehr des Missbrauchs

Die Pflicht zur Trennung soll die Hemmschwelle für einen Angriff
auf Mandantengeld/Fremdgeld erhöhen. Die Vermischung von
Mandantengeld/Fremdgeld einerseits und Kanzleigeld anderer-
seits würde auch psychologisch die zu überschreitende Grenze
verwischen sowie auch das Bewusstsein für die Unantastbarkeit
des Mandantengeldes/Fremdgeldes trüben. Der Hinweis auf das
Vorhandensein eines präsenten Deckungsfonds bildet keine Recht-
fertigung für die Nichteinhaltung der Trennung.

4. Schicksal bei Tod/Pfändung, Insolvenz/Verlust der
Berufsbefugnis

Die Geschäftsbedingungen für Anderkonten sehen besondere
Schutzmechanismen bei Tod, Insolvenz sowie dem Verlust der Be-
rufsbefugnis vor.

Stirbt der Rechtsanwalt, so geht die Forderung aus dem Ander-
konto nicht auf seine Erben über. Wird das Vermögen eines
Rechtsanwaltes gepfändet, so hat das Kreditinstitut die Anderkon-
ten nur dann als betroffen anzusehen, wenn dies ausdrücklich aus
dem Titel hervorgeht. In der Auskunft gibt das Kreditinstitut das
Vorhandensein von Anderkonten des Rechtsanwaltes bekannt,
nicht jedoch den Kontostand und sonstige Einzelheiten. In der In-
solvenz wird das Gericht über das Anderkonto nur mit Zustim-
mung des vom Ausschuss bestellten mittlerweiligen Stellvertreters
verfügen.
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V. Pflicht zur Einrichtung eines als Anderkonto
geführten allgemeinen Eingangs-Kontos

Nach § 43 RL-BA 1977 (vgl 3.8.1.1. CCBE-Berufsregeln) hat der
Rechtsanwalt dafür Sorge zu tragen, dass Fremdgeld immer auf ei-
nem Anderkonto eingezahlt wird. Bereits die erste Überweisung
von Mandantengeld/Fremdgeld an den Rechtsanwalt darf nur
auf ein Anderkonto des Rechtsanwaltes erfolgen. Der Wortlaut
(„immer“) schließt daher aus, dass Fremdgeld auch nur vorüberge-
hend auf Nicht-Anderkonten verwahrt wird. Unzulässig ist daher
insb, wenn der Rechtsanwalt zunächst die Überweisung von
Fremdgeld auf ein Kanzleigeldkonto veranlasst und erst in der
Folge die Weiterleitung auf ein Anderkonto vornimmt. Erhält der
Rechtsanwalt Fremdgeld bar mit dem Auftrag, es zu verwalten,
so muss er dieses Geld ohne unnötigen Verzug auf das Mandan-
ten-Konto überweisen.
Geldüberweisungen an den Rechtsanwalt setzen sich nicht selten
einerseits aus Fremdgeld, andererseits aus Kanzleigeld zusam-
men: ZB der Klient überweist das Honorar für die bereits abgerech-
nete vorprozessuale Vertretung gemeinsam mit der an das Gericht
weiterzuleitenden Gerichtsgebühr. Bei Mischbeträgen kann der
Rechtsanwalt § 43 RL-BA 1977 nur dadurch entsprechen, indem
er bereits das (die) allgemeine(n) Eingangskonto(en) ausnahmslos

als Anderkonten führt.
Aus § 43 RL-BA 1977 folgt auch, dass der Rechtsanwalt auf Brief-
köpfen und im Anwaltscode nur Anderkonten führen darf. Derart
soll vermieden werden, dass der Mandant oder Dritte Fremdgeld
auf ein Konto überweisen, das kein Anderkonto ist. Der Rechtsan-
walt kann nur auf diese Weise sicherstellen, dass vom Klienten
überwiesenes Fremdgeld immer auf einem Anderkonto gebucht
wird.

VI. Müssen sämtliche Zahlungen an den Rechtsanwalt
über das allgemeine Eingangs-Konto geführt werden?

Aus der Verpflichtung zur Einrichtung eines als Anderkonto geführ-
ten Eingangs-Kontos folgt noch nicht, dass der Rechtsanwalt auch
angehalten ist, sämtliche Zahlungen an ihn über dieses allgemeine
Eingangs-Konto zu führen. Ausgenommen ist das Kanzleigeld wie
zB (i) der Ersatz von Barauslagen, die der Rechtsanwalt bereits für
den Klienten bevorschusst hat, (ii) Zahlungen auf gelegte Honorar-
noten. Hinsichtlich derartiger Zahlungen kann der Rechtsanwalt
den Klienten anweisen, direkt auf ein Kanzleigeldkonto zu über-
weisen. Das gilt freilich nicht, wenn der Rechtsanwalt den Klienten
anweist, einen Mischbetrag zu überweisen, der sich aus Fremd-
geld und Kanzleigeld zusammensetzt. In diesem Fall darf der
Rechtsanwalt den Klienten nur anweisen, auf das als Anderkonto
geführte Eingangs-Konto zu überweisen, von dem aus die Weiter-

leitung des Kanzleigeldbetrages auf das Kanzleigeld-Konto erfol-
gen kann.

VII. Verwaltung des allgemeinen Eingangs-Kontos

Der Rechtsanwalt ist verpflichtet, Fremdgeld – sofern kein Grund
zur Verwaltung besteht – ohne unnötigen Verzug an den Berechtig-
ten auszufolgen (§ 43 Abs 3 RL-BA 1977). Berechtigter kann der
Mandant selbst oder ein von ihm bestimmter Dritter, also auch
der Rechtsanwalt selbst, sein: Ähnlich bestimmt 3.8.1.4. der
CCBE-Berufsregeln, dass Mandantengelder umgehend an den
Mandanten oder gemäß den Bedingungen auszuzahlen ist, die
mit demMandanten vereinbart wurden. Der Rechtsanwalt ist daher
verpflichtet, sämtliche Beträge, die auf dem als Anderkonto geführ-
ten Eingangs-Konto gebucht werden, hinsichtlich ihrer weiteren
Verwendung auf die Erfüllung von an den Anwalt erteilten Aufträ-
gen (Weiterleitung und/oder vorübergehende Verwahrung) zu
prüfen. Ergibt die Prüfung, dass der eingegangene Betrag als
Kanzleigeld zu qualifizieren ist, so kann der Rechtsanwalt die Wei-
terleitung dieses Betrags auf das Kanzleigeld-Konto verfügen. Liegt
Fremdgeld vor, so ist der ausdrücklich oder zumindest konkludent
geäußerteWille der Person, die das Fremdgeld an den Anwalt leis-
tet, maßgebend. Dies kann der Klient selbst sein oder ein Dritter (zB
Prozessgegner), der dem Klienten via Anwalt eine Leistung er-
bringt. Besteht ein Auftrag zur Verwahrung, so ist diesem vorrangig
zu entsprechen. Treuhändig von dritter Seite für den Klienten entge-
gengenommene Beträge sind an den Klienten – freilich unter Beob-
achtung von eventuellen Auflagen – weiterzuleiten. Empfängt der
RA vom Prozessgegner Kapital, Zinsen und Kosten, so liegt bis
zur Abrechnung der Leistungen ein Schwebezustand hinsichtlich
des Kostenersatzes vor. Dieser ist bis zur Abrechnung als Fremd-
geld zu behandeln.

Bevorschusst der Rechtsanwalt Gerichtsgebühren oder andere
klientenbezogene Auslagen wie Aktabschriften, Gutachtenskosten
etc, so darf der Rechtsanwalt den vom Klienten auf das Kanzleiein-
gangskonto überwiesenen Gerichtsgebühren-/Auslagenersatz so-
fort auf sein Kanzleigeld-Konto weiterüberweisen. Ebenso darf
der Rechtsanwalt auf das Eingangskonto überwiesene Beträge,
die vom Klienten zur Begleichung einer vom Rechtsanwalt bereits
gelegten Honorarnote geleistet wurden, sofort auf sein Kanzlei-
geld-Konto überweisen. In all diesen Fällen liegen vomMandanten-
willen getragene explizite oder zumindest konkludente Verwen-
dungszwecke vor, die die Überweisung auf das Kanzleigeld-Konto
rechtfertigen. In den genannten Fällen wäre der Rechtsanwalt auch
berechtigt gewesen, die direkte Bezahlung auf das Kanzleigeld-
Konto zu verlangen.

Überweist der Klient die erst später an das Gericht zu entrichtende
Gerichtgebühr (zB die Fertigstellung der Klagsschrift bedarf noch
etwas mehr Zeit), so hat der Rechtsanwalt diese als Fremdgeld
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auf seinem Anderkonto zu verwahren und bei Fälligkeit direkt auf
das Gerichtskonto zu überweisen.

Die Abbuchung und Deckung allgemeiner Kanzleiregien wie bei-
spielsweise Gehälter, Steuern oder Mietzins darf niemals vom als
Anderkonto geführten Eingangskonto erfolgen. Derartige Zahlun-
gen dürfen nur vom Kanzleikonto geleistet werden.

VIII. Ausgleich von Honorarforderungen des
Rechtsanwaltes mit Fremdgeld

Nach 3.8.1.5. der CCBE-Berufsregeln kann der Ausgleich der Ho-
norarforderungen des Rechtsanwaltes mit Mandantengeld/Fremd-
geld – vorbehaltlich entgegenstehender gesetzlicher Vorschriften
oder gerichtlicher Anordnung – nur mit ausdrücklicher oder still-
schweigender Einwilligung des Mandanten erfolgen, für den die
Zahlung vorgenommen wird.

Zu unterscheiden ist
* die Verrechnung mit Fremdgeld, das der Rechtsanwalt von einem

Dritten vereinnahmt, von
* der Verrechnung mit Fremdgeld, das der Rechtsanwalt vom Klien-

ten erhält.

1. Verrechnung der Honorarforderung mit Fremdgeld,
das von einem Dritten kommt

Die RAO enthält in § 19 Abs 1 eine explizite Anweisung für den
Fall, dass der Rechtsanwalt als Treuhänder für seinen Mandanten
Fremdgelder von dritter Seite entgegennimmt, die er auf Grund
der Treuhandvereinbarung an seine Partei weiterzuleiten hat: Der
Rechtsanwalt ist berechtigt, seine Auslagen und seinen Verdienst,
insoweit sie durch erhaltene Vorschüsse nicht gedeckt sind, in Ab-
zug zu bringen. Der Rechtsanwalt ist jedoch verpflichtet („schul-
dig“), sich hierüber sogleich mit seiner Partei zu verrechnen. Das
Abzugsrecht nach § 19 RAO wird als Aufrechnungsbefugnis im
Sinne der §§ 1338 ff ABGB gesehen.15) Die Ausübung der Auf-
rechnung setzt eine Abrechnung der Leistungen voraus (Verrech-
nung), der der Klient nicht widerspricht.

Bestreitet der Klient die Richtigkeit und die Höhe der Forderung des
Rechtsanwaltes, so hat die Aufrechnung zu unterbleiben. Zu Guns-
ten bestrittener Honorarforderungen besitzt ein Rechtsanwalt auch
kein Zurückbehaltungsrecht am Fremdgeld. Bei Bestreitung hat der
Rechtsanwalt die Pflicht, die bei ihm eingegangenen Barschaften
an den Klienten auszufolgen (§ 19 Abs 3 RAO) oder mit gerichtli-
cher Hinterlegung vorzugehen: Tertium non datur! Der Erlag bei
Gericht ist an keine Bedingung geknüpft. Der Rechtsanwalt wird
davon insbesondere dann Gebrauch machen, wenn er befürchten
muss, im Falle der Ausfolgung an den Klienten seine Kosten zu ei-
nem späteren Zeitpunkt nicht mehr oder nur unter erschwerten Be-
dingungen einbringlich zu machen. Das Gesetz schützt daher so-

wohl die Interessen des Anwalts als auch jene des Klienten. Der An-
walt soll die Sicherheit haben, dass aus den bei ihm eingegange-
nen Barschaften seine vollen Kosten abgedeckt werden, auch
wenn der Klient in der Folge zahlungsunfähig wird, einen Zwangs-
ausgleich schließt oder stirbt, noch ehe der Kostenprozess rechts-
kräftig beendet ist. Der Klient aber soll die volle Gewissheit haben,
dass der ihm allenfalls gebührende Betrag der Verfügungsgewalt
des Anwalts entzogen ist und dass er sich im Fall des Todes des An-
walts nicht etwa in einen langwierigen Rechtsstreit mit dessen Er-
ben einlassen muss. Auf den gerichtlich erlegten Betrag kommt
dem Rechtsanwalt ein gesetzliches Pfandrecht für seine Honorar-
forderung zu (§ 19 Abs 4 RAO). Das genannte Wahlrecht ist ohne
schuldhaften Verzug auszuüben. Die Unterlassung der Ausfolgung
an den Klienten oder des Gerichtserlages bildet eine Berufspflich-
tenverletzung. Entscheidet sich der Rechtsanwalt für den Gerichts-
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… informative Entscheidungsübersichten

15) Vgl OGH 27. 5. 1992, 2 Ob 518, 519/92, ÖBA 1992 151, mit An-
merkung von Dullinger.
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erlag, so hat er die Honorarklage einzubringen. Lediglich im Falle,
dass der Ausschuss über Ersuchen des Rechtsanwaltes oder seines
Klienten zwecks gütlicher Einigung tätig wird, hat der Rechtsanwalt
mit der Honorarklage das Ergebnis der Prüfung abzuwarten.

2. Verrechnung der Honorarforderung mit Fremdgeld,
das vom Mandanten kommt

Die RAO regelt nicht die Voraussetzungen für die Verrechnung mit
Akontozahlungen des Klienten. § 19 Abs 1 RAO erwähnt „erhal-
tene Vorschüsse“ nur im Zusammenhang mit der Verrechnung mit
von dritter Seite stammenden Barschaften. Für den Rechtsanwalt
stellen sich die Fragen,
* ob und in welcher Höhe er Zahlungen im Interesse des Mandanten

mit als Honorar-Akonto erlegtem Fremdgeld leisten kann,
* ob und in welcher Höhe er Überweisungen von dem auf dem An-

derkonto erliegenden Akonto-Betrag auf das frei disponierbare

Kanzleikonto vornehmen kann.

Auslagen, die der Anwalt unmittelbar zur Mandatserfüllung mit ei-
genem Geld leistet (zB Bezahlung der Gerichtsgebühren mit Kanz-
leigeld), kann der Rechtsanwalt direkt aus den auf dem Anderkonto
erliegenden Akonto-Beträgen zahlen. Der Rechtsanwalt muss sich
darüber jedoch mit dem Klienten verrechnen. Ähnlich ist die Ab-
rechnung von bereits erbrachten anwaltlichen Leistungen: Der
Rechtsanwalt ist berechtigt, Honorarbeträge auf das Kanzleigeld-
Konto zu seiner freien Verfügung zu überweisen, sofern er darüber
gegenüber dem Klienten Zwischen- oder Endabrechnung legt. In
diesem Fall liegt einem dem § 19 Abs 1 RAO vergleichbare Situa-
tion vor.

Bestreitet der Klient die Zwischen- oder Endabrechnung, so stellt
sich die Frage,
* ob der Rechtsanwalt im Umfang des bestrittenen Honorarbetrages

den Akontobetrag auf seinem Treuhandkonto bis zur gerichtlichen

Klärung belassen kann oder
* ob der Rechtsanwalt analog zu § 19 Abs 3 RAO entweder mit

Rückzahlung des Honorarbetrages an den Klienten oder mit Hin-

terlegung vorzugehen hat.

Meines Erachtens ist die erste Option die sachgerechte Lösung. Der
Rechtsanwalt hat dem Klienten die ordnungsgemäße Verwahrung
auf einem Anderkonto nachzuweisen. Den ursprünglichen Siche-
rungszweck des Honorar-Akontos kann der Klient auch nicht nach-
träglich einseitig durch Bestreitung einer Zwischen- oder Endab-
rechnung widerrufen. In diesem Punkt unterscheidet sich der Fall
der Befriedigung aus einem Honorar-Akonto vom Fall der Befriedi-
gung aus Fremdgeld, das der Rechtsanwalt (ohne Widmung als
Honorar-Akonto) für seine Partei erhält. Allerdings wird in Analo-
gie zu § 19 Abs 3 RAO der Rechtsanwalt verpflichtet sein, seinen
Honoraranspruch mittels Honorarklage geltend zu machen.

IX. Abgabenrechtliche Aspekte

Auf dem Mandanten-Konto sollte kein Kanzleigeld verwaltet wer-
den. Die berufsrechtlichen Bestimmungen verbieten dies jedoch
nicht explizit. § 43 Abs 4 RL-BA 1977 besagt, dass die Konten
des Rechtsanwaltes, auf die Fremdgelder eingezahlt werden, ein
Guthaben ausweisen müssen, das mind der Summe der anvertrau-
ten Fremdgelder entspricht. In abgabenrechtlicher Hinsicht lässt
sich durch die Verwaltung von Kanzleigeld auf einem Anderkonto
jedenfalls kein Vorteil erzielen.16) Die Einnahmenerfassung und die
abgabenrechtliche Behandlung sowohl bei der Umsatzsteuer als
auch bei der Einkommensteuer sind sowohl anhand des „Kanzlei-
kontos“ als auch anhand der Anderkonten vorzunehmen.17) Für
das Entstehen der Steuerpflicht und deren Umfang ist der Zufluss
im Einkommensteuerrecht
* in den Fällen der Gewinnermittlung nach § 4 Abs 3 und § 17

EStG

sowie die Vereinnahmung im Umsatzsteuerrecht
* in den Fällen der §§ 19 Abs 2 Z 1 lit a, b UStG

maßgebend. Im Bereich der Einkommensteuer werden diesfalls die
Einnahmen in jenem Kalendermonat bezogen, in dem sie dem
Steuerpflichtigen zugeflossen sind (§ 19 Abs 1 EStG). Im Bereich
der Umsatzsteuer entsteht in den vorgenannten Fällen die Steuer-
schuld mit Ablauf jenes Kalendermonates, in dem die Entgelte ver-
einnahmt worden sind. Bei Soll-Besteuerung unterliegt die Verein-
nahmung von Anzahlungen der Umsatzsteuer (§ 19 Abs 2 Z 1
lit a UStG): Diesfalls entsteht die Steuerschuld mit Ablauf des Vor-
anmeldungszeitraumes, in dem das Entgelt vereinnahmt worden
ist.

Einnahmen sind einem Steuerpflichtigen dann zugeflossen, wenn
er über diese rechtlich und wirtschaftlich verfügen kann. Lehre
und Rsp übertragen das einkommensteuerrechtliche Zuflussprinzip
auf die Umsatzsteuer: (Standes-)rechtlich und wirtschaftlich verfü-
gen kann der Empfänger sowohl über Honorarbeträge, die auf
dem Kanzleikonto, als auch über Honorarbeträge, die auf dem An-
derkonto gutgeschrieben werden. Auch die Gutschrift eines Hono-
rarbetrages auf einem Anderkonto hat steuerrechtlich einen Zu-
fluss/eine Vereinnahmung zur Folge.18) In abgabenrechtlicher
Sicht kann die Einnahmenbuchhaltung auch auf Grund von Hono-
rareingänge am Anderkonto geführt werden. Der Zeitpunkt der
Umbuchung von Honorareingängen vom Anderkonto auf das
Kanzleikonto zieht keine steuerlichen Konsequenzen nach sich.19)
Grundsätzlich sind daher sämtliche Kanzleikonten auf den Zufluss
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16) Dazu der ausführliche Beitrag von Joklik-Fürst, Praxisfragen zu den An-
derkonten der Rechtsanwälte, ÖStZ 2000, 610, 298; Auskunft des BMF,
GZ 02 2261/6-IV/2/99.

17) Joklik-Fürst, aaO.
18) Joklik-Fürst, Praxisfragen zu den Anderkonten der Rechtsanwälte, ÖStZ

2000, 610, 299.
19) Joklik-Fürst, aaO.
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von Einnahmen zu überprüfen, sodass deren rechtzeitige und voll-
ständige Erfassung in der Einnahmen-Ausgaben-Rechnung ge-
währleistet ist.

Das vom Klienten geleistete Honorar-Akonto unterliegt der Umsatz-
steuer (§ 19 Abs 2 Z 1 lit a UStG). Der Rechtsanwalt ist daher ver-
pflichtet und berechtigt, von der eingegangenen Akontozahlung
die auf ihr lastende Umsatzsteuer abzubuchen, und zwar ungeach-
tet dessen, ob ein dem Klienten übermittelter Akonto-Beleg die Um-
satzsteuer ausweist oder nicht. Hinsichtlich der Einkommensteuer
liegt jedoch ein Zufluss erst dann vor, wenn der Rechtsanwalt end-
oder zwischenabrechnet und den Honoraranspruch mit der geleis-
teten Akontozahlung ausgleicht. In groben Missbrauchsfällen eines
trotz Abrechenbarkeit von Leistungen verzögerten Ausgleiches
kann es dennoch zu einem Zufluss kommen

Nimmt der Rechtsanwalt einen Ausgleich seiner Honorarnote mit
Geldbeträgen vor, die er von Dritten für seine Mandantschaft ver-
einnahmt, so kommt es sowohl in umsatz- als auch in einkommen-
steuerrechtlicher Hinsicht erst mit der Verrechnung nach § 19
Abs 1 RAO und Unterbleiben der Bestreitung der Honorarnote
durch den Klienten zu einem Zufluss/einer Vereinnahmung.

X. Verzinsung von Mandanten-Geldern

Aus der allgemeinen Verpflichtung des Mandatsvertrages, im bes-
ten Interesse des Mandanten zu handeln, ergibt sich auch die Ver-
pflichtung, für eine angemessene Verzinsung der auf dem Man-
danten-Konto erliegenden Gelder zu sorgen. Diese Verpflichtung
erlaubt jedoch keine Abweichung von den genannten Regeln,
insb der Pflicht zur Verwahrung von Fremdgeld/Mandantengeld
auf einem Anderkonto. Selbst wenn auf einem Sparbuch höhere
Zinsen erzielbar wären, rechtfertigt dies nicht, Fremdgeld auf ei-
nem Sparbuch zu verwalten. Unterlässt es der Rechtsanwalt, für
eine angemessene Verzinsung zu sorgen, so haftet er für den
daraus entstandenen Schaden. Der Rechtsanwalt ist bezüglich
der erzielten Zinsen dem Berechtigten gegenüber rechenschafts-
pflichtig.

Literatur: Festschrift für Ernst Jahoda, dem Nestor der österrei-
chischen Advokatur, gewidmet vom Österreichischen Rechtsan-
waltskammertag, Sondernummer des Österreichischen Anwalts-
blattes 1992. Rziha, Über die Rechtsprechung zu § 19 RAO,
Nachrichtenblatt der Österreichischen Anwaltschaft 1954, 38;
Jahoda, . . . und führe uns nicht in Versuchung! AnwBl 1972, 136;
derselbe, Das Anderkonto, AnwBl 1973, 35; derselbe, Zur Frage
der Erlagsbefugnis gemäß § 19 Abs 3 RAO und des Kostenersat-

zes in eigener Sache, AnwBl 1982, 191; derselbe, Erstreckt sich
die Freiheit der Advokatur auch auf die Geldgebarung? AnwBl
1984, 457; derselbe, Sinn und Widersinn anwaltlicher Freiheit,
ÖJZ 1984, 150; Gebauer, Defraudanten, AnwBl 1972, 308;
derselbe, Periodische „Revisionen“ in den Anwaltskanzleien
durch „Abgeordnete der Kammer“? AnwBl 1984, 245; The
Solicitors’ Accounts Rules 1991, in The Guide to the Professional
Conduct of Solicitors, 6th ed published by the Law Society, R. Hal-
berstadt, Accounts for Solicitors, 5th ed; Scheuba, Der Anwalt und
die ihm anvertrauten Vermögenswerte unter den Gesichtspunkten
des österreichischen Zivil- und Strafrechts, in DACH Schriftenrei-
he, Der Anwalt und die ihm anvertrauten Vermögenwerte 67 ff;
Hoffmann, Der Anwalt und die ihm anvertrauten Vermögenwerte
aus standesrechtlichen Gesichtspunkten Österreichs, in DACH
Schriftenreihe, Der Anwalt und die ihm anvertrauten Vermögens-
werte 57 ff; Hochegger, Die Treuhand-Einrichtungen der österrei-
chischen Rechtsanwaltkskammer, immolex 2002, 23; Joklik-Fürst,
Praxisfragen zu den Anderkonten der Rechtsanwälte, ÖStZ 2000,
610, 298.
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Univ.- Prof. Dr. Klaus Schwaighofer, Innsbruck

Notwendige Verteidigung bei kontradiktorischen Vernehmungen?
Das Strafprozessreformgesetz (StPRefG), das am 1. 1. 2008 in Kraft treten soll,1) ist in vielen Bereichen als Fortschritt zu
bezeichnen.2) Nach jahrzehntelangen Diskussionen war es notwendig, Reformschritte zu setzen; dabei mussten Kompro-
misse zwischen zahlreichen gegensätzlichen Interessen (Interessen des Beschuldigten bzw des Verteidigers, Ermittlungs-
interessen der Kriminalpolizei und der Staatsanwaltschaft, Opferinteressen) gefunden werden, die naturgemäß Unzufrie-
denheit und Kritik jener Seite hervorruft, die sich mit ihren Forderungen nicht ausreichend durchsetzen konnte. Wie sich das
neue Gesetz bewährt, das wird sich erst in der praktischen Durchführung ab 2008 und in der Bewältigung der dabei auf-
tretenden Probleme zeigen. Im Folgenden soll ein gravierender rechtsstaatlicher Mangel aufgezeigt werden, auf den schon
mehrfach hingewiesen wurde, dem aber bisher leider nicht nur nicht abgeholfen, sondern der auch im StPRefG fortge-
schrieben wurde: Es geht um die Verteidigung des Beschuldigten bei kontradiktorischen Vernehmungen von Zeugen im
Vorverfahren.

I. Einleitung

Das geltende Recht wie auch die künftige StPO-neu sehen vor,
dass Zeugen, deren Vernehmung in der Hauptverhandlung aus tat-
sächlichen oder rechtlichen Gründen voraussichtlich nicht möglich
sein wird, im Vorverfahren unter Beteiligung der Parteien (kontra-
diktorisch) zu vernehmen sind (§ 162a Abs 1 StPO; § 13 Abs 2,
§ 165 Abs 1 StPO-neu). Für den Zeugenbeweis gilt ja grundsätz-
lich die Unmittelbarkeit (§ 252 Abs 1 StPO; § 13 StPO-neu), dh
Zeugen müssen persönlich zur Hauptverhandlung erscheinen
und dort ihre Aussage ablegen, damit der Wert und die Glaub-
würdigkeit der Aussage bestmöglich gewürdigt werden können.
Im Interesse des Opferschutzes verzichtet der Gesetzgeber jedoch
in einigen Fällen auf diese Unmittelbarkeit: Vor allem Personen,
die möglicherweise Opfer eines Sexualdelikts geworden sind,
werden bereits im Vorverfahren vom Untersuchungsrichter kontra-
diktorisch vernommen; wegen der psychischen Belastung, die mit
jeder (detaillierten) Aussage über das Tatgeschehen verbunden ist,
sollen dem Opfer nach Möglichkeit weitere Vernehmungen erspart
werden. Das Gesetz räumt ihnen das Recht ein, sich bei neuerli-
chen Vernehmungen der Aussage zu entschlagen. Voraussetzung
hierfür und für die Verwertbarkeit der Aussage im Urteil ist, dass
den Parteien Gelegenheit gegeben wurde, an der Vernehmung
teilzunehmen und insb ihr Fragerecht auszuüben (§ 152 Abs 1
Z 2a und 3, § 252 Abs 1 Z 2a StPO; § 156 Abs 1 Z 2 StPO-
neu). Wenn dem Beschuldigten dieses in Art 6 Abs 3 lit d EMRK
verfassungsrechtlich garantierte Verteidigungsrecht nicht gewährt
wird, ist die Aussage bei sonstiger Nichtigkeit unverwertbar. Zur
Schonung des Zeugen wird bei der kontradiktorischen Verneh-
mung die persönliche Konfrontation des Opfers mit dem Verdäch-
tigen tunlichst vermieden, indem die Vernehmung per Videotech-
nik durchgeführt wird (§ 162a Abs 2, 3 StPO; § 165 Abs 3
StPO-neu): Das zu vernehmende Opfer und der Beschuldigte be-
finden sich in verschiedenen Räumen; allfällige Fragen des Be-
schuldigten werden der Vernehmungsperson (Untersuchungsrich-

ter oder einem Sachverständigen) übermittelt, die sie dem Zeugen
stellt.

Gerade bei Sexualdelikten ist die Aussage des Opfers nicht selten
das einzige oder zumindest das wichtigste belastende Beweismit-

tel.3) Seine Aussage bei der kontradiktorischen Vernehmung ist da-
her von größter Bedeutung für den Beschuldigten; mit ihr werden
regelmäßig die Weichen für den Ausgang des Verfahrens gestellt.
Die technische (Video-)Aufzeichnung wird in der Hauptverhand-
lung nur mehr vorgeführt (§ 252 Abs 1 Z 2a StPO), das Opfer
in der Regel gar nicht mehr zur Hauptverhandlung geladen, weil
üblicherweise bereits bei der kontradiktorischen Vernehmung pro-
tokolliert wurde, dass es bei weiteren Aussagen von seinem Ent-
schlagungsrecht Gebrauch machen wird.4)

II. Verteidigung bei kontradiktorischen
Vernehmungen

Der OGH vertritt in ständiger Rechtsprechung unter Hinweis auf
das Fehlen einer entsprechenden gesetzlichen Anordnung die Auf-
fassung, dass für kontradiktorische Vernehmungen keine notwen-

dige Verteidigung bestehe.5)

Diese Situation ist jedoch rechtsstaatlich unerträglich.6) Die aufge-
zeigte elementare Bedeutung der Aussage und die regelmäßig ge-
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1) BGBl I 2004/19.
2) Insb was die überfällige Reglementierung der kriminalpolizeilichen Ar-

beit betrifft.
3) Siehe dazu auch EBRV des StRÄG 2003, 294 BlgNR 22. GP, 30.
4) Siehe zB aus jüngerer Zeit: 11 Os 39/04, 12 Os 127, 04, 15 Os 146/

04 und viele andere; Birklbauer, Anforderungen an eine kontradiktori-
sche Zeugenvernehmung außerhalb der Hauptverhandlung, AnwBl
2002, 512 (517).

5) ZB OGH 13 Os 70/95, 15 Os 79/95, 14 Os 95/95, 14 Os 58/97,
13 Os 96/99, EvBl 1999/51, 11 Os 80/00, 13 Os 108/00, 12 Os
15/01, JBl 2002, 129 (= 13 Os 36/01), 13 Os 121/02, 11 Os 69/
03, 12 Os 127/04.

6) Sogar in den EBRV des StRÄG 2003 (294 BlgNR 22. GP, 30) wird der
fehlende Verteidigerzwang als rechtsstaatlich geradezu unerträglich be-
zeichnet.
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gebene Unfähigkeit des Beschuldigten, das Fragerecht bei kontra-
diktorischen Vernehmungen selbst vernünftig auszuüben, machen
die Vertretung durch einen Verteidiger unabdingbar.

Im Allgemeinen dürfte kaum ein Beschuldigter im Stande sein, das
(angebliche) Tatopfer so zu befragen, dass ihm dies für seine Ver-
teidigung wirklich dienlich ist. Die Erschütterung der Glaubwür-
digkeit des Zeugen, die Aufdeckung von Widersprüchen durch
Eingehen auf Einzelheiten der Schilderung und hartnäckiges
Nachfragen erfordern forensische Erfahrung und juristisches Wis-
sen, das dem Beschuldigten fehlt. Dies gilt ganz besonders, wenn
der Beschuldigte im Verdacht eines Sexualdelikts steht. Die psy-
chische und emotionale Belastung ist hier besonders groß, weil
es um Taten geht, die mit schwersten Strafen bedroht sind und
bei denen im Fall eines Schuldspruchs regelmäßig längere unbe-
dingte Freiheitsstrafen verhängt werden. Hinzu kommt die große
Zahl von wissentlich oder zumindest objektiv falschen Anzeigen
gerade in diesem Deliktsbereich.7) Mit der persönlichen Aus-

übung des Fragerechts ist der Beschuldigte hier völlig überfor-
dert; ein Verteidiger, der dieses Fragerecht unter Einbeziehung
des Wissens und der Informationen des Beschuldigten über den
Tathergang für ihn ausübt, ist unabdingbar. Dabei ist darauf hin-
zuweisen, dass die notwendige Beiziehung eines Verteidigers
selbstverständlich nicht bedeutet, dass deshalb auf die Ladung
des Beschuldigten verzichtet werden könnte. Diese vom OGH in
der E EvBl 2000/203 vertretene Auffassung ist entschieden abzu-
lehnen.8)

Die Forderung, die Teilnahme an einer kontradiktorischen Verneh-
mung eines Zeugen als einen Fall notwendiger Verteidigung zu nor-
mieren, wurde bereits mehrfach, zuletzt sogar einstimmig in den
Verhandlungen der strafrechtlichen Abteilung des 15. ÖJT 2003
in Innsbruck erhoben.9) Sie wurde auch in der Regierungsvorlage
des Strafrechtsänderungsgesetzes 200310) als berechtigt angese-
hen und aufgegriffen, und noch im Unterausschuss des Justizaus-
schusses wurde die Regelung absolut befürwortet.11)

Der Justizausschuss vertrat jedoch überraschenderweise in seinem
Bericht die Auffassung, dass „die Frage der anwaltlichen Vertre-
tung des Beschuldigten während einer kontradiktorischen Verneh-
mung . . . im Hinblick auf die Diskussion über die Verbesserung
der Verteidigungsrechte im Zusammenhang mit der Regierungsvor-
lage eines Strafprozessreformgesetzes (25 der Beilagen XXII. GP)
erörtert werden“ sollte,12) und erreichte damit, dass die vorgeschla-
gene Bestimmung nicht Gesetz wurde.

Interessanterweise findet sich in der angesprochenen RV des
StPRefG, die im Zeitpunkt der Erstellung des Berichts des Justizaus-
schusses bereits vorlag, dazu aber keinWort, und die in der RV des
StRÄG 2003 vorgeschlagene Regelung fand deshalb bedauerli-
cherweise auch nicht Eingang in das StPRefG: § 61 Abs 1 StPO-
neu geht über § 41 Abs 1 StPO nicht hinaus.

Es ist zu hoffen, dass es um nicht allzu viele Fälle geht, in denen der
Beschuldigte im Zeitpunkt der kontradiktorischen Vernehmung un-
vertreten ist: Wenn über ihn die Untersuchungshaft verhängt wird
und solange er in Untersuchungshaft ist, muss er einen Verteidiger
haben (§ 41 Abs 1 Z 3 StPO, § 61 Abs 1 Z 1 StPO-neu), der
dann zu kontradiktorischen Vernehmungen zu laden ist. Wenn
der Beschuldigte außer Stande ist, ohne Beeinträchtigung des not-
wendigen Unterhalts für sich und die unterhaltspflichtigen Personen
die Kosten der Verteidigung zu tragen, hat er ua dann einen An-
spruch auf Beigebung eines Verfahrenshelfers, wenn die Sach-
oder Rechtslage schwierig ist oder er der Gerichtssprache nicht
ausreichend mächtig ist (§ 41 Abs 2 Z 2, 6 StPO; § 61 Abs 2
Z 2, 4 StPO-neu).

An der Schwierigkeit der Sache sollte beim Vorwurf eines Sexual-
deliktes, über das bei einer kontradiktorischen Vernehmung eine
wesentliche Vorentscheidung fällt, eigentlich kein Zweifel beste-
hen, sodass regelmäßig Verfahrenshilfe zu gewähren sein wird.13)
Aber letztlich handelt es sich um eine Ermessensentscheidung des
Gerichts, die von verschiedenen Richtern und verschiedenen Ge-
richten unterschiedlich beurteilt werden kann und auch wird.14)
Überdies muss der Verdächtige einen Antrag auf Beigebung eines
Verfahrenshelfers stellen, und auf diese Möglichkeit wird er oft gar
nicht hingewiesen. So kommt es leider doch immer wieder vor,
dass Verdächtige, die sich (noch) auf freiem Fuß befinden, entwe-
der unvertreten zur kontradiktorischen Vernehmung erscheinen
oder ihr überhaupt fernbleiben, weil sie sich von der Teilnahme da-
ran nichts erwarten oder ihre Überforderung erkennen. Verdächti-
ge, die allein erscheinen, pflegen in aller Regel dem Geschehen

Abhandlungen

7) Siehe etwa Rabl, Gerichtliche Medizin – Kompendium6 (2003) 132, wo-
nach bis zu zwei Drittel der Anzeigen, die Sexualdelikte betreffen, fin-
giert sind. Vgl weiter Tews, Aussagepsychologie – ein verfemtes Fachge-
biet in Österreichs Strafjustiz? RZ 2005, 58 (59); Busse, Der Stellenwert
des sexuellen Missbrauchsverdachtes in familiengerichtlichen Verfahren,
in: Fegert (Hrsg), Begutachtung sexuell missbrauchter Kinder (2001).

8) Schwaighofer, Materielle und formelle Probleme des Sexualstrafrechts,
StPG 31 (2003), 141 (179 f); ders, Materielle und formelle Probleme
des Sexualstrafrechts, ÖJZ 2003, 528 (538); Birklbauer, AnwBl 2002,
514 f.

9) Schwaighofer, StPG 31, 180; ders, ÖJZ 2003, 538; siehe auch
Birklbauer, AnwBl 2002, 517.

10) Art II Z 4 und 5 RV StRÄG 2003, 294 BlgNR 22. GP; siehe auch EBRV
zum StRÄG 2003, 1, 30: Der Verdächtige sollte in all jenen Fällen bei
kontradiktorischen Vernehmungen von einem Verteidiger vertreten sein
müssen, in denen auch in der Hauptverhandlung notwendige Verteidi-
gung angeordnet wäre.

11) Verhandlungen des Unterausschusses des JA am 17. 9. 2003, 7.
12) JAB über die RV des StRÄG 2003, 379 BlgNR 22. GP, 4.
13) Bei Kindern, die bekanntlich nicht selten suggestiven Einflüssen unterlie-

gen, ist die Glaubwürdigkeit der Aussage in besonderemMaße zu hinter-
fragen: Tews, RZ 2005, 59.

14) Siehe etwa OGH 15 Os 79/95: Dass der 64-jährige Verdächtige rechts-
unkundig und schwerhörig war (weshalb er einen Hörapparat trug),
seien keine ausreichenden Gründe, um eine schwierige Sach- oder
Rechtslage iSd § 41 Abs 2 Z 2 StPO darzutun; deshalb sei die Beige-
bung eines Verfahrenshelfers nicht geboten gewesen.
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bloß zuzuhören und keine Fragen zu stellen. Die Gründe dafür
wurden bereits genannt.

Das Ausbleiben des Verdächtigen und die Nichtausübung des Fra-
gerechts trotz Anwesenheit hindern jedoch die Verwertbarkeit der

Zeugenaussage nicht: § 252 Abs 1 Z 2a StPO erlaubt die Vorfüh-
rung von Aussagen, wenn sich Zeugen berechtigt der Aussage ent-
schlagen und die Parteien Gelegenheit hatten, sich an einer ge-
richtlichen Vernehmung zu beteiligen. Wenn der Angeklagte (oder
auch der geladene Verteidiger) diese Gelegenheit nicht genützt
hat, so entsage er selbst dem Verteidigungsrecht und habe die Kon-
sequenzen zu tragen; an der Verwertbarkeit im Urteil ändert dies
nach herrschender Rechtsprechung des OGH jedenfalls nichts.15)

Als „letzte Chance“ stellen Verteidiger nicht selten in der Hauptver-
handlung einen Antrag auf ergänzende Vernehmung des Opfers.
Ein solcher Antrag ist aber nur aussichtsreich, wenn sich seit der
kontradiktorischen Vernehmung neue Umstände ergeben haben,
die eine ergänzende Vernehmung notwendig erscheinen lassen,
und wenn überdies dargetan wird, dass der Zeuge trotz der seiner-
zeitigen Erklärung, in Hinkunft nicht mehr aussagen zu wollen, nun-
mehr zur Aussage bereit ist.16) Der mitunter ebenfalls gestellte An-

trag auf Einholung eines aussagepsychologischen Gutachtens über
die Glaubwürdigkeit des Zeugen wird regelmäßig mit der Begrün-
dung abgewiesen, dass die Beweiswürdigung Sache des Gerich-
tes sei, dass nicht ausreichend begründet wurde, warum die Begut-
achtung indiziert sei, und überdies nicht nachgewiesen wurde,
dass das Opfer bzw sein gesetzlicher Vertreter einer solchen Begut-
achtung zustimmen.17)

III. Ergebnis

Der Gesetzgeber ist dringend aufgerufen, diesen schweren Miss-
stand zu beseitigen und für die kontradiktorische Vernehmung Ver-
teidigerzwang ausdrücklich vorzusehen, wie dies bereits in der RV
des StRÄG 2003 vorgesehen war. Nicht nur das StPRefG, sondern
auch die geltende StPO sollten rasch durch eine entsprechende Be-
stimmung ergänzt werden.

ÖBl

Jetzt in ÖBl 5/2005
bestellen unter 01/531 61-100 �

05/05

Erlaubt ist, was gefällt?
Neues „how-to-do“ für Geschäftspraktiken

Sie fühlen sich irregeführt, aggressiv bedrängt oder beleidigend angesprochen? 
Die Richtlinie der EG über unlautere Geschäftspraktiken sagt, was erlaubt ist! 

• der Maßstab des Durchschnittsverbrauchers
• die Abgrenzung von wirtschaftlichem Verhalten 
• die Wirkung von Verhaltenskodizes
• die Konsequenzen auf Österreich
• die Beurteilung der Umsetzung in Deutschland

Christian Handig entwirrt die Fäden und bietet 
alle Informationen in Heft 5 der ÖBl.

Bestellen Sie: Einzelheft EUR 44,80 

15) Für viele: 14 Os 58/79 (= ÖJZ-LSK 1997/225), 15 Os 79/95, 11 Os
80/00, JBl 2002, 129; Fabrizy, StPO9 (2004), § 162a Rz 1.

16) OGH 11 Os 39/04.
17) ZB 13 Os 121/04, 13 Os 122/04; zu Recht kritisch dazu Tews,

RZ 2005, 60.

458 AnwBl 2005/10



Terminübersicht – Seminare

Oktober 2005

7. bis 8. 10. Rechtsentwicklung im Schadenersatz-
und Versicherungsrecht
Seminar-Nr: 20051007/2 BADEN

7. bis 8. 10. Be up to date! Die Rechtsentwicklung
im EU-Recht
Seminar-Nr: 20051007/8 WIEN

7. bis 8. 10. Die Ehescheidung und ihre Folgen
Seminar-Nr: 20051007/5 GRAZ

7. bis 8. 10. Zivilverfahren II
Seminar-Nr: 20051007/6 INNSBRUCK

11. 10. Seminarreihe Steuerrecht:
11. Liegenschaftsverkehr und Steuern
Seminar-Nr: 20051011/8 WIEN

13. bis 15. 10. „D'rum prüfe, wer sich ewig bindet . . .“
Anwaltliches Know-how rund um
Ehe und Lebensgemeinschaft
Seminar-Nr: 20051013/2 MELK

14. bis 15. 10. Erbrecht und Vermögensnachfolge
Seminar-Nr: 20051014/8 WIEN

19. 10. Infopill: Der neue „Europäische
Vollstreckungstitel“
Seminar-Nr: 20051019/6 INNSBRUCK

21. 10. Rhetorik und Kommunikation
für Rechtsanwälte
Seminar-Nr: 20051021/7 BREGENZ

21. bis 22. 10. Gesellschaftsrecht II
Seminar-Nr: 20051021/3 ST. GEORGEN i. A.

21. bis 22. 10. Persönlichkeitsschutz im Medien-,
Straf- und Zivilrecht
Seminar-Nr: 20051021/5 GRAZ

21. bis 22. 10. Exekutionsrecht intensiv
Seminar-Nr: 20051021/6 INNSBRUCK

21. bis 22. 10. Die Ehescheidung und ihre Folgen
Seminar-Nr: 20051021/8 WIEN

21. bis 22. 10. Standesrecht
Seminar-Nr: 20051021A/8 WIEN

November 2005

3. 11. Infopill: Gruppenbesteuerung
Seminar-Nr: 20051103/8 WIEN

8. 11. Seminarreihe Steuerrecht:
12. Insolvenz und Steuern
Seminar-Nr: 20051108/8 WIEN

10. bis 12. 11. start up für Rechtsanwälte –

der Sprung ins kalte Wasser
Seminar-Nr: 20051110/8 WIEN

11. bis 12. 11. Europarecht in der anwaltlichen
Praxis
Seminar-Nr: 20051111/3 ST. GEORGEN i. A.

11. bis 12. 11. Die VfGH- und VwGH-Beschwerde
Seminar-Nr: 20051111/8 WIEN

11. bis 12. 11. Wettbewerbsrecht
Seminar-Nr: 20051111A/8 WIEN

18. bis 19. 11. Strafrecht
Seminar-Nr: 20051118/6 INNSBRUCK

18. bis 19. 11. Verwaltungsverfahren
Seminar-Nr: 20051118/8 WIEN

18. bis 19. 11. Ausgewählte Materien des
Exekutionsrechts
Seminar-Nr: 20051118A/8 WIEN

22. 11. Seminarreihe Steuerrecht:
13. Vermögensveranlagung
und Steuern – Die Besteuerung der
Einkünfte aus Kapitalvermögen
Seminar-Nr: 20051122/8 WIEN

24. bis 26. 11. train the trainer: Vorträge halten,
Seminare leiten – Expertentipps
für Profis
Seminar-Nr: 20051124/4 MATTSEE

25. bis 26. 11. Exekutionsrecht
Seminar-Nr: 20051125/3 ST. GEORGEN i. A.

25. bis 26. 11. Rechnungslegung und Bilanzlesen
für Rechtsanwälte
Seminar-Nr: 20051125/7 FELDKIRCH

25. bis 26. 11. Gesellschaftsrecht III –
Die Aktiengesellschaft
Seminar-Nr: 20051125/8 WIEN

25. bis 26. 11. Honorarrecht
Seminar-Nr: 20051125A/8 WIEN
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Der neue „Europäische Vollstreckungstitel“
Infopill

Ab 21. 10. 2005 wird die Verordnung (EG) zur Einführung eines
europäischen Vollstreckungstitels für unbestrittene Forderungen
Nr 805/2004 (ABl 30. 4. 2004 L 143/15) gelten.

Damit wird für Entscheidungen über „unbestrittene“ Geldforderun-
gen, also insbesondere für Versäumungsurteile, erstmals eine Voll-
streckung ausländischer Exekutionstitel in Österreich ohne Voll-
streckbarerklärung ermöglicht (und umgekehrt).

Das Gericht des Vollstreckungsstaates ist künftig nicht mehr berech-
tigt, die Vollstreckungsfähigkeit des Titels und (verfahrensrechtli-
che) Mängel bei seinem Zustandekommen (wie etwa ordnungsge-
mäße Zustellung) zu kontrollieren. Eine der Konsequenzen daraus:
Die Nicht-Einlassung auf ein Verfahren im Ausland wird riskant und
ist nicht (mehr) zu empfehlen!

Diese Veranstaltung bietet eine konzentrierte Einführung in dieses
neue europäische Rechtsinstitut samt Querbezügen zum „ordentli-
chen“ Verfahren der Vollstreckbarkeitserklärung.

Termin: Mittwoch, 19. Oktober 2005 = 1 Halbtag

Planung: Dr. Andrea Haniger-Limburg, RA in Innsbruck

Referent: o. Univ.-Prof. Dr. Bernhard König, Universität Innsbruck,
Institut für zivilgerichtliches Verfahren

Seminarinhalt: 17.00 –18.30 Grundlagen und Voraussetzungen
des Europäischen Vollstreckungstitels

18.30 –19.00 Stehbuffet

19.00 –20.30 Überprüfung des Europäischen Vollstreckungstitels,
Auswirkungen auf das Vollstreckungsverfahren

Seminarort: Innsbruck

Seminar-Nr: 20051019/6

Rhetorik und Kommunikation für
Rechtsanwälte
special

Das Seminar behandelt die besonderen rhetorischen und kommuni-
kationstechnischen Herausforderungen für Rechtsanwälte unter be-
sonderer Berücksichtigung des Verhältnisses Anwalt/Mandant und
des Dreiecks- und Spannungsverhältnisses Anwalt/Mandant/Ge-
richt. Es vermittelt Rechtsanwälten Fakten, Fähigkeiten und Tipps
zur klaren und strukturierten Sprache und zum sicheren, glaubwür-
digen und überzeugenden Auftritt.

Wir bitten um rechtzeitige Anmeldung, da die Teilnehmerzahl auf

16 Personen beschränkt ist.

Termin: Freitag, 21. Oktober 2005 = 2 Halbtage

Planung: Dr. Christian Hopp, RA in Feldkirch

Referentin: ao. Univ.-Prof. Dr. Eva Palten, Universität Wien, Institut
für Zivilrecht

Seminarort: Bregenz

Seminar-Nr: 20051021/7

Exekutionsrecht intensiv

basic

Ausgehend von der Vermittlung der grundlegenden Systematik des
Exekutions- und Schuldenregulierungsverfahrens werden anhand
zahlreicher praktischer Beispiele deren Möglichkeiten undWirkun-
gen erörtert. Unterlagen in Form von Arbeitsskripten werden zur
Verfügung gestellt.

Neben einem Skritpum wird zum Thema auch eine CD-ROM mit
Entscheidungen im PDF-Format zur Verfügung gestellt.

Wir bitten um rechtzeitige Anmeldung, da die Teilnehmerzahl auf
20 Personen beschränkt ist.

Termin: Freitag, 21. Oktober 2005 bis Samstag, 22. Oktober
2005 = 3 Halbtage

Planung: ADir. Harald Stockhammer, Rechtspfleger des BG Hall

Referenten: ADir. Harald Stockhammer, Rechtspfleger des BG Hall

Dr. Hannes Neurauter, Vorsteher des BG Zell am Ziller

Seminarort: Innsbruck

Seminar-Nr: 20051021/6

Gruppenbesteuerung

Infopill

Der Vortrag soll eine kurze Skizzierung der rechtlichen und steuer-
lichen Rahmenbedingungen der Gruppenbesteuerung bieten. Ins-
besondere soll das Muster eines Gruppen- und Steuerumlagever-
trages dargestellt werden.

Termin: Donnerstag, 3. November 2005 = 1 Halbtag

Planung: Univ.-Prof. Dr. Michael Enzinger, RA in Wien

Referenten: Dr. Rainer Herzig, RA in Wien

Mag. Gottfried Maria Sulz,Wirtschaftstreuhänder und Steuerbera-
ter, TPA Horwath

Seminarinhalt: 17.00 –18.30 Überblick über die Gruppenbe-
steuerungsregeln des KStG, Gruppenantrag

18.30 –19.00 Stehbuffet

19.00 –20.30 Gruppen- und Steuerumlagevertrag aus steuerli-
cher und rechtlicher Sicht (insbesondere Einlagenrückgewähr)

Seminarort: Wien

Seminar-Nr: 20051103/8

start up für Rechtsanwälte – der Sprung ins
kalte Wasser

special

Der Inhalt dieses Seminars ist hinsichtlich seiner Themenwahl nicht
nur prüfungsorientiert, sondern soll dem Rechtsanwaltsanwärter
Anregungen und Hilfen für die Ausübung seines zukünftigen Beru-
fes geben.

Dieses Seminar wird gesponsert von Raiffeisen Private Banking

Wien.
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Termin: Donnerstag, 10. November 2005 bis Samstag,
12. November 2005 = 5 Halbtage

Planung: Dr. Gottfried Thiery, LL.M., RA in Wien

Dr. Elke Lindinger, RA in Wien

Referenten: DDr. Meinhard Ciresa, RA in Wien

Mag. Peter Harlander, RAA und IT-Unternehmer in Salzburg

Dr. Stefan Köck, LL.M., RA in Wien

Dr. Eike Lindinger, RA in Wien

Mag. Franz Muskovich, Finanzberater, Raiffeisenbank
Dr. Roland Rief, Wirtschaftsprüfer und Steuerberater,
Ernst & Young

Dr. Gottfried Thiery, LL.M., RA in Wien

Gerhard Tögel, EDV-Softwareberater in Wien, EDV2000

Seminarort: Wien

Seminar-Nr: 20051110/8

Gesellschaftsrecht III – Die Aktiengesellschaft
special

Das Seminar soll die Teilnehmer mit dem Aktienrecht der anwaltli-
chen Beratungspraxis vertraut machen und die zahlreichen Unter-
schiede in der Behandlung von börsennotierten und nicht börsen-
notierten (privaten) Aktiengesellschaften verdeutlichen. Zu den
Kernthemen dieses Seminars zählen unter anderem: Was ist bei
der Gründung und der Verfassung von Satzungen zu bedenken?
Maßnahmen der Kapitalbeschaffung (Kapitalerhöhung, bedingtes
Kapital, genehmigtes Kapital, Wandelschuldverschreibungen),
Einlagenrückgewähr, eigene Aktien, verdeckte Sacheinlagen; Auf-
gaben des Vorstandes und des Aufsichtsrates – Corporate Gover-
nance – Haftungsfragen. Die Hauptversammlung: Aufgaben,
Durchführung und Leitung; Nutzung von modernen Kommunikati-
onstechniken; Anfechtung von Beschlüssen.

Problem Mehrheit – Minderheit: Durchsetzung von Kontroll-, Auf-
sichts- und Austrittsrechten sowie Schutz vor funktionswidriger Aus-
übung von Minderheitsrechten. Bedeutung und Ausgestaltung von
Syndikatsverträgen. Sondervorschriften für börsennotierte Aktien-
gesellschaften; Going-public – Going-private; Übernahmerecht;
Übertragung von Aktien; Insiderrecht, Marktmanipulationen und
transaktionsbezogene Meldepflichten (Ad-hoc-Publizität, Beteili-
gungsmeldungen, Erwerb und Veräußerung von eigenen Aktien,
directors dealing).

Termin: Freitag, 25. November 2005 bis Samstag, 26. Novem-
ber 2005 = 3 Halbtage

Planung: Dr. Gottfried Thiery, LL.M., RA in Wien

Referenten: MMag. Dr. MartinWinner,WirtschaftsuniversitätWien

MMag. Dr. Christoph Diregger, Wirtschaftsuniversität Wien

Dr. Gottfried Thiery, LL.M., RA in Wien

Seminarort: Wien

Seminar-Nr: 20051125/8

Eingetragene Rechtsanwälte entrichten im ersten Jahr nach ihrer
Eintragung in die „Liste der Rechtsanwälte“ den Seminarbeitrag,
welcher für Rechtsanwaltsanwärter Gültigkeit hat. Der Veranstal-
tungstermin dieser vergünstigten Seminare muss im Zeitraum bis
zum Ablauf von einem Jahr nach Eintragung liegen. Der Anmel-
dung muss ein Nachweis des Eintragungszeitpunktes beigelegt
werden. Mit dieser Maßnahme sollen Rechtsanwälte nach ihrer
Eintragung eine finanzielle Unterstützung erhalten, sich nach ihrer
Ausbildung weiterhin fortzubilden.

Nähere Informationen erhalten Sie unter Tel (01) 710 57 22-0
oder Fax (01) 710 57 22-20 oder E-Mail office@awak.at. Zusätz-
lich haben Sie unter www.awak.at Gelegenheit, sich zu informie-
ren und sich anzumelden.

Bitte beachten Sie, dass Anmeldungen ausschließlich schriftlich
Gültigkeit haben!

                    Im Namen der Republik  34 Cg 4/05b
Versäumungsurteil 

Klagende Partei:  Österreichischer Rechtsanwaltsverein,
                            1010 Wien 
vertreten durch:   RA Dr. Heinz-Peter Wachter, 1030 Wien 
Beklagte Partei:   „Schuldenfrei“, Verein für Schuldner- 
                             beratung, Scheibengasse 8/1, 1190 Wien 

Die beklagte Partei ist schuldig, es zu unterlassen, im 
geschäftlichen Verkehr zu Zwecken des Wettbewerbs 
Personen anzuschreiben, wenn und soweit sie in 
diesen Schreiben (unter anderem) anbietet, bei der 
Schuldenerfassung, Schuldtilgung oder Umschuldung 
und/oder bei der Durchführung von 
außergerichtlichen Ausgleichen, und/oder mit der 
Organisierung von Privatausgleichen und/oder 
Privatkonkursen Schuldnern zu helfen, wieder 
schuldenfrei zu werden, sofern derartige Tätigkeiten 
nicht durch eine Gewerbeberechtigung der beklagten 
Partei oder durch eine sonstige behördlich 
genehmigte Befugnis zur Ausübung eines freien 
Berufes gedeckt sind. 

Wien, 16.6.05, Dr. Luitgard Ofner 
Handelsgericht Wien 
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AVM – Seminare
COLLABORATIVE LAW 2

Kooperatives Anwaltsverfahren

TrainerInnen: Dr. Andrea Haniger-Limburg

Dr. Friedrich Schwarzinger

Termin: 11. und 12. November 2005, Salzburg

CLIENTING – Klientenbeziehungen neu gestalten

Trainer: DI Dr. Mario Patera

Termin: 17. und 18. November 2005, Wien

PROFESSIONALISIERUNG FÜR MEDIATORINNEN –

Systemische Haltung, Methoden in Mediationsprozessen II

Trainerin: Marlies Lenglachner

Termin: 28. und 29. November 2005, Wien

WIRTSCHAFTSMEDIATION

Wirtschaftsmediation spezial – Mod. 1

Trainer: Dr. Gerhard Falk

Termin 2. und 3. Dezember 2005, Wien

MEDIATION UND KONSENSORIENTIERTES

VERHANDELN I und II

Seminarreihe für KonzipientInnen, die sich nach

dem 1. Juli 2005 eintragen lassen möchten.

Innsbruck

Teil II: 28. und 29. Oktober 2005

(Reservetermin – wird bei Bedarf in Innsbruck eingeschoben):

Teil I: 4. und 5. November 2005

Teil I oder II: 9. und 10. Dezember 2005

Katsdorf, Oberösterreich

Teil I: 11. und 12. November 2005

Anthering, Salzburg

Teil II: 25. und 26. November 2005

Graz

Teil I: 30. September und 1. Oktober 2005

18. und 19. November 2005

Teil II (Reservetermin – wird bei Bedarf in Graz eingeschoben):
2. und 3. Dezember 2005

Wien

Teil I: 28. und 29. Oktober 2005

11. und 12. November 2005

Teil II: 18. und 19. November 2005

Weitere Informationen und Anmeldung im

AVM-Büro oder auf unserer website!

AVM Anwaltliche Vereinigung für

Mediation und kooperatives Verhandeln

1010 Wien, Tuchlauben 12

Tel: (01) 513 12 01, Fax: (01) 513 12 05

E-Mail: office@avm.co.at

Website: www.avm.co.at

Schmitt
Markenrechtliche Probleme
des Umpackens von Waren
beim Parallelimport der EU
bzw EWR

Dieses Werk analysier t
die Entwicklung der Recht-
sprechung des EuGH zum
Umpacken von Waren
(insb Arzneimittel) beim
Parallelimport innerhalb
der EU (EWR) mit dem
Ergebnis, dass Umpacken
zur Sicherung des freien
Warenverkehrs zwar mar-
kenrechtlich zulässig ist,
die Importeure aber nur

solche Maßnahmen setzen dürfen, die zur
Ermöglichung des Vertriebs im Importstaat
rechtlich zwingend und faktisch erforderlich
sind. Außerdem werden systematisch ausge-
wählte Entscheidungen nationaler Gerichte zum
Umpacken dargestellt und analysiert. Für dieses
Werk wurde dem Autor der Franz-Gschnitzer-
Förderungspreis der juridischen Fakultät der
Universität Innsbruck zuerkannt.

2005. XXXIV, 328 Seiten. Br. 
EUR 69,– ISBN 3-214-07728-7
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Niederösterreich

Die in der Vollversammlung der Rechtsanwaltskammer NÖ am
12. 5. 2005 beschlossene Änderung der Geschäftsordnung der
Rechtsanwaltskammer NÖ (betreffend §§ 7 Abs 4, 9 Abs 4,
10 Abs 4 und 16 Abs 2) sowie die beschlossene Neufassung
der Satzung der Versorgungseinrichtung Teil B Zusatzpension
wurden mit Bescheid des Bundesministeriums für Justiz vom
21. 7. 2005, GZ BMJ-B16.202/0003-I 6/2005 genehmigt.

Amtliche Mitteilungen
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getreten)
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rechtspolitischer Kritik

5., überarb. Auflage 2005, 
1.540 Seiten, Leinen
ISBN 3-7073-0690-9
EUR 188,–

Stand 1.8.2005!
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Auszeichnungen für
Rechtsanwälte

Em. Rechtsanwalt Dr. Rudolf Zitta, Salzburg, wurde vom
Bundespräsidenten das Goldene Ehrenzeichen der Republik
Österreich verliehen und am 7. 7. 2005 vom Präsidenten des
Landesgerichtes Salzburg, Dr. Walter Grafinger, feierlich über-
reicht.

Vlnr: Steger, Hirsch, Zitta, Grafinger

Seit Dezember 1974 hat sich RA Dr. Zitta größte Verdienste um
die juristische Aus- und Fortbildung der österr Advokatur erwor-
ben. Bis zum Jahre 2004 hat die von ihm geleitete Arbeitsgemein-
schaft Recht + Fortbildung 201 Seminare veranstaltet, die auch
vielfach den Gedankenaustausch zwischen verschiedenen Beru-
fen außerhalb der Rechtsanwaltschaft mit Richtern, Staatsanwäl-
ten, Wirtschaftstreuhändern ermöglichte. In dieser Arbeitsgemein-
schaft sind die Wurzeln für die heutige Anwaltsakademie ge-
legen.

Am 31. 12. 2004 hat sich Kollege Dr. Zitta aus dem Berufsleben
zurückgezogen. Wir wünschen ihm „jucundi acti labores!“ (Mar-
cus Tullius Cicero: de finibus 2, 105).

RA Dr. Waltraute Steger

Goldenes Ehrenzeichen für Wiener
Ausschuss-Mitglieder

Am 20. 7. 2005 überreichte Frau Bundesministerin Maga. Karin
Miklautsch den Mitgliedern des Wiener Ausschusses, Frau Vize-
präsidentin Dr. Brigitte Birnbaum, Dr. Michael Czinglar, Dr. Georg
Grießer und Dr. Georg Fialka, jeweils das Goldene Ehrenzeichen
für Verdienste um die Republik Österreich, das den Genannten mit

Entschließung des Herrn Bundespräsidenten vom 11. 5. 2005 ver-
liehen worden ist.

Vlnr: Grießer, Birnbaum, Miklautsch, Fialka, Czinglar

In ihrer Laudatio hob die Frau Bundesministerin die jahrzehnte-
lange ehrenamtliche Tätigkeit der vier Ausgezeichneten hervor,
die sowohl für die Advokatur als auch für den Berufsnachwuchs
enormen Einsatz gezeigt hätten. Dr. Birnbaum ist seit 1992 Mit-
glied des Wiener Ausschusses und seit 1999 Vizepräsidentin
mit der Hauptzuständigkeit Mitgliederverwaltung, Berufsnach-
wuchs und Familienrecht. Dr. Czinglar wurde 1993 in den Wie-
ner Ausschuss gewählt und hat seit 1999 das zeitaufwändige Per-
sonalreferat (Mitgliederverwaltung) als Referent verantwortet. Da-
rüber hinaus übt er seit einigen Jahren auch die Funktion des Ge-
neralsekretärs der AVM (Anwaltliche Vereinigung für Mediation)
im Interesse der Anwaltschaft aus. Dr. Fialka wurde bereits 1988
in den Ausschuss der Rechtsanwaltskammer Wien gewählt, war
lange Jahre Vorsitzender und später „einfaches“ Mitglied des Ar-
beitskreises Berufsrecht sowie für die Erarbeitung von Gesetzes-
stellungnahmen, insbesondere im Bereich Verwaltungsrecht und
Verfassungsrecht, tätig. Dr. Grießer wurde 1993 in den Aus-
schuss der Rechtsanwaltskammer Wien gewählt und war neben
seiner Tätigkeit im Kostensenat und anderen Abteilungen vor-
nehmlich für Gesetzesstellungnahmen im Bereich des Arbeits-
und Sozialrechtes tätig. Dres. Czinglar, Fialka und Grießer stan-
den bei der Plenarversammlung 2005 für eine Wiederwahl nicht
mehr zur Verfügung. An der Feierstunde nahmen neben dem Prä-
sidenten der Rechtsanwaltskammer Wien, Dr. Harald Bisanz, und
dem Präsidenten des Österreichischen Rechtsanwaltskammerta-
ges, Dr. Gerhard Benn-Ibler, Vertreter aus Justiz und Justizverwal-
tung sowie Kollegen und Kolleginnen aus dem Wiener Ausschuss
teil.

Die Rechtsanwaltskammer Wien gratuliert den Ausgezeichneten
sehr herzlich.

Aus dem juristischen Leben
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Veranstaltungen

Privatissimum aus Privatrecht
Wintersemester 2005/06

Im Wintersemester 2005/06 veranstalten Franz Bydlinski, Helmut
Koziol, Raimund Bollenberger und Andreas Kletecvka wieder ein
Privatissimum aus Privatrecht, zu dem auch Praktiker herzlich ein-
geladen sind. Die Veranstaltung findet jeweils am Mittwoch, pünkt-
lich ab 17 Uhr, im Seminarraum 34 des Juridicums, Schotten-
bastei 10 –16, 1010 Wien, statt.
Das Programm:
23. 11. 2005 Ass. Dr. Max Leitner, Universität Wien:

Allgemeine Geschäftsbedingungen und Transpa-
renzgebot

7. 12. 2005 Univ.-Ass. Mag. Dr. Thomas Bachner, LL.M. (Cam-
bridge), Wirtschaftsuniversität Wien:
Die floating charge im System des englischen
Privatrechts

14. 12. 2005 Hon.-Prof. Dr. Matthias Neumayr, Hofrat des
OGH:
Haftungsprivileg des Arbeitgebers – Judikatur und
Entwicklungen

18. 1. 2006 Hon.-Prof. Dr. Karl-Heinz Danzl, Hofrat des OGH:
Bemerkenswerte schadenersatzrechtliche Entschei-
dungen des OGH aus dem Jahr 2005 – Rückblick
und Ausblick

Regulierung von Verkehrs-
unfällen mit Auslandsbezug
Seminar des Institutes für Europäisches
Verkehrsrecht

Im Juni 2005 organisierte das Institut für Europäisches Verkehrs-
recht (IEVR) in Zusammenarbeit mit der Europäischen Rechtsakade-
mie in Trier (ERA) eine Tagung zum Thema Verkehrsunfälle mit Aus-
landsbezug. Vier Referenten beleuchteten Fragen des Verkehrs-
und Schadenersatzrechtes in Österreich, Deutschland und Tsche-
chien.
Am 24. und 25. 11. 2005 findet eine ähnliche Veranstaltung in
Budapest statt. Thematisiert werden nicht nur aktuelle Fragen des
Schadenersatzrechts, sondern auch Fragen des anwendbaren
Rechts sowie die Praxis der 4. Kraftfahrzeughaftpflichtversiche-
rungs-Richtlinie. Als Referenten sind Kálmán Kocsis (ungarische
Praxis), Ralf Wittkowski – ADAC (deutsche Praxis), Hugo Haup-
fleisch – ÖAMTC (österreichische Praxis) und Dieter Pscheidl
(4. KH-RL) vorgesehen.
Simultanübersetzung in Deutsch, Englisch und Ungarisch ist vorge-
sehen, nähere Informationen unter www.era.int.

Hugo Haupfleisch

Stress mit Weihnachtsgeschenken für Ihre Klienten?

Mit uns nicht!

E. Schachinger GesmbH & Co Kg
1190 Wien, Billrothstr. 43
Tel:/Fax: 01/368 46 36

Gaumenfreuden (Spirituosen, Bonbonnieren, etc.)
in gewünschter Verpackung werden
kostenlos zugestellt!
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Resonanz

Ad AnwBl 2005, 275 ff
Im Hinblick auf die erschienene Abhandlung des Univ.-Doz.
Dr. Adrian Hollaender, „Die Fairness des Strafverfahrens und
das richtige Verfahrensergebnis“, erlaube ich mir, folgendes „state-
ment“ abzugeben:

Dem Autor ist es mE sehr gut gelungen, die Kritik an der in der Tat
Besorgnis erweckenden Tendenz des Höchstgerichtes, wonach die-
ses ein allzu formalistisches „Eigenleben entfaltet“ hat, plastisch
aufzuarbeiten und inhaltlich zu untermauern.

Der im Aufsatz angesprochene „Anschein einer Rechtsverweige-
rung“ wird, wie die Erfahrung lehrt, zuweilen gerade von Betroffe-
nen nachhaltig verspürt und auch lautstark geäußert. Ich teile die
Bedenken, wenn der OGH durch „Richterrecht“ im Gesetz in die-
ser Form nicht vorgesehene „Behauptungsobliegenheiten“ auf-
stellt, um sie dann abschlägig als nicht prozessordnungskonform
ausgeführt zu „sanktionieren“, was letztlich auf eine weitere Be-
schränkung des ohnehin eingeschränkten Rechtsmittelrechts hi-
nausläuft, soll dieses doch nach dem Verständnis der Bevölkerung
Handhabe dafür bieten, potentielle Fehlurteile als solche zu entlar-
ven und zu beseitigen.

Man möge auch ins Kalkül ziehen, dass etliche Rechtsanwälte auf-
grund des verpflichtenden Verfahrenshilfesystems mit Strafsachen
nur am Rande befasst sind, was mancherorts im Licht des überbor-
denden Formalismus des OGH gerade in Bezug auf das Beweisan-
tragsrecht zu unliebsamen Benachteiligungen von Beschuldigten

führen kann, die nicht das Glück hatten, von einem Spezialisten
vertreten zu werden.

Es entsteht in der Tat subjektiv bisweilen der Eindruck, diese Vor-
gangsweise diene mehr dazu, einem meritorischen Eingehen auf
die Sache selbst aus dem Weg zu gehen, als dazu, die materielle
Wahrheit mit Blickwinkel auf eine immermögliche Unschuld des An-
geklagten zu prüfen, wobei ex post, welch „Kunstgriff“, den jewei-
ligen Verteidigern, nach dem Motto Angriff ist die beste Verteidi-
gung, quasi Unvermögen oder Nachlässigkeit „in die Schuhe ge-
schoben“ wird. Im Artikel wurden etliche Beispiele zitiert. Stoßrich-
tung des sicherlich personell völlig unterbesetzten Höchstgerichtes
sollte mE vielmehr die für die Verbreiterung des Mitarbeiterstabes
zuständige Stelle sein, nicht jedoch das Aufschütten formalistischer
Hürden auf Kosten der materiellenWahrheitsfindung. Es muss nicht
besonders betont werden, dass das Grundrecht auf persönliche
Freiheit etc allerhöchste Sorgsamkeit undAchtung erheischen sollte.
Niemals außer Acht gelassen werden sollte auch, dass es in Straf-
sachen ohnehin nur zwei Instanzen gibt, was bei Fortführung der
mE zu formalistischen Judikatur des Höchstgerichtes umso bedenk-
licher erscheint. Die Straßburger Judikatur zu Art 6 MRK wird mE
zunehmend Einfluss auf die innerstaatliche Rsp zum Nichtigkeits-
grund des § 281 (1) Z 4 StPO nehmen, vorausgesetzt, die unab-
dingbaren Anträge wurden in der Hauptverhandlung „prozessord-
nungsgemäß“ gestellt.

RA Dr. Adolph Platzgummer, Innsbruck

RECHTaktuell
Das Neueste zum öffentlichen Recht

Walter
Hans Kelsen als Verfassungsrichter
Der vorliegende Band 27 der Hans Kelsen Schriftenreihe erkundet und dokumentiert, einer
Biographie gleich, die Tätigkeit Hans Kelsens als Verfassungsrichter. Getrennt in 2
Zeitabschnitte, 1919-1920: (deutsch-)österreichischer VfGH und 1920-1930: VfGH nach
dem B-VG, gibt das Werk spannende Aufschlüsse über: • die Bestellung Kelsens zum
Mitglied des VfGH • das Verhältnis Kelsens zu anderen Mitgliedern des Gerichtshofs 
• bemerkenswerte Positionen Kelsens in der Rechtsprechung, zB in den Entscheidungen
zu den Dispensehen, zur Aufführungsbewilligung von Schnitzlers „Reigen“, zur
Inbetriebnahme des Wiener Krematoriums ua.

2005. X, 92 Seiten. Br. EUR 22,80 ISBN 3-214-07673-6

www.manz.at

Besuchen Sie unsere Fachbuchhandlung für Recht, Steuer, Wir tschaft! Der schnelle Weg zum Recht: 
E-Mail: bestellen@MANZ.at • Tel.: 01/531 61-100 • Fax: 01/531 61-455 MANZ’sche Verlags- und Universitätsbuch-
handlung GmbH, Kohlmarkt 16, 1014 Wien FN 124 181w • HG Wien
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Disziplinarrecht

§ 9 Abs 1 RAO – Bestreitung einer
namens des Mandanten selbst

getroffenen Vereinbarung

8008

§ 9 Abs 1 RAO

§ 9 Abs 1 RAO enthält grundsätzlich eine Um-
schreibung der Standespflichten, deren Verlet-
zung den RA der DisStrafgewalt seiner Standesge-
nossen aussetzt. Ein Anwalt, der namens seines
Mandanten amZustandekommen einer Vereinba-
rung mitwirkt und später deren Bestehen in Ab-
rede stellt, verstößt gegen § 9 Abs 1 RAO.

OBDK 28. 2. 2005, 12 Bkd 4/04

Aus den Gründen:

Dem DB ist insoferne zuzustimmen, als der festgestellte Sachverhalt
nicht dem § 3 RL-BA zu unterstellen ist. § 3 RL-BA betrifft lediglich
Verbindlichkeiten, die der Anwalt selbst, also in eigener Sache
übernommen hat. Auch die im erstinstanzlichen Erk zit Entscheidun-
gen betreffen jeweils Sachverhalte, in denen ein RA Erklärungen in
eigener Sache abgegeben bzw eigene Verbindlichkeiten übernom-
men hat.

Richtigerweise ist der festgestellte Sachverhalt dem § 9 RAO iVm
§ 1 DSt zu unterstellen. Gem § 9 Abs 1 Satz 2 RAO ist der RA
befugt, alles, was er nach dem Gesetz zur Vertretung seiner Par-
tei für dienlich erachtet, unumwunden vorzubringen, ihre Angriffs-
und Verteidigungsmittel in jeder Weise zu gebrauchen, welche
seinem Antrag, seinem Gewissen und den Gesetzen nicht wider-
streiten. § 9 Abs 1 RAO enthält grundsätzlich eine Umschreibung
der Standespflichten, deren Verletzung den RA der DisStrafgewalt
seiner Standesgenossen aussetzt (AnwBl 1984, 339). Nach dem
sowohl von der Behörde erster Instanz als auch vom LG für ZRS
als Arbeits- und Sozialgericht getroffenen Feststellungen ent-
sprach das Vorbringen des DB, eine Dienstfreistellung der Ehegat-
ten X. sei zu keinem Zeitpunkt vereinbart worden, eindeutig nicht
den Tatsachen. Nach den getroffenen Feststellungen wurde die
Dienstfreistellung zwischen den Parteien und deren Vertretern un-
mittelbar vor Abschluss des Vergleiches im Verfahren des LG für
ZRS ausdrücklich bekräftigt (auf die Frage des Anzeigers Dr. Y.,
ob die Dienstfreistellung „o.k.“ sei, antwortete der DB mit „Ja.“).
Damit hat allerdings der DB keine eigene Verpflichtung übernom-
men, sodass § 3 RL-BA nicht zur Anwendung gelangt. Wohl aber
war der DB gem § 9 RAO verpflichtet, sich an diese von ihm für
seine Mandanten abgegebene Erklärung zu halten, sodass es

ihm verwehrt war, in weiterer Folge diese Vereinbarung namens
seiner Klienten zu bestreiten. Sofern ein Auftrag seiner Mandan-
ten vorlag, die getroffene Vereinbarung über die Dienstfreistel-
lung zu bestreiten, wäre der DB verpflichtet gewesen, das diesbe-
zügliche Mandat abzulehnen, da ihn die Erfüllung des Auftrages
zwangsläufig in einen Gewissenskonflikt (Bestreitung einer von
ihm selbst für seine Klienten abgegebenen Erklärung) bringen
musste.

Anmerkung:

Die Vereinbarung betraf einen Detailpunkt (Dienstfreistellung) vor
Abschluss eines gerichtlichen Vergleiches, wobei die mündlich ver-
einbarte Dienstfreistellung („o.k.“ des Besch) seine Mitwirkung dar-
stellt. Nicht als eigene Verpflichtung (ansonsten § 3 RL-BA), son-
dern als Mitwirkendem bei einer Parteienvereinbarung war es
dem Besch nicht gestattet, die – durch ihn für die Partei bestätigte
– Vereinbarung über Dienstfreistellung später zu bestreiten. Sein im
Verfahren bewiesenes „o.k.“ schiebt einer gegenteiligen späteren
Bestreitung der Dienstfreistellungsvereinbarung einen standesrecht-
lichen Riegel vor, und zwar mit „doppelter Qualifikation“, dh Be-
rufspflichtenverletzung und Beeinträchtigung von E und A des
Standes.

Strigl

Standesrecht

§ 2 Abs 1 letzter Satz RAO, §§ 3 und 5 MuttSchG –

Karenzurlaub

8009

§ 2 Abs 1 letzter Satz RAO, §§ 3 und 5 MuttSchG

Wenn die „praktische Verwendung“ durch einen
Karenzurlaub der werdenden Mutter unterbro-
chenwird, kann von der Anwendbarkeit eines ge-
setzlichen Beschäftigungsverbotes nicht die Rede
sein.

VfGH 8. 3. 2005, B 1742/03, OBDK 15. 10. 2003, BKV 3/

03

Aus den Entscheidungsgründen:

Eine Anrechnung von Zeiten des Beschäftigungsverbots, wie von
der Bf ausdrücklich beantragt (in dem Ausmaß, wie sie das Mut-
terschutzgesetz in den §§ 3 und 5 vorsieht), konnte nämlich
schon deshalb nicht in Betracht kommen, weil die Bf im maßgeb-
lichen Zeitraum ihre Tätigkeit bei ihrer ausbildenden RAe auf
Grund des Karenzurlaubes tatsächlich nicht ausübte – von einer

Rechtsprechung
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Anwendbarkeit eines Beschäftigungsverbots nach den §§ 3 und
5 MuttSchG konnte also gar nicht die Rede sein. Es liegt daher
hier nicht der Fall vor, dass das Beschäftigungsverbot nach
dem Mutterschutzgesetz die „praktische Verwendung“ unter-
bricht, weil diese bereits früher durch den Karenzurlaub unterbro-
chen worden war. Damit ist aber auch dem Beschwerdevorbrin-
gen der Boden entzogen, wonach der bel Beh vorgeworfen wur-
de, sich nicht mit der verfassungs- (und gemeinschafts)rechtlichen
Frage auseinandergesetzt zu haben, ob die Bf durch die Nichtan-
rechnung der (hier gar nicht in Betracht kommenden) gesetzli-
chen Zeiten des Beschäftigungsverbots wegen ihres Geschlechts
diskriminiert wird.

Anmerkung:

Die antragstellende ReAA hatte ihren Karenzurlaub bereits begon-
nen, bevor sie ein Beschäftigungsverbot nach dem MuttSchG be-
gonnen hatte. Wenn der Karenzurlaub, wie der VfGH ausspricht,
die „praktische Verwendung unterbricht“, ist eine Anrechnung als
praktische Verwendung nach dieser E des VfGH nicht möglich.
Die OBDK hatte die mit der Geburt des ersten Kindes zusammen-
hängende „Mutterschutzzeit“ (welche hier durch ein qualifiziertes
ärztliches Zeugnis [§ 3 Abs 3 MuttSchG] auf insgesamt 29 Wo-
chen verlängert wurde) beim zweiten Kind (hier in der Dauer
von 61/2 Wochen vor der Geburt des zweiten Kindes – das sich
an den Berechnungstermin des Arztes nicht gehalten hatte – plus
8 Wochen nachher, ds zusammen 141/2 Wochen), nicht als anre-
chenbare ReAA-Praxis anerkannt, weil dem Gesetzgeber zwar zu-
gebilligt werden muss, daran gedacht zu haben, dass eine ReAA
innerhalb der dreijährigen Pflichtpraxis beim RA nicht nur ein Kind,
sondern auch noch ein zweites Kind gebiert, sodass in einem sol-
chen Fall grundsätzlich zwei mal 2 x 8 = 32 Wochen MuttSch-Zeit
anrechenbar sind; aber wie hier insgesamt 431/2 Wochen, das
sind ca 10 Monate innerhalb von 36 Monaten Pflicht-Praxiszeit
beim Rechtsanwalt, schienen der OBDK zu viel, weil dies fast
30% dieser Verwendungszeit umfassen würde (bitte entschuldigen
Sie den langen Satz). Diese Auslegung der OBDK wäre die Ausfül-
lung einer Gesetzeslücke, weil der Gesetzgeber daran gedacht ha-
ben muss, dass innerhalb von drei RA- Praxisjahren auch 2 Gebur-
ten stattfinden können. Aber dass zu diesen 2 x 8 x 2 = 36 Wo-
chen noch zusätzlich besondere vorgeburtliche MuttSch-Zeiten da-
zukommen, ist etwas, was die Legisten der für Sozialpolitik und
Mütter zuständigen Ministerien zwar nicht bedacht haben, weil
sie nicht an RA-Anwärterinnen als solche Mütter mit RA-Pflichtpra-
xis gedacht haben, und die Legisten des BM für Justiz nicht an
die Auswirkungen des § 3 MuttSchG auf die Pflichtpraxiszeit von
RA-Anwärterinnen gedacht haben. Dann ist auch dem klügsten Ge-
setzgeber nicht zusinnbar, dass er per saldo an alles gedacht hat.
Der VfGH durchschnitt den gordischen Knoten: siehe den obigen
Leitsatz. Damit setzte sich der VfGH in Widerspruch zur Meinung

des VwGH (Arb 9340) und des OGH (Arb 9639), 9 ObA 199/
00 ua. Das Ergebnis blieb aber gleich: wenn ein gesetzlich vorge-
schriebener Karenzurlaub die praktische Verwendung der RA-An-
wärterin (§ 2 RAO) unterbricht, sind gesetzliche Beschäftigungsver-
bote laut VfGH danach unanwendbar und die Anrechnung als
praktische Verwendung daher nicht möglich geworden.

Strigl

Zivilverfahrensrecht

Internationale Zuständigkeit
in Kindesunterhaltsangelegenheiten

8010

Art 2 Abs 2 EuGVO, § 110 JN

Art 2 Abs 1 EUGVO schafft eine § 110 JN überla-
gernde internationale Zuständigkeit für Unter-
haltsklagen und Unterhaltsanträge.

LG Innsbruck 8. 4. 2005, 51R 28/05z

Aus der Begründung:

1. Wie das Erstgericht bereits zutreffend hervorgehoben hat,
setzt die Behandlung des ins außerstreitige Verfahren überwiese-
nen Antrags ON 1 ua auch das Vorliegen der internationalen

Zuständigkeit (nach der Terminologie der JN: inländische Ge-
richtsbarkeit) als positive Prozessvoraussetzung auch im außer-
streitigen Verfahren voraus (Simotta in Fasching, ZPO2 § 114
JN RZ 42 ff). Allerdings kann diese internationale Zuständigkeit
ua auch aus unmittelbar anwendbaren und Anwendungsvorrang
genießenden gemeinschaftsrechtlichen Bestimmungen resultieren,
wie etwa der VO (EG) Nr 44/2001 des Rates vom 22. 12.
2000 über die gerichtliche Zuständigkeit und die Anerkennung
und Vollstreckung von Entscheidungen in Zivil- und Handelssa-
chen, kurz EuGVO (Jakusch in Angst, EO § 86 RZ 3; G. Kohleg-
ger in Fasching, ZPO2 Anh § 190 RZ 377; Simotta, § 144 JN
RZ 25, 45). Die EuGVO wirkt nämlich als Verordnung iSd
Art 249 Abs 2 EG in den Rechtsordnungen der Mitgliedstaaten
wie Österreich unmittelbar und ohne weiteren Rechtsetzungsakt
und verdrängt allenfalls entgegenstehendes nationales Recht,
egal wann dieses geschaffen wurde, also vor oder nach In-
Kraft-Treten der Verordnung. Gem den Art 54 Abs1 EuGVÜ,
66 Abs 1, 76 EuGVO trat diese Verordnung mit 1. 3. 2002 in
Kraft und ist daher auf den vorliegenden Antrag ON 1 unmittel-
bar anwendbar.

2. Nach Art 1 Abs 1 EuGVO können Zivil- und Handelssachen, zu
welchem Begriff ua Unterhaltsansprüche gehören (vgl Art 5 Z 2

Rechtsprechung
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EuGVO), gem Art 2 Abs 1 EuGVO im Wohnsitzstaat des Unter-
haltspflichtigen anhängig gemacht werden. Die EuGVO schafft da-
bei einen autonomen (EuGH zB 15. 11. 1983, Rs 288/82,
Duijnestee, Slg 1983, 3663 Tz 17; 16. 12. 1980, Rs 814/79,
Rüffer, Slg 1980, 3807 Rz 7; 22. 2. 1979, Rs 133/78, Gour-
dain, Slg 1979, 733 Rz 3), hier also verordnungsautonom auszu-
legenden europäischen Begriff des Zivil- und Handelsrechts (EuGH
zB 15. 5. 2003, Rs C-266/01, TIARD SA, Slg 2003, I-04867
Tz 20; 14. 12. 2002, Rs C-271/00, Baten, Slg 2002, I-10489
Tz 28; 21. 4. 1993, Rs C-172/91, Sonntag, Slg 1993, I-1963
Tz 18) mit einem weiten Unterhaltsbegriff (EuGH zB 31. 3. 1982,
Rs 25/81, C.H.W., Slg 1982, 1189 Tz 6; 27. 3. 1979, Rs 143/
78, De Cavel, Slg 1979, 1055 Tz 8 ff), bei dem es nicht darauf an-
kommt, in welcher Verfahrensart der Unterhaltsanspruch nach na-
tionalem Recht zu verhandeln und zu entscheiden ist (Kropholler,
Europäisches Zivilprozessrecht7 Art 1 Rz 12; EuGH zB 16. 12.
1980, Rs 814/79, Rüffer, Slg 1980, 3807 Tz 7). Daher schafft
der unmittelbar anwendbare, Anwendungsvorrang genießende
Art 2 Abs 1 EuGVO eine – die vom Erstgericht herangezogene Re-
gelung des § 110 JN überlagernde – Zuständigkeit für Unterhalts-
klagen und Unterhaltsanträge (Simotta, § 114 JN Rz 45). Somit
normieren die Art 2 Abs 1 und Art 5 Z 2 EuGVO, die Kraft ihres
Anwendungsvorrangs als VO iSd Art 249 Abs 2 EG innerstaatli-
che Regelungen, wie zB jene des § 110 JN überlagern, die öster-
reichische internationale Zuständigkeit ua für Unterhaltsanträge
minderjähriger, auch ausländischer Kinder, welche (Anträge) sich
auf gesetzlichen Unterhalt stützen und gegen mit ihnen in gerader
Linie verwandte Personen gerichtet sind, die ihrenWohnsitz im Ho-
heitsgebiet von Österreich haben, hier also im Sprengel des Ge-
richtes.

3. Der zu Unrecht auf die fehlende internationale Zuständigkeit der
Eingabe ON 1 des Antragstellers gegründete Zurückweisungsbe-
schluss des Erstgerichts war daher ersatzlos aufzuheben.

4. Gem § 203 Abs 9 AußStrG, BGBl I 2003/111, sind die Kos-
tenersatzregeln des neuen AußStrG für Verfahren anwendbar,
die wie das vorliegende ab dem 1. 10. 2005 anhängig gemacht
wurden. Nach § 101 Abs 2 AußStrG findet im Verfahren über Un-
terhaltsansprüche eines minderjährigen Kindes ein Kostenersatz
nicht statt. Der Rekurswerber muss daher die Kosten seines wenn-
gleich erfolgreichen Rekurses selbst bestreiten.

Anmerkung:

Für die Geltendmachung von Unterhaltsansprüchen von im Ausland
lebenden minderjährigen Kindern, für welche eine Pflegschaft in
Österreich nicht geführt wurde, war bis zum In-Kraft-Treten der Au-
ßerstreitgesetznovelle BGBl I 2003/111 der Klagsweg vorgesehen,
da es sich um eine Streitigkeit über den aus dem Gesetz gebühren-
den Unterhalt im Sinne des § 49 Abs 2 Z 2 JN handelte.

Im Rahmen der Diskussion zum neuen Außerstreitgesetz wurde wie-
derholt die Entflechtung und Vereinheitlichung ua der streitigen und
außerstreitigen Zuständigkeitsbestimmungen für gesetzliche Unter-
haltsansprüche und deren Verweisung in das Verfahren außer Streit
gefordert (Knoll, Veränderbares im Außerstreitverfahren, RZ 1995,
102; Kohlegger, Überlegungen zu einem Abschnitt „Pflegschaftsver-
fahren“ im besonderen Teil eines neuen Außerstreitgesetzes, ÖJZ
1998, 121; Stabentheiner, Rechtspolitik im Privatrecht, ÖJZ 1995,
45). Zusammen mit der Kundmachung des neuen Außerstreitgeset-
zes, BGBl I 2003/111, wurde mit den Neuregelungen der §§ 49,
108, 114 JN durch das Außerstreit-Begleitgesetz BGBl I 2003/
112 die Zuständigkeit für alle Verfahren zur Festsetzung gesetzlicher
Unterhaltsansprüche zwischen in gerader Linie verwandten Perso-
nen auf den außerstreitigen Rechtsweg verwiesen (Feil/Marent, Au-
ßerstreitgesetz § 1 Rz 16; vgl Rechberger/Simotta, ZPR5, Rz 95
FN 142; Simotta in Fasching, ZPO2 § 114 JN, Rz 25).

Gem § 114 Abs 1 JN ist daher seit 1. 1. 2005 das zur Führung der
Pflegschaft für das minderjährige Kind berufene Gericht auch zur
Entscheidung über gesetzliche Unterhaltsansprüche des minderjähri-
gen Kindes aus dem Verhältnis zwischen Kind und Eltern zuständig.

Im vorliegenden Sachverhalt kam es in erster Instanz zur Zurückwei-
sung des Unterhaltsfestsetzungsantrages mit der Begründung, dass
das angerufene Gericht nicht für die Pflegschaft für das minderjäh-
rige Kind zuständig sei.

Damit würde sich jedoch ein Rechtsschutzdefizit ergeben. Das Re-
kursgericht erkannte zutreffend, unter Hinweis auf die dort zitierte
Rechtsprechung des EuGH, dass die europarechtlichen Zuständig-
keitstatbestände den nationalen Zuständigkeitsbestimmungen voran-
gehen und daher das angerufene Gericht trotz des Umstandes, dass
dort eine Pflegschaft nicht geführt wird, zuständig sei.

Eine – vermutlich unbeabsichtigte – nachteilige Folge der nunmehr
im Außerstreitverfahren zu behandelnden Unterhaltsfestsetzungsan-
träge ausländischer minderjähriger Kinder ist wohl der Umstand,
dass diese ihre Kosten nunmehr selbst zu tragen haben, da ein Kos-
tenersatzanspruch im außerstreitigen Unterhaltsfestsetzungsverfah-

Rechtsprechung

POLEN  DEUTSCHLAND 

übernehme Substitutionen vor Gerichten &

Schiedsgerichten in Deutschland und Polen

Dr. Andrzej Remin 

-Rechtsanwalt & Mediator- 

 Neue Weltgasse 21; 1130 Wien; 

phone: 1/403 87 15,

mobile: 0676/ 670 49 54

e-mail: office@remin.at

469AnwBl 2005/10



ren nicht stattfindet (siehe obige Ausführungen des LG Innsbruck zur
Kostenentscheidung). Bisher bestand sowohl ein Kostenersatzan-
spruch, als auch die Möglichkeit, den Unterhaltsschuldner im Wege
einer einstweiligen Verfügung zur Leistung eines Prozesskostenvor-
schusses zu verhalten.

RA Dr. Andreas A. Lintl, am Verfahren beteiligt

Zivilrecht, Rechtsanwaltstarif-
gesetz

Unerbetene Nachricht – Abmahnkosten

8011

§ 101 TKG1997, § 107 TKG2003, § 5 Z 15AHR,
§§ 7, 14 lit c RATG, § 45 ZPO

1. Der Adressat einer unerbetenen Nachricht ist
nicht verpflichtet, zunächst persönlich mit dem Ab-
sender Kontakt aufzunehmen, umdiesen vonwei-
teren Verstößen abzuhalten; es steht ihm frei, sich
zur Durchsetzung seiner Interessen (sogleich) ei-
nes Rechtsanwaltes zu bedienen.

2. Er kann auch sofort eine Unterlassungsklage
durch einen Rechtsanwalt einbringen lassen, ohne
dass bei sofortiger Anerkennung des Unterlas-
sungsanspruches deshalb ohne weiteres ein Kos-
tenzuspruch gemäß § 45 ZPO erfolgte.

3. Dem Gegner dürfen nur Kosten nach RATG ver-
rechnet werden; die Anwendung der AHR kann
nur mit dem Mandanten vereinbart werden.

4. Die Bewertung obliegt auch dann dem Kläger,
wenn nur noch die Kosten der Durchsetzung eines
nicht in Geld bestehenden Anspruches streitig
sind.

5. Zur Abwehr unerbetener Nachrichten iSd TKG
erscheint die Heranziehung des ,Zweifelsstreit-
wertes

,

(§ 14 lit c RATG: EE 730,–) gerechtfertigt.

LG für ZRS Wien 19. 8. 2004, 36 R 147/04 s

Sachverhalt:

Der Kläger ist Verbraucher iSd § 1 Abs 1 Z 2 KSchG und Abon-
nent der periodischen Druckschrift „Der Standard“; die Beklagte
ist deren Medieninhaberin. Am 24. 7. 2003 sandte sie dem Klä-
ger folgendes SMS: „Sehr geehrter Herr . . .! Buchen Sie als Stan-

dard-Abonnent Ihre Wortanzeige um 50% günstiger. Die ersten
10 Anrufer inserieren gratis. Telefon: . . .“.

Dagegen nahm der Kläger – ohne sich vorher mit der Beklagten di-
rekt in Verbindung zu setzen – sofort rechtsfreundliche Beratung
und Vertretung in Anspruch. Die Beklagte gab in der Folge auch so-
gleich eine Unterlassungserklärung ab, verweigerte jedoch die Be-
zahlung der (gem § 5 Z 15 AHR auf einer Bemessungsgrundlage
von E 36.000,– berechneten) Anwaltskosten:

Der Kläger habe seine gesamte Geschäftsverbindung mit der Be-
klagten telefonisch initiiert und abgewickelt sowie seine Telefon-
nummer freiwillig bekannt gegeben; sie habe ihm als Vertragspart-
ner mit dem SMS lediglich angeboten, kurzfristig verbilligt bzw al-
lenfalls sogar unentgeltlich eine Wortanzeige in der von ihm abon-
nierten Zeitung aufzugeben; dies sei keine Werbung iSd § 101
TKG 1997, sondern ein Angebot auf Grund des bestehenden
Abonnementvertrages.

Die sofortige Einschaltung eines RA sei nicht erforderlich gewesen:
Einem Akademiker sei zumutbar, allfällige Beschwerden gegen-
über seinem Geschäftspartner zunächst selbst vorzubringen; die
Bekl sei demWunsch des Klägers sofort nachgekommen und habe
eine Unterlassungserklärung abgegeben.

Die Anwaltskosten seien außerdem überhöht: als Bemessungs-
grundlage sei nicht § 5 Z 15 AHR heranzuziehen; dieser gelte
nur im gewerblichen Rechtsschutz, nicht jedoch – wie hier – im pri-
vaten, und die AHR könnten überhaupt nur im Verhältnis zum Man-
danten vereinbart werden; vom Gegner seien nur Kosten nach
RATG zu ersetzen, was zu dessen Lasten nicht abbedungen wer-
den könne. Nach RATG aber sei entweder der Streitwert für Be-
sitzstörung (§ 10 Z 1) heranzuziehen, da Wesen und Auswirkung
der vorliegenden „Beeinträchtigung“ unmittelbar vergleichbar sei,
oder der für „sonstige“ Rechtssachen vor dem Bezirksgericht gel-
tende Streitwert (§ 14 lit c). Auch seien nicht alle verrechneten Leis-
tungen zur zweckentsprechenden Rechtsverfolgung notwendig ge-
wesen.

Das ErstG gab der auf Schadenersatz und Anerkenntnis gestützten
Klage zur Gänze statt. Der dagegen erhobenen Berufung gab das
LG für ZRS Wien dahin (teilweise) Folge, dass die Beklagte (nur)
zum Ersatz von E 96,69 verurteilt, das Mehrbegehren von
E 1.218,07 jedoch abgewiesen wurde.

Aus den Entscheidungsgründen:

Aus den Entscheidungsgründen des Erstgerichts:

Nach dem vorliegenden Sachverhalt stand es dem Kläger frei, auf
welche Weise er seine Interessen verfolgen würde; sich jedenfalls
zuerst mit der Beklagten in Verbindung zu setzen, war ihm nicht zu-
mutbar, weil er vor der Rechtsberatung den Umfang seiner Rechte
nicht kannte und es nur dann möglich ist, seinen Geschäftspartner
aufzufordern, eine rechtswidrige Handlung zu unterlassen, wenn
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man das Rechtsmittel des Unterlassungsanspruchs kennt und weiß,
dass es im konkreten Fall zusteht; anderenfalls hätte der Kläger nur
eine ,Bitte

,

formulieren können.

Das von der Beklagten übermittelte SMS ist Werbung iSd § 101
TKG 1997, weil es der Förderung des Absatzes der Beklagten die-
nen sollte; dass es ein zusätzliches Leistungsangebot innerhalb be-
stehender Vertragsbeziehung war, ändert daran nichts: Den Geset-
zesmaterialien zu § 101 TKG 1997 ist zu entnehmen, dass sich
diese Bestimmung an den Zielsetzungen der „Richtlinie des Euro-
päischen Parlaments und des Rates vom 15. 12. 1997 über die
Verarbeitung personenbezogener Daten und den Schutz der Privat-
sphäre im Bereich der Telekommunikation“ (RL 97/66/EG) orien-
tiert. Diese konkretisiert und ergänzt ihrerseits wiederum die „Richt-
linie des Europäischen Parlaments und des Rates vom 24. 10.
1995 zum Schutz natürlicher Personen bei der Verarbeitung perso-
nenbezogener Daten und im freien Datenverkehr“ (RL 95/640/
EG) im Hinblick auf die besonderen Zwecke im Bereich der Tele-
kommunikation; beide haben vorrangig den Schutz der Grund-
rechte und -freiheiten natürlicher Personen, insbesondere deren
Recht auf Achtung der Privatsphäre, zum Ziel.

Aus den Entscheidungsgründen des Berufungsgerichtes:

Schon die telefonische Einholung der Zustimmung zu einem spä-
teren Werbetelefonat ist ein „Anruf zu Werbezwecken“ im Sinne
des § 101 TKG; lediglich derjenige ist nicht vom Schutzzweck
dieser Bestimmung erfasst, auf dessen Veranlassung oder Auftrag
der unzulässige Anruf erfolgte (4 Ob 113/99 t). Selbst wenn
man die Behauptungen der Beklagten über die dreimalige Ver-
tragsanbahnung durch den Kläger und die freiwillige Bekannt-
gabe seiner Handy-Nummer unterstellt, kann darin jedenfalls
kein(e) Veranlassung oder Auftrag zur Zusendung des gegen-
ständlichen SMS gesehen werden. Eine stillschweigende Zustim-
mung kann gemäß § 863 ABGB nur dort angenommen werden,
wo mit Überlegung aller Umstände kein vernünftiger Grund
bleibt, am Inhalt der (stillschweigend abgegebenen) Erklärung
zu zweifeln. Dass diese Voraussetzungen hier aufgrund der gege-
benen Umstände keineswegs vorliegen, kann nicht ernstlich be-
zweifelt werden.

Dem Erstgericht ist daher darin beizupflichten, dass sich die Be-
klagte eindeutig eines Verstoßes gegen § 101 TKG 1997 schuldig
gemacht hat und es dem Kläger frei stand, auf welche Weise er
seine Interessen verfolgt.

Entgegen der Ansicht der Beklagten ist der Kläger daher keines-
wegs verpflichtet gewesen, zunächst persönlich Kontakt mit der
Beklagten aufzunehmen, um sie von weiteren Verstößen gegen
§ 101 TKG abzuhalten. Vielmehr steht es nach stRsp jedem frei,
sich zur Durchsetzung seiner Interessen eines RA zu bedienen.
Die Beklagte hat die dem Kläger dadurch entstandenen Kosten
nicht nur verursacht, sondern diese auch verschuldet; ihm steht da-

her diesbezüglich grundsätzlich ein Schadenersatzanspruch ihr
gegenüber zu.

Entgegen der Ansicht der Beklagten ist es dem Kläger im Übrigen
auch frei gestanden, sofort eine Unterlassungsklage gegen die Be-
klagte durch einen RA einbringen zu lassen, ohne dass bei soforti-
ger Anerkennung des Unterlassungsanspruches ohne weiteres ein
Kostenzuspruch gemäß § 45 ZPO erfolgt wäre (EvBl 1999/147).

Zu Recht wendet sich die Berufung jedoch gegen die Höhe der zu-
gesprochenen Kosten, zumal immer nur die zur zweckentsprechen-
den Rechtsverfolgung bzw Rechtsverteidigung notwendigen zu er-
setzen sind. Zutreffend wurde auch schon im erstinstanzlichen Ver-
fahren darauf hingewiesen, dass vom Gegner nur die Kosten nach
RATG verrechnet werden dürfen, nicht aber nach den AHR, weil
die Anwendung dieser Tarifsätze nur mit dem Mandanten verein-
bart werden kann.

Was nun die Bemessungsgrundlage betrifft, so ist zunächst festzu-
halten, dass die Bewertung seines nicht in Geld bestehenden An-
spruches grundsätzlich dem Kläger obliegt (§ 4 RATG iVm § 56
Abs 2 JN). Dagegen kann sich der Beklagte zur Wehr setzen
(§ 7 RATG), worauf das Gericht – mangels Einigung der Parteien
– möglichst ohne weitere Erhebungen und ohne Kosten zu verursa-
chen, den Streitgegenstand im Rahmen der von den Parteien be-
haupteten Beträge zu bewerten hat. Diese Möglichkeit kann der
Beklagten auch dadurch nicht genommen werden, dass sie – wie
im vorliegenden Fall – über Aufforderung des Klägers dessen Un-
terlassungsanspruch bereits außergerichtlich anerkannt hat und
der Streitgegenstand daher ,nur

,

noch in einem Geldbetrag be-
steht. Tatsächlich hat sich die Beklagte nämlich rechtzeitig gegen
die vom Kläger für die Bemessung seiner Kosten vorgenommene
Bewertung ausgesprochen und erscheint im vorliegenden Fall die
Heranziehung des Zweifelsstreitwertes gemäß § 14 lit c RATG
(also E 730,–-) gerechtfertigt.

Als zur zweckentsprechenden Rechtsdurchsetzung notwendige
Kosten sind diesfalls folgende anwaltliche Leistungen anzusehen:
eine Konferenz, wobei gegen die behauptete Dauer von 2/2 Stun-
den keine Bedenken bestehen, zumal im Hinblick auf die zu behan-
delnde Rechtsmaterie eine Besprechung von mehr als 30 Minuten
durchaus glaubhaft erscheint. Nachgewiesen und selbst nach An-
sicht der Beklagten zuzubilligen ist weiters das Schreiben an
die Beklagte samt der angeschlossenen Unterlassungserklärung.
Als ,zweckentsprechend

,

wäre sonst freilich nur noch ein kurzes Te-
lefonat mit dem oder Schreiben an den Mandanten über das Er-
gebnis des anwaltlichen Einschreitens anzusehen.

Anmerkung:

Die vorliegende Entscheidung trifft zu Grund und Höhe anwaltlicher
Abmahnkosten bei (vermeintlichen) Verstößen gegen das Telekom-
munikationsgesetz (TKG) einige bemerkenswerte Aussagen:
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1. Heraus sticht dabei vor allem jene zur Bemessungsgrundlage: Die
Heranziehung bloß des Zweifelsstreitwertes von E 730,– (§ 14 lit c
RATG) sei gerechtfertigt. Dies dürfte vor allem jenen wenig ,schme-
cken

,

, die in der Vergangenheit aus ,Serien-Abmahnschreiben

,

wegen (oft nur vermeintlicher) Verstöße gegen das TKG oder das
E-Commerce-Gesetz (E-CG) ein einträgliches ,Geschäft

,

gemacht ha-
ben: Vorprozessuale Kosten wurden dabei überwiegend gem § 5
Z 15 AHR auf einer Bemessungsgrundlage von E 36.000,– (für Ge-
werblichen Rechtsschutz) berechnet, wie sie sonst nur bei Rechtsstrei-
tigkeiten zwischen Unternehmen (mit Folgen oft in Millionenhöhe) an-
gewendet wird. Begründet wurde dies zumeist mit einer ,Vereinba-
rung

,

mit dem Mandanten und/oder – was insbesondere bei Unter-
lassungsansprüchen von Verbrauchern iSd KSchG ,bemerkenswert

,

ist – mit ,Wettbewerbsverstößen

,

. Wurden diese Abmahnkosten
nicht (zur Gänze) bezahlt, so folgte zumeist unverzüglich eine Mahn-
klage (oft auch bei noch so dürftigem Vorbringen nach TP 3A bewer-
tet und mit zahlreichen Barauslagen ,garniert

,

); auf eine Unterlas-
sungsklage wurde hingegen – selbst bei Weigerung der Unterferti-
gung der Unterlassungserklärung – gerne ,verzichtet

,

.

Eine besondere ,Note

,

bekamen derartige ,Praktiken

,

da-
durch, dass zur Höhe der Bemessungsgrundlage bisweilen auch
die ,Schützenhilfe

,

der RAK Wien in Anspruch genommen und ein
Schreiben derselben vorgelegt wurde, aus dem sich (angeblich)
die „Empfehlung“ einer Bemessungsgrundlage von E 36.000,– er-
gebe; so auch im vorliegenden Fall: Ein anonymisiertes Antwort-
schreiben auf eine unbekannte Eingabe, aus dem nur hervorging,
dass in irgendeiner Angelegenheit nach § 5 Z 15 AHR zwei Rechts-
anwälte unterschiedliche Kosten (aber beide doch nach RATG) ver-
zeichnet hatten; kein Wort von ,Unterlassungserklärung

,

, ge-
schweige denn vom TKG.

Bleibt zu hoffen, dass diese (beispielhafte) Herabsetzung der Bemes-
sungsgrundlage (von E 36.000,– auf E 730,–) künftigen ,Appetit

,

auf derartige Vorgangsweisen nachhaltig verderbe.

2. Zur grundsätzlichen Frage der Notwendigkeit rechtsfreundlicher
Beratung und Vertretung gegen unerbetene Nachrichten iSd
TKG (aber auch in vergleichbaren Angelegenheiten, wie etwa
dem E-CG, etc) überhaupt, ist der vorliegenden Entscheidung – wo-
nach der Empfänger einer unerbetenen Nachricht nicht verpflichtet
sei, zunächst persönlich mit dem Absender Kontakt aufzunehmen,
sondern es ihm freistehe, sich zur Durchsetzung seiner Interessen
gleich eines RA zu bedienen – ebenfalls (und im wahren Sinne des
Wortes) durchaus etwas ,abzugewinnen

,

– ohne dass gleich (wie
vom ErstG) eine „. . . komplexe bis ins europäische Recht reichende
Rechtsmaterie“ ,bemüht

,

werden muss: Trägt sie doch mit zur ,Grund-
sicherung

,

beruflichen Auskommens der RAe bei, indem sie nicht nur
dem ,durchschnittlich informierten, aufmerksamen und verständigen
Verbraucher

,

, sondern sogar einem Akademiker(!) nicht einmal mehr
zumuten will, auch einfachsteWünsche (aus natürlichem Rechtsemp-

finden) selbst an seinen Vertragspartner heranzutragen, sondern aus
dem ,umfassenden Vertretungsrecht

,

des RA (§ 8 RAO) offenbar ei-
nen ,umfassenden Vertretungsanspruch

,

des Publikums folgert (je-
weils auf Kosten des Anderen, versteht sich).

Völlig außer Acht bleibt bei dieser – offenbar rein ,monetären

,

–

Sichtweise allerdings, dass zur Rechtsberatung in derartigen Angele-
genheiten zahlreiche Stellen (AK, VKI etc) zur Verfügung stehen, die
darauf spezialisiert sind und nichts ,kosten

,

, ging es dem Gesetzge-
ber doch offenbar weniger darum, dem RA ein Honorar zu ,verschaf-
fen

,

, als die Übermittlung unerbetener Nachrichten tatsächlich abzu-
stellen.

3. Hingegen definitiv nicht mehr gefolgt werden kann der Ansicht
des Gerichtes, im Falle eines (vermeintlichen) Verstoßes gegen das
TKG habe vor Einbringung einer Unterlassungsklage nicht einmal
mehr eine Kontaktaufnahme stattzufinden, ohne dass der Kläger
die Kostenfolgen des § 45 ZPO riskierte:

Dies verkennt nämlich, dass eine solche Klage in aller Regel vom
Beklagten nicht „veranlasst“ (iSd § 45 ZPO) worden ist, wenn er
vom Kläger vorher nicht zu jenem Verhalten aufgefordert wurde,
das dieser in der Folge zum Gegenstand des Verfahrens gemacht
hat (Bydlinski in Fasching, Kommentar zu den Zivilprozessgesetzen,
2. Bd/1. Teilbd, Rz 2 zu § 45). Das gilt – entgegen der vorliegen-
den Entscheidung und der (noch immer) hM und hRsp (jedoch be-
reits relativierend: 4 Ob 106/00 t, ecolex 2000/260) – auch
bei Unterlassungsklagen, enthält § 45 ZPO doch von seinem Wort-
laut her keine Einschränkung seines Anwendungsbereiches (so
auch Schimanko, Die Klage auf Unterlassung und § 45 ZPO,
ÖJZ 2002, 127).

Entgegen der vorliegenden Entscheidung – und entgegen der zur
Begründung herangezogenen Entscheidung des OGH (4 Ob 15/
99 f, EvBl 1999, 147) – bedarf es daher insbesondere bei Unterlas-
sungsansprüchen nach dem TKG (aber auch in vergleichbaren An-
gelegenheiten) durchaus einer Differenzierung zwischen dem beste-
henden Anspruch auf der einen und der tatsächlichen Notwendig-
keit zur Klagsführung auf der anderen Seite: Mit dem Entstehen ei-
nes Unterlassungsanspruches ist nämlich noch keine Aussage über
die Notwendigkeit einer Beschreitung des Rechtsweges zu seiner
Verwirklichung getroffen (so auch die dRsp zum vergleichbaren
§ 93dZPO).

Im Ergebnis sollte daher insbesondere bei Unterlassungsklagen nach
dem TKG bzw E-CG erst einmal aufzufordern sein, das als störend
empfundene Verhalten einzustellen (so auch Bydlinski, aaO Rz 4
zu § 45). Die Notwendigkeit außergerichtlicher Abmahnung folgt
mE aber auch daraus, dass bei gesetzlichen Unterlassungsansprü-
chen, wie hier, die Gefahr etwaiger Unkenntnis (beiderseits) un-
gleich höher ist als bei vertraglichen (Schimanko, aaO, 129 ff).

Davon, dass die sofortige Einbringung einer Unterlassungsklage
ohne vorherige Abmahnung des (vermeintlichen) Störers zu einer
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chronischen Überlastung der Gerichte und ganz allgemein zu einer
unannehmbaren Störung des Sozialfriedens führen kann, einmal
ganz abgesehen.

Mag. Dr. Florian Horner, RAA
RAe Schmidt, Kornfeld, Wukoschitz, Windhager

(am Verfahren als BV beteiligt)

Strafprozessrecht

Der Bescheinigungspflicht, dass Barauslagen in
unbedenklicher Sicht tatsächlich angefallen sind,
wird durch die entsprechende eidesstattliche Er-
klärung des Verteidigers und die Anführung der

einzelnen Belege nachgekommen.

8012

§ 393a StPO

Grundsätzlich hat der Bund einem nicht lediglich aufgrund einer
Privatanklage eines Privatbeteiligten rechtskräftig freigesproche-
nen Angeklagten, soweit keiner der im § 393a Abs 3 und 4 StPO
normierten Ausschlussgründe vorliegt, auf Antrag einen Beitrag zu
den Kosten der Verteidigung zu leisten, wobei dieser die nötig ge-
wesenen und vom Angeklagten wirklich bestrittenen Barauslagen
sowie einen Pauschalbetrag zu den Kosten des Verteidigers um-
fasst (Abs 1 leg cit).

Durch die eidesstattliche Erklärung des Rechtsanwaltes, dass die
Barauslagen in unbedenklicher Höhe tatsächlich angefallen seien
und die Anführung der einzelnen Belege, ist der Beschwerdeführer
seiner Bescheinigungspflicht in ausreichendem Maße nachgekom-
men, sodass auch die begehrten Barauslagen zur Gänze zuzu-
sprechen waren.

OLG Linz vom 4. 5. 2005, 10 Bs 117/05 k

Anmerkung:

1. Das gesamte strafprozessuale Kostenrecht führt zwar ein Schatten-
dasein (Bertel, ÖJZ 1987, 391, Vorbemerkung). Auch § 393a StPO
bietet neben der allgemeinen Problematik der niedrigen Obergren-
zen und der Frage, unter welchen Bedingungen ein Zuspruch in
der Höhe dieser Obergrenzen zulässig ist (vgl etwa den Wahr-
nehmungsbericht des Österreichischen Rechtsanwaltskammer-
tages 2000/2001, http://www.rakwien.at/import/documents/
wahrnehmungsbericht_2000_2001.pdf; Bertel, AnwBl 2000,
230 f; Birklbauer, RZ 2001, 106 ff), Möglichkeiten unterschiedlicher
Auslegung seiner einzelnen Elemente. Eines davon ist der Barausla-
genersatz. Refundiert werden die nötig gewesenen und vom Ange-
klagten wirklich bestrittenen baren Auslagen (Lendl in Ratz, WK

StPO, § 393a RN 4). Nach heute herrschender Meinung gelten
die vom Verteidiger vorgeschossenen Barauslagen als vom Ange-
klagten bestritten, wenn sie den Angeklagten wirtschaftlich belasten
und er der Zahlungspflichtige ist (EvBl 1985/178; EvBl 1987/73;
Lendl, aaO, § 393a Rz 4; OLG Innsbruck vom 14. 8. 1991, 7 Bs
394/91 =Mayrhofer, StPO5II, § 393a RN 7a; Bertel/Venier, Straf-
prozessrecht8, Rz 1135). Über die wirklich bestrittenen Barauslagen
hat das Gericht Feststellungen zu treffen (OLG Innsbruck vom 14. 8.
1991, 7 Bs 394/91).

2. Zum Beweismaß für diese Feststellungen schweigen Gesetzestext
und Erläuternde Bemerkungen (1084 BlgNR 15. GP, 27 f). Fabrizy
(StPO8, § 393a Rz 2) und Mayrhofer (aaO, § 393a Rz 7 Anm)
sprechen vom „Nachweis“ und lassen damit die Frage „Beweis oder
Bescheinigung der Barauslagen“ im Ergebnis offen. Das Oberlan-
desgericht Linz schließt sich in seiner Entscheidung im Ergebnis Lendl
(aaO, § 393a Rz 4) an, der sich mit der bloßen Bescheinigung be-
gnügt. Rechtsvergleichend entspricht die „bloße“ Bescheinigungs-
pflicht der Pflicht zur Glaubhaftmachung nach bundesdeutschem
Recht für ähnlich gelagerte Fälle (vgl etwa KK-Schimansky, § 464b
Rz 3 mwN).

3. Der Bescheinigungspflicht ist mit dem Oberlandesgericht Linz ent-
gegen dem Landesgericht Linz durch die eidesstättige Erklärung und
der Anführung der einzelnen Belege (in concreto einschließlich der
Belegnummern) entsprochen. Das Erstgericht hat unter anderem of-
fensichtlich auch übersehen, dass Rechtsanwälte unter der diszipli-
nären Aufsicht ihrer Rechtsanwaltskammer stehen und eine falsche
eidesstattliche Erklärung als eine Berufspflichtenverletzung im Sinne
des § 1 DSt (vgl zur „Wahrheitspflicht“ Feil/Wennig, Anwaltsrecht3,
§ 1 DSt, Rz 49 und Rz 149 je mwN) zu ahnden wäre.

Dr. Karl Krückl

Gebühren- und Steuerrecht

Selbstanzeige erfordert Täterbenennung
auch bei Alleingesellschafter-Geschäftsführer

8013

§ 29 FinStrG

1. Aus dem klaren Wortlaut des § 29 Abs 5
FinStrG und dem Zweck des Gesetzes ergibt sich,
dass der Täter des Finanzvergehens in dem
Schriftsatz, dem die strafbefreiende Wirkung ei-
ner Selbstanzeige zugute kommen soll, eindeutig
bezeichnet werden muss, wobei aber auch münd-
liche Ergänzungen einer schriftlichen Eingabe zu
berücksichtigen sind.

Rechtsprechung
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2. Die Selbstanzeige einer GmbH befreit daher
ihren Alleingesellschafter-Geschäftsführer ohne
dessen explizite Nennung nicht von seiner straf-
rechtlichen Verantwortung.

VwGH 20. 10. 2004, 2002/14/0060.

Sachverhalt:

Der Bf ist alleiniger Gesellschafter und Geschäftsführer einer
GmbH. Er ist für die abgabenrechtlichen Belange der Gesellschaft
verantwortlich. Vor Beginn einer die GmbH betreffenden abgbeh
Prüfung erstatteten deren steuerliche Vertreter in deren Namen mit
Schreiben vom 15. 3. 1999 Selbstanzeige. In den Wirtschafts-
jahren 1993 bis 1998 seien verdeckte Gewinnausschüttungen
an den Bf in konkret genanntem Ausmaß erfolgt. Die auf die ver-
deckten Gewinnausschüttungen entfallende KESt sei von der
GmbH nicht rechtzeitig an das FA abgeführt worden. Diese
schriftliche Selbstanzeige benennt nicht die Person, für welche
sie wirken soll, da sie den Bf lediglich als Empfänger der verdeck-
ten Gewinnausschüttung, nicht aber als jene Person bezeichnet,
welche die abgabenrechtlichen Belange der GmbH wahr-
genommen habe und daher auch finanzstrafrechtlich verantwort-
lich sei.
Im zweiten Rechtsgang hat der Bf vor der bel Beh vorgebracht,
über die schriftliche Selbstanzeige hinaus sei vom steuerlichen
Vertreter ein mündliches Vorbringen erstattet worden, in welchem
der Bf ausdrücklich als Täter benannt worden sei. Diese Ergän-
zung der Selbstanzeige wurde vom steuerlichen Vertreter auch be-
zeugt.

Spruch:

Aufhebung des angef B wegen Rechtswidrigkeit infolge Verletzung
von Verfahrensvorschriften.

Aus den Gründen:

Nach § 29 Abs 1 Satz 1 FinStrG wird derjenige, der sich eines
Finanzvergehens schuldig gemacht hat, insoweit straffrei, als er
seine Verfehlung einer der danach in Betracht kommenden Be-
hörde darlegt (Selbstanzeige). Der Gesetzgeber geht also grund-
sätzlich davon aus, dass der Täter des Finanzvergehens selbst die
von ihm begangene Tat darlegt. Durch Abs 5 des § 29 FinStrG,
wonach die Selbstanzeige nur für die Personen wirkt, für die sie
erstattet wird, hat der Gesetzgeber diese Grundregel des ersten
Satzes des § 29 Abs 1 FinStrG insoferne erweitert, als die Selbst-
anzeige auch durch Dritte – seien sie bevollmächtigt oder nicht –
erstattet werden kann. Entgegen der Auffassung des Bf ergibt sich
aber aus dem klaren Wortlaut des § 29 Abs 5 FinStrG und dem
Zweck des Gesetzes, dass der Täter des Finanzvergehens in dem
Schriftsatz, dem die strafbefreiende Wirkung einer Selbstanzeige

zugute kommen soll, jedenfalls eindeutig bezeichnet werden
muss. Soweit der Bf demgegenüber darauf verweist, er sei Allein-
gesellschafter und einziger Geschäftsführer der GmbH, übersieht
er, dass als Täter eines Finanzvergehens jeder in Betracht kommt,
der – rechtlich oder faktisch – die Agenden eines Steuerpflichtigen
wahrnimmt.

Aus der Verpflichtung zur amtswegigen Sachverhaltsermittlung und
ferner auch aus dem für das Finanzstrafverfahren geltenden Ankla-
geprinzip ergibt sich, dass die Beweislast die Beh trifft. Allfällige
Zweifel daran, ob eine Tatsache als erwiesen angenommen wer-
den kann oder nicht, kommen im Finanzstrafverfahren dem Be-
schuldigten zugute. Dass der Rechtsvertreter einer GmbH, der
vor Beginn einer bei der GmbH durchzuführenden Betriebsprüfung
dem Betriebsprüfer persönlich eine Selbstanzeige überreicht, bei
dieser Gelegenheit mündlich erklärt, für wen die Selbstanzeige er-
stattet sein soll (nämlich für den Geschäftsführer der GmbH), ist
nach der Lebenserfahrung keineswegs unwahrscheinlich. Undeutli-
che Erinnerungen und allgemeine Aussagen der Betriebsprüferin
über ihre bisherige Praxis genügen in Anbetracht dessen nicht,
um schlüssig darzutun, dass keine Zweifel mehr daran bestehen,
dass die vom Bf behaupteten sachverhaltsmäßigen Voraussetzun-
gen des Strafaufhebungsgrundes der Selbstanzeige nicht vorgele-
gen wären.

Anmerkung:

1. In der Praxis werden Selbstanzeigen offenbar häufig fälschlich nur

im Namen der steuerpflichtigen Körperschaft erstattet, ohne auch
den dahinterstehenden individuellen Verantwortungsträger explizit
namentlich zu nennen. Dies zeigt das vorliegende Erk des VwGH,
das solche fehlenden Angaben zur Täterbenennung auch im Falle ei-
nes Alleingesellschafters, der gleichzeitig der einzige Geschäftsfüh-
rer einer GmbH ist, bemängelt.

2. Als zusätzliche Täter eines Finanzvergehens kommt nämlich auch
in diesem Fall – so der VwGH zutreffend – jeder in Betracht, der
rechtlich oder faktisch die Agenden eines Steuerpflichtigen wahr-
nimmt. Zu denken ist dabei insbesondere an eine rechtsgeschäftliche
Wahrnehmung durch gewillkürte Vertreter wie Wirtschaftstreuhän-
der, Rechtsanwälte oder Notare oder an eine faktische Wahrneh-
mung durch Angestellte oder Angehörige (vgl Leitner, FinStrR2

155 ff). Bei vorsätzlichen Finanzvergehen sind überdies noch Bestim-
mungs- und Beitragstäter als Haftpflichtige denkbar (zur möglichen
Verantwortung des Beraters vgl Leitner, FinStrR2 71 ff).

3. Die Judikaturlinie des VwGH zur zwingenden ausdrücklichen Tä-
terbenennung in Selbstanzeigen ist zwar nicht neu und wurde insbe-
sondere schon im Erk 29. 11. 2000, 2000/13/0207 festgehalten.
Im Schrifttum ist jedoch auch nach diesem Erk noch vertreten wor-
den, dass „eine explizite Täterbenennung nur in jenen seltenen Fäl-
len entbehrlich [sei], in denen als Täter nur eine Person in Frage kom-
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men kann, beispielsweise bei einer GmbH mit einem
Alleingesellschafter und handelsrechtlichen Geschäftsführer in Perso-
nalunion“ (Reger/Hacker/Kneidinger, FinStrG I3 515). Die oben er-
wähnten anderen möglichen Tätergruppen wurden dabei offenbar
vernachlässigt. Im Fachschrifttum ist die Aufmerksamkeit der Bera-
tungspraxis daher bereits zu Recht auf das vorliegende VwGH-Erk
gelenkt worden (Walzel, SWK 2005, S 648 ff).
4. In einem Erk aus dem Jahre 2002 hat sich der VwGH im Übrigen
auch schon mit Kritik an seiner Judikatur zur expliziten Benennungs-
pflicht auseinandergesetzt und betont, dass diese aus seiner Sicht
keine „strenge“ Anforderung darstelle. Die gesetzliche Anforderung
des § 29 Abs 5 FinStrG (der eben keine Generalstraffreiheit nach ei-
ner Selbstanzeige anordnet) sei bei Aufwendung bloß durchschnitt-
licher Sorgfalt in der Verfassung der Selbstanzeige vielmehr sehr ein-
fach erfüllbar, weil dem Anzeigeverfasser der Name desjenigen, der
durch die Anzeige straffrei werden soll, ja notwendigerweise geläu-
fig sein müsse.
5. Im vorliegenden Erk hat der VwGH zur Erleichterung des Bf aber
immerhin auch die Beachtlichkeit mündlicher Ergänzungen der

Selbstanzeige hervorgehoben (die sich im Übrigen schon aus dem
fehlenden Formerfordernis der Schriftlichkeit in § 29 FinstrG ergibt)
und die diesbezügliche Beweiswürdigung der bel Beh über die Um-
stände der persönlichen Übergabe der Selbstanzeige und der dabei
getätigten Erklärungen als unschlüssig verworfen. Insofern war der
mangelhafte Schriftsatz des steuerlichen Vertreters des Bf letztlich
doch noch hilfreich, weil er auch die Beweisposition des Bf entschei-
dend verbesserte.

6. Da eine misslungene Selbstanzeige nicht mehr strafbefreiend, son-
dern nur strafmildernd wirkt, die Praxis im Trubel der Selbstanzeige
aber offenbar dennoch immer wieder auf die korrekte Täterbenen-
nung vergisst, wird in diesem Bereich künftig mehr Bedachtsamkeit
geboten sein. Dabei ist jedenfalls auch stets umfassend zu überle-
gen, welche Personen für das eingestandene Finanzvergehen ver-

antwortlich gemacht werden könnten, da in der Selbstanzeige „ver-
gessene“ Personen ja weiterhin bestraft werden können (vgl auch
Koch, ecolex 2001/228).

Franz Philipp Sutter
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Ausgewählte
Prüfungsbeschlüsse – VfGH

6. 6. 2005 –24. 6. 2005

Prüfung der Worte „übertragen und“ in
Exekutionsordnungsnovelle

Prüfung der Worte „übertragen und“ in § 68 AlVG idF der Exeku-
tionsordnungsnovelle, BGBl 1991/628, betreffend die Beschrän-
kung der Übertragbarkeit (Abtretbarkeit) pfändbarer Ansprüche
auf Leistungen aus der Arbeitslosenversicherung [G 93/05]

6. 6. 2005, B 25/05, (gem Art 140 Abs 1 B-VG von Amts wegen)

Prüfung einiger Worte im Normverbrauchsab-
gabegesetz

Prüfung einiger Worte in § 12a Normverbrauchsabgabegesetz
betreffend die Beschränkung der Erstattung der NoVa auf im Inland
gewerblich vermietete und hernach ins Ausland verbrachte Fahr-
zeuge [G 99/059]

9. 6. 2005, B 623/04 (gem Art 140 Abs 1 B-VG von Amts we-
gen)

ORF-Gebührenpflicht für Gehörlose: VfGH
leitet Gesetzesprüfung ein

Prüfung der Wortfolge „lit b“ in § 48 Abs 2 der Anlage zum
Fernmeldegebührengesetz (Fernmeldegebührenverordnung), BGBl
1970/170, idF BGBl I 2003/71, betreffend ORF-Gebührenbefrei-
ung für Gehörlose [G 85, 86/05]

11. 6. 2005, B 463/04, B 740/04 (gem Art 140 Abs 1 B-VG
von Amts wegen)

Prüfung einer Verordnungsermächtigung

Prüfung der gesetzlichen Verordnungsermächtigung zur Festlegung
von Erzeugerprämien in § 99 Abs 1 Z 5 Marktordnungsgesetz
1985 aus Anlass der Prüfung der Tierprämien-Verordnung 2000
in Hinblick auf eine formalgesetzliche Delegation vor dem Hinter-
grund des Gemeinschaftsrechts [V 70/04]

17. 6. 2005, V 70/04 (gem Art 140 Abs 1 B-VG von Amts
wegen)

Keine Mitversicherung für Homosexuelle: VfGH
hat Bedenken wegen Diskriminierung

Prüfung des § 123 Abs 8 lit b ASVG idF BGBl 1981/282 sowie
des § 83 Abs 8 GSVG, idF BGBl 1989/643, und von Bestimmun-
gen der Satzungen 2003 der NöGebietskrankenkasse und der So-
zialversicherungsanstalt der gewerblichen Wirtschaft betreffend
den Ausschluss gleichgeschlechtlicher Lebensgefährten vom An-
spruch auf Leistungen der Krankenversicherung [G 87, 88/05,
V 65, 66/05]
23. 6. 2005, B 47/05 ua (gem Art 140 B-VG von Amts wegen)

Prüfung von Verordnungen zum Arbeitslosen-
versicherungsbeitrag und Bestimmungen des
Insolvenzentgeltsicherungsgesetzes (II)

Prüfung der Verordnungen über die Festsetzung des Zuschlags zum
Arbeitslosenversicherungsbeitrag sowie von Teilen des § 12 Insol-
venzentgeltversicherungsgesetzes betreffend die Abschöpfung von
für die Pensionsversicherung zweckgebundenen Mitteln aus Beiträ-
gen der Arbeitgeber [G 82/05, V 56 –63/05]
23. 6. 2005, B 607/05 (gem Art 139 B-VG [VO zum Arbeitslo-
senversicherungsbeitrag] und Art 140 B-VG [Insolvenzentgelt-
sicherungsG] von Amts wegen)

Bedenken gegen Organisationsgestaltung im
Finanzministerium

Prüfung des § 2 Abgabenverwaltungsorganisationsgesetz und der
Verordnung des Bundesministers für Finanzen zur Einrichtung der
Steuer- und Zollkoordination, BGBl II 2004/168, betreffend die
Dezentralisierung der Finanzverwaltung [G 105/05, V 79/05]
24. 6. 2005, B 218/05 (gem Art 140 Abs 1 B-VG [AVOG] und
Art 139 Abs 1 B-VG [VO zur Steuer- und Zollkoordination] von
Amts wegen)

VfGH-Prüfung von Bestimmungen eines
Anhanges zum Bundesvergabegesetz

Prüfung von Bestimmungen des Anhanges X des BundesvergabeG
2002 und der Verordnung der Bundesregierung betreffend die Ge-
bühren für die Inanspruchnahme des Bundesvergabeamtes, BGBl II
2002/324, hinsichtlich der Gebühren für Bauaufträge im Ober-
schwellenbereich [G 91/05, V 69/05]
24. 6. 2005, B 1417/03 (gem Art 140 Abs B-VG [Bundesverga-
beG] und Art 139 Abs 1 B-VG [VO betreffend die Gebühren] von
Amts wegen)
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Für Sie gelesen

& Die GmbH in Fallbeispielen. Von Vera
Noss/Andrea Maria Futterknecht
(Hrsg). WEKA-Verlag, Wien 2005,
Loseblattausgabe (11 Hefte) plus CD-
ROM, E 163,90.

„Die GmbH in Fallbeispielen – Vorgehens-
schritte, Verträge, Checklisten und sonstige
Muster” – der (Unter-)Titel des vorliegen-
den Werkes mag vordergründig den An-
schein erwecken, es handle sich um ein
herkömmliches Handbuch im Stil gängiger
Sammlungen von Vertragsmustern zum
GmbH-Recht. Der Leser, der seinen Blick
auch nur kurz dem Inhalt der elf – zu einer
„Loseblattausgabe der anderen Art” zu-
sammengefassten – einzeln gebundenen
Heftchen widmet, wird alsbald eines bes-
seren belehrt. Dem im Rechtsanwaltsberuf
tätigen Herausgeber- und Autorenduo
Noss/Futterknecht ist es in Zusammenar-
beit mit zwei steuerlich versierten Co-Auto-
ren bestens gelungen, die im Lebenszyklus
einer Gesellschaft mit beschränkter Haf-
tung auftretenden Vorgänge in einer auch
für juristische Laien mühelos fassbaren
Form darzustellen. Anhand eingangs der
jeweils behandelten Themenbereiche ste-
hender Fallbeispiele haben die Herausge-
berinnen eine Sammlung geschaffen, die
es dem Nutzer je nach individuellen Be-
dürfnissen ermöglicht, die präzise abge-
fassten Mustertexte unverändert zu über-
nehmen oder den konkreten Erfordernissen
entsprechend anzupassen. Der Bogen
spannt sich dabei von „basics”, wie der
Gründung der Gesellschaft, den verschie-
densten Beschlussfassungen in unter-
schiedlichen Varianten, Umgründungen,
Unternehmens- und Anteilskauf sowie der
Liquidation der Gesellschaft bis zu speziel-
len – in vergleichbaren Mustersammlun-
gen oft vernachlässigten und schmerzlich
vermissten – Problemstellungen des Ar-
beitsrechts, des Immaterialgüterrechts,
des Gewerbe- oder des Steuerrechts. Kom-

plettiert wird das Werk durch abstrakte
Checklisten, die auch firmen- und grund-
buchsrechtliche Aspekte nicht außer Acht
lassen. Als besonders benutzerfreundlich
erweist sich auch die dem Werk beilie-
gende CD-ROM, die eine wertvolle Hilfe-
stellung bei der Umsetzung der Muster im
konkreten Fall leistet. Kurz: „Die GmbH
in Fallbeispielen” – ein echtes Muss, so-
wohl für den Praktiker als auch für dessen
Rechtsberater.

Angela Werner

& Münchener Kommentar zum AktG.
§§ 179 –221 AktG, 2. Aufl. Verlag
C.H.Beck/Verlag Vahlen, München
2004, XXXIV, 1102 Seiten, E 1.578,–
(es besteht eine Gesamtabnahmever-
pflichtung).

Es ist nunmehr der 6. und letzte Band des
Münchener Kommentars zum Aktiengesetz
samt den Sachverzeichnissen erschienen.
Er behandelt die §§ 179 bis 221 AktG.

Der Inhalt dieses Bandes ist einerseits das
Recht der Satzungsänderungen, der Än-
derung des Kapitals sowie der Bereich
der Genussrechte und Wandelschuldver-
schreibungen. Ausführlichst kommentiert
ist das Recht der Kapitalerhöhung, ein
Kernbereich dieses Bandes, welcher sehr
ausführlich sowohl aus deutscher als auch
österreichischer Sicht dargestellt wird.
Gerade aus den Möglichkeiten des
Rechts der Kapitalerhöhung, des Bezugs-
rechtsausschlusses sowie der Bemessung
des Bezugspreises entsteht oft eine An-
zahl diffiziler Rechtsfragen, die mit die-
sem Werk und der umfangreichen Ver-
weisung auf Literatur und Judikatur gelöst
werden können. Es ist jedoch hiebei zu
beachten, dass sich trotz gemeinsamer
Wurzel das deutsche Aktienrecht vom
österreichischen immer weiter entfernt
hat, so dass eine anstandslose Über-
nahme der Rechtsansichten heute nicht
mehr in der Form möglich ist, wie dies
früher der Fall war.

Der Rezensent kann aus eigener Erfah-
rung mitteilen, dass der Münchener Kom-
mentar zum Aktiengesetz eines der vor-
züglichsten Werke des Gesellschaftsrechts
im deutschsprachigem Raum und trotz des
hohen Gesamtpreises ein unbedingtes
Muss in jeder gesellschaftsrechtlichen Bi-
bliothek ist.

Wolf-Georg Schärf

& Das neue Vorverfahren – Leitfaden zum

Strafprozessreformgesetz. Von Chris-
tian Pilnacek/Werner Pleischl. Verlag
Manz, Wien 2005. 267 Seiten,
E 36,–.

Was lange währt, wird endlich gut. An
diese Redensart fühlt man sich erinnert,
wenn man die Entwicklungs-, oder besser
die Diskussionsgeschichte der Reform des
strafprozessualen Vorverfahrens in Öster-
reich betrachtet. Der Gedankenprozess,
der in den 70er Jahren des vorigen Jahr-
hunderts seinen Ausgang nahm, fand nun-
mehr in den Beschlussfassungen des Natio-
nalrats und Bundesrats zum Bundesgesetz,
mit dem die StPO neu gestaltet wird (Straf-
prozessreformgesetz BGBl I 2004/19),
sein (vorläufiges) Ende.

Wer wäre nun aber besser geeignet, den
Leser in dieses legistische Großwerk ein-
zuführen, als die Autoren des vorliegen-
den Leitfadens, die gemeinsam 1998
den Diskussionsentwurf des BMJ zur Re-
form des strafprozessualen Vorverfahrens
entwarfen und 2001 zu einem Ministerial-
entwurf sowie 2002 zu einer Regierungs-
vorlage weiterentwickelten. Der Abtei-
lungsleiter im BMJ Christian Pilnacek und
der (nunmehrige) Leiter der OStA Wien
Werner Pleischl haben sich die Mühe ge-
macht, gerade jenes Gesetzeswerk, mit
dem sie wie kein anderer durch jahrelan-
ges Schaffen verbunden sind, dem Interes-
sierten durch den vorliegenden Band nä-
her zu bringen und den Praktiker damit
„fit“ für den Start dieser elementaren Ve-
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ränderung des Strafverfahrens mit 1. 1.
2008 zu machen.

Der Leitfaden besticht durch seine leichte
Lesbar- und Übersichtlichkeit und führt
vom Anfang bis zum Ende durch die einge-
fügten §§ 1–215 der neuen StPO. Dabei
wird man bei genauer Lektüre feststellen,
dass mit der Novelle ein völlig neues Ver-
ständnis der Strafgerichtsbarkeit einher-
geht. Der Kern der Reform verlegt nämlich
den „Antrieb“ des Vorverfahrens zur Krimi-
nalpolizei und zur Staatsanwaltschaft, wel-
che – wie hinlänglich bekannt – bereits bis-
her im Wesentlichen das Vorverfahren be-
stimmten. Nunmehr wird diese Praxis
durch die konkrete Aufnahme der Kriminal-
polizei in die Regelungen „verrechtlicht“.
Damit einhergehend wird der Beginn des
Strafverfahrens vorverlagert und beginnt
dieses, sobald Kriminalpolizei oder Staats-
anwaltschaft zur Aufklärung des Verdachts
einer Straftat gegen eine bekannte Person
ermitteln. Deren Tätigkeit unterliegt somit
ab der ersten Minute dem Regime der
StPO. Die gerichtliche Voruntersuchung
entfällt und befreit somit den Richter von
der „inquisitorischen Komponente“. Er hat
nur mehr den Rechtsschutz des Beschuldig-
ten zu gewährleisten und kommt somit
auch im strafprozessualen Vorverfahren
nur mehr seiner vornehmsten Tätigkeit
nach, nämlich zu entscheiden und eben
nicht zu verfolgen.

Aus Sicht der Strafverteidigung besonders
erwähnenswert ist, dass das Recht, Kontakt
mit seinem Verteidiger aufzunehmen und
ihn zu bevollmächtigen, dem Beschuldig-
ten künftig ab seiner Festnahme zusteht, al-
lerdings in – zu weit gefassten – bestimm-
ten Konstellationen beschränkt werden
darf. Immerhin wird aber dann die zurzeit
noch von Seiten zahlreicher Untersu-
chungsrichter praktizierte Verhinderung
dieses Erstkontakts bis nach Verhängung
der Untersuchungshaft der Vergangenheit
angehören.

Da es sich wie angeführt nicht nur um eine
partielle Novelle, sondern um eine gänzli-

che Umgestaltung des Vorverfahrens han-
delt, dem – so ist anzunehmen –wohl in ab-
sehbarer Zukunft auch eine Reform des
Hauptverfahrens folgen wird, ist ein Einge-
hen auf die Fülle der einzelnen Neuerun-
gen im Rahmen dieser Besprechung nicht
möglich. Für den praktizierenden Strafju-
risten wird sich eine genaue Vorbereitung
auf die veränderten Verfahrensvorschriften
ohnehin unter keinen Umständen verhin-
dern lassen. Gerade dabei wird aber der
vorliegende Leitfaden eine überaus
brauchbare und zu empfehlende Unter-
lage bieten.

Roland Kier

& Entscheidungen zum Bundesvergabe-

recht (BVergSlg). Von Michael Sachs/
Katharina Hahnl. Band II, Stand 1. 1.
2005, Verlag Manz, Wien 2005, XII,
264 Seiten, geb, E 69,–.

Die von dem Vorsitzenden des Bundesver-
gabeamtes, Dr. Michael Sachs, und der
Rechtsanwaltsanwärterin Dr. Katharina
Hahnl herausgegebene Entscheidungs-
sammlung ist die Aktualisierung und Fort-
setzung des mit Stand 1. 12. 2003
herausgegebenen Band I. Die Entschei-
dungssammlung bietet einen übersichtlich
nach Stichworten geordneten Überblick
über die jüngste vergaberechtliche Judika-
tur des Europäischen Gerichtshofes,
des Verfassungsgerichtshofes, des Verwal-
tungsgerichtshofes und des Bundesver-
gabeamtes. In diesem Werk werden über
300 Entscheidungen in gekürzter Form an-
geführt, wobei insbesondere jeder Ent-
scheidung die betreffende Bestimmung
des Bundesvergabegesetzes zugeordnet
ist sowie allfällige Geschäftszahlen des
VfGH, VwGH bzw EuGH. Durch diese
nunmehr den zweiten Band ergänzte Ent-
scheidungssammlung wird dem Benutzer
ein Überblick über die umfangreiche ver-
gaberechtliche Judikatur gewährt und stellt
damit einen nicht nur für den mit dem Ver-

gaberecht ständig Befassten empfehlens-
werten Rechtsbehelf dar.

Michael Breitenfeld

& Aushangpflichtige Gesetze. Arbeitneh-

merInnenschutzgesetz. Von Wolfgang
Adametz/Walter Hutterer. ÖGB Ver-
lag, Wien 2005, 328 Seiten, br,
E 30,80.

Dieses Werk enthält sämtliche aushang-
pflichtigen arbeitsrechtlichen Gesetze, die
da sind: Das ArbeitnehmerInnenschutzge-
setz, das Arbeitsruhegesetz, das Arbeits-
zeitgesetz, das Behinderteneinstellungsge-
setz, das EU-Nachtarbeitsanpassungs-
gesetz, das Gleichbehandlungsgesetz,
das Kinder- und Jugendlichenbeschäfti-
gungsgesetz, das Krankenanstalten-Ar-
beitszeitgesetz und das Mutterschutzge-
setz.

Beachtlich ist, wie viele Verordnungen zum
ArbeitnehmerInnenschutzgesetz existie-
ren! Wer weiß schon, dass es eine Verord-
nung über biologische Arbeitsstoffe gibt,
eine Elektroschutzverordnung oder eine
Verordnung betreffend Fachausbildung
der Sicherheitskräfte? Eine Kennzeich-
nungsverordnung kannte die Rezensentin
beispielsweise bisher nur im Lebensmittel-
bereich, aber siehe: Diese Arbeitsrechtli-
che regelt bilderreich anzubringende Schil-
der, das Rauchverbotzeichen kennt man ja
noch, aber hier findet man Erstaunliches,
zB die Warntafel vor Laserstrahlen, eine
Warntafel vor Flurförderzeugen oder vor
schwebender Last! Wenn man bedenkt,
dass es sich bei den 323 Seiten um reine
Gesetzes- bzw Verordnungstexte handelt,
wird klar, wie viel von Arbeitgebern zum
Schutz von Arbeitnehmern verlangt wird.
Immerhin hat der Verlag wegen der Aus-
hangpflicht für die Dienstgeber vorgesorgt
und das Werk am linken oberen Eck mit ei-
nem Loch zwecks Aushängens (wohl am
Schnürl?) versehen.

Ruth Hütthaler-Brandauer
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& Die Haftung der Vereinsfunktionäre,

Handbuch für Juristen und Ratgeber
für Ehrenamtliche. Von Wolfgang Kos-
sak. Verlag LexisNexis ARD ORAC,
Wien 2004, 84 Seiten, geb, E 17,–.

Gerade in jüngster Zeit ist die Haftung der
Vereinsfunktionäre in den Blickpunkt der
Öffentlichkeit gerückt: Die „Neugründung“
einer politischen Partei, welche (auch) in
Vereinsform organisiert ist, wird wohl noch
zahlreiche Prozesse nach sich ziehen, in
denen (ua) auch Haftungsfragen von Funk-
tionären zu klären sein werden.

Wolfgang Kossak, Senatspräsident des
OLG Linz i.R., ist aus seinem über 40-jähri-
gen Berufsleben als Richter ein profunder
Kenner der Materie und Warner vor juristi-
schen Fallgruben, welche das Vereinsge-
setz 2002 mit sich brachte. Bereits in ei-
nem Artikel (JBl 2003, 473 ff) wies der Au-
tor auf „Neue Haftungen aufgrund des Ver-
einsgesetzes 2002“ hin. Nach gängiger
Kommentatoren-Meinung hat das Vereins-
gesetz 2002 hinsichtlich der Haftung der
Funktionäre keine Verschärfung gebracht.
Kossak beharrt aber mit beachtlichen Ar-
gumenten darauf, dass das Vereinsgesetz
2002 eine zivilrechtlich neue Haftung eh-
renamtlicher Rechnungsprüfer, eine Ver-
schärfung der Haftung von Organwaltern
und für alle Vereinsfunktionäre eine Durch-
griffshaftung zu Gunsten von Gläubigern
des Vereines gebracht hat. Er wagt zwar
die Prognose, dass „seitens der Rechtspre-
chung sicherlich nicht so heiß gegessen
werden wird wie im Parlament gekocht
wurde“, weist aber zutreffend auf die Ver-
unsicherung unzähliger ehrenamtlicher
Vereinsfunktionäre hin. Für diese hat das
Buch auch zahlreiche Tipps, wie Haftun-
gen gemindert/vermieden werden kön-
nen.

Es handelt sich insgesamt um eine äußerst
gelungene Monografie zur Haftungsfrage
von Vereinsfunktionären, deren Thesen
zum Nachdenken anregen und dazu zwin-
gen, die weit verbreitete Experten-Mei-
nung, hinsichtlich der Haftung von Vereins-

funktionären sei „alles beim Alten“ geblie-
ben, zu hinterfragen. Ob die Judikatur tat-
sächlich, wie von Kossak prophezeit, die
legistische Verschärfung der Haftungsbe-
stimmungen abmildern wird, bleibt abzu-
warten.

Gerhard Jöchl

& Außerstreitgesetz und Nebengesetze.
Von Ulrike Christine Walter (Hrsg). Pra-
xiskommentar, Eingaben und sonstige
Muster. WEKA-Verlag, Wien 2004,
LoBl, 2 Bände, E 207,90.

Mit 1. 1. 2005 trat das neue Außerstreit-
gesetz, BGBl I 2003/112, in Kraft, wel-
ches das äußerst knapp und lückenhaft ge-

regelte Kaiserliche Patent vom 9. 8. 1854,
RGBl 208 (altes Außerstreitgesetz) er-
setzte. Rechtzeitig zum In-Kraft-Treten des
neuen Außerstreitgesetzes ist der dazuge-
hörige Praxiskommentar im WEKA-Verlag
erschienen.

Zunächst werden darin die einschlägigen
Gesetzestexte wiedergegeben, vor allem
natürlich der Wortlaut des neuen Außer-
streitgesetzes. Um die Gegenüberstellung
mit der alten Rechtslage zu erleichtern, ist
auch das alte Außerstreitgesetz abge-
druckt. Daneben finden sich Auszüge aus
jenen Gesetzen, welche im Zuge der Neu-
regelung des Außerstreitverfahrens eine
Änderung erfahren haben, wie zB das
GGG, das RATG, das NTG oder die JN,
um nur einige zu nennen.
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Indexzahlen 2005: Juni Juli Aug.

Berechnet von Statistik Austria

Index der Verbraucherpreise 2000 (Ø 2000 = 100) 110,8 110,5 110,7*)

Großhandelsindex (Ø 2000 = 100) ___________ 109,6 109,4 109,5*)

Verkettete Vergleichsziffern

Index der Verbraucherpreise 96 (Ø 1996 = 100) 116,6 116,2 116,5*)

Index der Verbraucherpreise 86 (Ø 1986 = 100) 152,5 152,0 152,3*)

Index der Verbraucherpreise 76 (Ø 1976 = 100) 237,0 236,4 236,8*)

Index der Verbraucherpreise 66 (Ø 1966 = 100) 415,9 414,8 415,6*)

Verbraucherpreisindex I (Ø 1958 = 100) _______ 530,0 528,5 529,5*)

Verbraucherpreisindex II (Ø 1958 = 100) ______ 531,6 530,2 531,1*)

Lebenshaltungskostenindex (April 1945 = 100) _ 4656,5 4643,9 4652,3*)

Kleinhandelsindex (März 1938 = 100) ________ 4013,2 4002,3 4009,6*)

Großhandelsindex (Ø 1996 = 100) ___________ 112,9 112,7 112,8*)

Großhandelsindex (Ø 1986 = 100) ___________ 117,7 117,5 117,6*)

Großhandelsindex (Ø 1976 = 100) ___________ 156,7 156,4 156,6*)

Großhandelsindex (Ø 1964 = 100) ___________ 261,0 260,5 260,7*)

Großhandelsindex (März 1938 = 100) ohneMWSt 2545,9 2541,3 2543,6*)

Zahlenangaben ohne Gewähr
*) vorläufige Werte
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Sehr ausführlich kommentiert die Autorin in
der Folge die einzelnen Bestimmungen des
neuen Außerstreitgesetzes. Dieses besteht
aus sechs Hauptstücken, wobei das
I. Hauptstück allgemeine Bestimmungen
enthält. Die acht Abschnitte des I. Hauptstü-
ckes befassen sich mit dem Anwendungs-
bereich des Gesetzes, den Parteien, dem
Verfahren, Beschlüssen, Rekursen und Revi-
sionsrekursen sowie mit der Möglichkeit ei-
nes Abänderungsantrags, dem Kostener-
satz und der Durchsetzung von Entschei-
dungen. Auch unter dem neuen Außer-
streitgesetz sind subsidiär vielfach die
Regelungen der ZPO und der EO heranzu-
ziehen. Dies allerdings nicht mehr nur im
Wege der Analogie, sondern aufgrund
ausdrücklicher gesetzlicher Anordnung.

Besonderes mediales Echo fand das
neu eingeführte Kostenersatzrecht (§ 78
AußStrG), welches vor allem im Miet- und
Wohnrecht besondere Bedeutung erlan-
gen wird. Anders als beim Kostenersatz
nach der ZPO sind in die Entscheidung
über den Kostenersatz nach dem Außer-
streitgesetz auch Billigkeitserwägungen
mit einzubeziehen. Es muss daher auch ei-
ner erfolgreichen Partei nicht der volle Kos-
tenersatz zuerkannt werden, wenn dies
nach Ansicht des Gerichts nicht der Billig-
keit entspricht.

Inhaltlich kann das Außerstreitverfahren
nur schwer von den materiellen Außerstreit-
angelegenheiten abgegrenzt werden, wes-
halb sich in den Hauptstücken II bis V des
Gesetzes besondere Regelungen zum
Ehe-, Kindschafts- und Sachwalterschafts-
recht, zum Verlassenschaftsverfahren, zu
Beurkundungen und zur Freiwilligen Feil-
bietung finden.

Das VI. Hauptstück enthält schließlich
Schluss- und Übergangsbestimmungen.
Anzumerken ist hierbei, dass das neue Au-
ßerstreitgesetz gemäß seinem § 199
grundsätzlich auch auf solche Verfahren
anzuwenden ist, die vor seinem In-Kraft-Tre-
ten am 1. 1. 2005 anhängig geworden
sind.

In einem eigenen Register stellt die Autorin
verschiedene Muster zur Verfügung, wel-
che eine Handhabung des neuen Gesetzes
in der Praxis erleichtern helfen. Ein ausführ-
liches Stichwortverzeichnis unterstützt den
Rechtsanwender in der Auffindung der je-
weiligen Regelungsinhalte.

Für jeden, der in ein Verfahren außer Streit-
sachen eingebunden ist – sei es Rechtsan-
walt, Notar, Gericht oder Partei – ist es un-
umgänglich, die einschlägigen Verfahrens-
vorschriften zu kennen. Der vorliegende
Praxiskommentar bietet eine aktuelle, aus-
führliche und dabei übersichtliche Quelle,
um sich das notwendige Know-how anzu-
eignen.

Vera Noss

& Hilfe, mein Kind wird erwachsen! Rech-

te, Pflichten und Bedürfnisse von Ju-

gendlichen. Von Stephan Verweijen/
Sabine Völkl-Kernstock. Verlag Manz,
Wien 2004, 228 Seiten, br, E 28,–.

Erstmals werden die rechtlichen wie auch
die entwicklungspsychologischen Aspekte
mündig Minderjähriger in einem Buch ge-
meinsam erörtert. Das Buch ist nach unter-
schiedlichen Lebensbereichen gegliedert
und befasst sich mit den Rechten und
Pflichten von Jugendlichen zwischen dem
vollendeten 14. und dem vollendeten
18. Lebensjahr und veranschaulicht gleich-
zeitig die entwicklungspsychologischen
Schwierigkeiten und Bedürfnisse von He-
ranwachsenden dieser Altersstufe. Den
beiden Autoren, Stephan Verweijen, No-
tar, und Sabine Völkl-Kernstock, Psycho-
therapeutin, ist es gelungenen, einen Rat-
geber zu verfassen, der diese beiden Kom-
ponenten in hervorragender Weise ver-
eint.

Zu Beginn des Buchs wird der Leser mit
den grundlegenden juristischen und psy-
chologisch relevanten Begriffen vertraut
gemacht und die betreffenden Themenbe-
reiche werden zur leichteren Handha-

bung jeweils durch eigene Symbole dar-
gestellt.

Ein eigenes Kapitel etwa widmet sich Un-
terhalts- und Obsorgefragen und erörtert
Fragen des Gewaltschutzes bis zur Ehe-
schließung. Ein anderes Kapitel wiederum
widmet sich den Aufgaben und Pflichten
der Schule und beantwortet schulspezifi-
sche Fragen unter Zugrundelegung der
einschlägigen Schulgesetze. So enthält
es etwa für Eltern wertvolle Tipps im Um-
gang mit Konfliktsituationen ihrer Kinder
mit Mitschülern oder Lehrern (Stichwort:
Schulangst oder Gewalt in der Schule) so-
wie Empfehlungen für das eigene Verhal-
ten gegenüber Lehrern. Daneben werden
eine Fülle anderer den Jugendlichen
betreffende Lebensbereiche, wie der
Wunsch nach der Verwirklichung der ei-
genen Freiheit (zB Moped, Auto, Führer-
schein) erörtert, die rechtlichen Folgen
und psychologischen Gesichtspunkte be-
handelt und um Lebensbereiche wie Ju-
gendschutz, Alkohol, Zigaretten, Drogen,
Essstörungen, um nur einige zu nennen,
ergänzt.

Wichtige Links imWorld WideWeb sowie
weiterführende Literatur, gegliedert nach
den Aspekten Recht und Psychologie, so-
wie eine Zusammenstellung der relevanten
(Sonder)gesetze runden die einzelnen Ka-
pitel sehr gut ab. Als solche gekennzeich-
nete Hinweistafeln enthalten wertvolle Ver-
haltensempfehlungen. Ein gesonderter Ser-
viceteil am Ende des Buchs bietet, nach Ka-
pitel und Bundesland gegliedert, wichtige
Rufnummern und Adressen von Beratungs-
stellen.

Das Buch erfüllt die Erwartungen des Re-
zensenten in jeder Hinsicht. Das systema-
tisch gegliederte Werk der beiden Exper-
ten stellt daher einen unverzichtbaren
rechtlichen wie psychologischen Ratgeber
sowie ganz allgemein für jeden, selbst für
jene, die sich (noch) nicht Eltern nennen,
eine wertvolle Hilfestellung im Umgang
mit Jugendlichen dar.

Andreas Eustacchio
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Der OnkelJulius

In »Der Onkel Julius« erzählt der Präsident des Verfassungsgerichtshofes 
Karl Korinek Anekdoten aus der Nachkriegszeit. Auf unterhaltsame 
und bisweilen nachdenklich stimmende Weise zeichnet er anhand 
dieser »G’schichterln« ein Bild der Zeit des Wiederaufbaus und der
Persönlichkeiten, die ihn gestaltet haben. 

Im Mittelpunkt stehen bekannte Persönlichkeiten wie Leopold Figl, 
Bruno Kreisky und Franz Olah; das Hauptgewicht liegt aber auf der 
Person Julius Raabs.

Ein durchaus heiterer, aber auch informativer Beitrag zur Zeitgeschichte 
im Gedenkjahr 2005 mit  Zeichnungen von »Ironimus« Gustav Peichl.

2005. 128 Seiten. Ln. EUR 19,90 ISBN 3-214-00645-2

www.manz.at

Besuchen Sie unsere Fachbuchhandlung für Recht,  Steuer,  Wirtschaft!  Der schnelle Weg zum Recht: 
E-Mail: bestellen@MANZ.at • Tel.: 01/531 61-100 • Fax: 01/531 61-455 MANZ’sche Verlags- und Universitätsbuchhandlung GmbH,
Kohlmarkt 16, 1014 Wien FN 124 181w • HG Wien
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Übernehme Substitutionen in Wien und Umgebung, auch kurzfris-
tig, in Zivil- und Strafsachen (Nähe Justizzentrum), auch Verfah-
renshilfe und Rechtsmittel. Dr. Christa Scheimpflug, Rechtsanwalt,
Erdberger Lände 6, 1030 Wien.

Telefon (01) 713 78 33 und (01) 712 32 28, auch außerhalb der
Bürozeiten, Telefax (01) 713 78 33-74 oder Mobiltelefon (0676)
603 25 33 und (0664) 430 33 73, E-Mail: scheimpflug@aon.at

&

RA Dr. Klaus Estl, Schanzlgasse 4 a, 5020 Salzburg (100 Meter

vom Landes- und Bezirksgerichtsgebäude Salzburg entfernt), über-
nimmt Substitutionen in Zivil-, Straf- und Verwaltungssachen.

Telefon (0662) 84 31 64, Telefax (0662) 84 44 43, E-Mail:
gassner.estl@salzburg.co.at

&

RA Dr. Michael Drexler, 1090 Wien, Hörlgasse 4/5, übernimmt
Substitutionen in Zivil- und Strafsachen.

Telefon (01) 317 42 88, Telefax (01) 317 42 88-20.

&

RA Dr. Elisabeth Nowak, 1190 Wien, Gymnasiumstraße 68/6,
Telefon (01) 369 59 34, Telefax (01) 369 59 34-4, übernimmt
Substitutionen in Zivil- und Strafsachen in Wien und Umgebung,
insbesondere vor den Bezirksgerichten Döbling und Hernals.

&

RA Dr. Helmut Denck, 1010 Wien, Fütterergasse 1, übernimmt
Substitutionen in Zivil- und Strafsachen.

Telefon (01) 535 60 92, Telefax (01) 535 53 88.

&

RA Dr. Christian Adam, 5020 Salzburg, Sigmund Haffner-
Gasse 3, übernimmt Substitutionen aller Art in der Stadt Salzburg.

Telefon (0662) 84 12 22-0, Telefax (0662) 84 12 22-6.

&

Substitutionen in Wien und Umgebung in Zivil- und Strafsachen
übernimmt RAMag. Erich Hochauer, 1010Wien, Fütterergasse 1.
Telefon (01) 532 19 99, Telefax (01) 535 53 88.

&

Substitutionen aller Art (auch Verfahrenshilfe in Straf- und Zivilsa-
chen) in Wien und Umgebung übernimmt – auch kurzfristig – RA
Mag. Irene Haase, An der Au 9, 1230 Wien.

Telefon/Telefax (01) 888 24 71, durchgehend erreichbar Mobil
(0676) 528 31 14.

&

Substitutionen aller Art (auch in Straf- und Exekutionssachen) in
Wien und Umgebung (in Wien auch kurzfristig) übernehmen die
Rechtsanwälte Mag. Wolfgang Reiffenstuhl & Mag. Günther Reif-
fenstuhl, Franz-Josefs-Kai 41/9, 1010 Wien (nächst Justizzentrum

Wien-Mitte).

Telefon (01) 218 25 70, Telefax (01) 218 84 60.

&

Substitutionen in Wien und Umgebung in Zivil- und Strafsachen
übernimmt RAMag. Georg E. Thalhammer, 1010Wien, Lugeck 7.
Telefon (01) 512 04 13, Telefax (01) 512 86 05.

&

Verfahrenshilfe in Strafsachen. RA Dr. Irene Pfeifer-Preclik, Riemer-
gasse 10, 1010 Wien, Telefon (01) 512 22 90, (0664)
302 53 56, Telefax (01) 513 50 35, übernimmt Substitutionen,
auch Verfahrenshilfe in Strafsachen und Rechtsmittel.

&

RA Dr. Michaela Iro, 1030 Wien, Invalidenstraße 13, übernimmt
Substitutionen in Zivil- und Strafsachen (auch Verfahrenshilfe) in
Wien und Umgebung und steht auch für die Verfassung von Rechts-
mitteln zur Verfügung. Jederzeit, auch außerhalb der Bürozeiten,
erreichbar.

Telefon (01) 712 55 20 und (0664) 144 79 00, Telefax (01)
712 55 20-20, E-Mail: iro@aon.at

Anzeigen

20.06.05                   Vergleich 17Cg11/05g HG Wien 
Klagende Partei:Österreichischer Rechtsanwaltsverein, A-1010
vertreten durch: RA Dr. Heinz-Peter Wachter, A-1030 
Beklagte Partei: XY gewerbliche Buchhaltungskanzlei, Wien*) 
vertreten durch:  RA Dr. Viktor Igali-Igalffy, A-1030 
Die beklagte Partei verpflichtet sich, es zu Zwecken des Wettbewerbs im 
geschäftlichen Verkehr zu unterlassen: a) gleich einem Inkassobüro 
Forderungen von Dritten einzutreiben und zu inkassieren, oder 
Mahnklagen in Vertretung Dritter an Gerichte vorzubereiten und 
einzubringen, wenn diese Tätigkeit nicht von einer Gewerbeberechtigung 
oder der Befugnis zur Ausübung eines freien Berufs gedeckt ist; b) 
Schuldnern in Aussicht zu stellen, eine Mahnklage ohne weitere Kosten, 
Zinsen und Justitzgebühren zurück zu ziehen, falls die Schuld prompt 
bezahlt werden würde, wenn die Mahnklage noch gar nicht eingebracht 
ist.                                                  *) Name vergleichsweise anonymisiert 
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RA Dr. ThomasWürzl, 1010Wien, Sonnenfelsgasse 3, übernimmt
Substitutionen in Zivil- und Strafsachen.
Telefon (01) 532 27 80, Telefax (01) 533 84 39, E-Mail: office.
wuerzl@chello.at

&

RA Mag. Johann Meisthuber, Vogelweiderstraße 55, 5020 Salz-
burg, übernimmt – auch kurzfristig – Substitutionen aller Art in
Salzburg und Umgebung.

Telefon (0662) 84 38 52, Telefax (0662) 84 04 94, E-Mail:
RA-MEISTHUBER@AON.AT

&

RA Dr. Claudia Patleych, 1060 Wien, Mariahilfer Straße 45/5/
36, übernimmt – auch kurzfristig – Substitutionen aller Art in Wien
und Umgebung, auch Verfahrenshilfe in Strafsachen und Ausarbei-
tung von Rechtsmitteln.
Telefon (01) 585 33 00, Telefax (01) 585 33 05, Mobil (0664)
345 94 66, E-Mail: claudia.patleych@aon.at

&

Wien: RA Mag. Katharina Kurz, 1030 Wien, Invalidenstraße 5 –

7, Tür 6+7, vis-à-vis Justizzentrum Wien Mitte, übernimmt Substi-
tutionen inWien und Umgebung, insbesondere auch vor dem BG I,
BG für Handelssachen Wien und dem Handelsgericht Wien.

Telefon (01) 877 38 90, Telefax (01) 877 38 90-6, Mobil (0664)
441 55 33.

&

Substitutionen in Wien in Zivil- und Strafsachen übernimmt
RA Dr. Michael Kreuz, 1010 Wien, Herrengasse 6–8/Stiege 3,
Telefon (01) 535 84 11-0, Telefax (01) 535 84 11-15.

&

Graz: RA Mag. Eva Holzer-Waisocher, 8010 Graz, Kreuz-
gasse 2 c, übernimmt für Sie gerne – auch kurzfristig – Substitutio-

nen in Zivil- und Strafsachen in Graz und Umgebung,
Telefon (0316) 82 22 02, Telefax (DW) 22, E-Mail: office@anwalt-
austria.at, Mobil erreichbar: (0676) 310 48 52.

&

Wien: Zufolge Kanzleinähe zum neuen Justizzentrum Wien-Mitte
übernehme ich Substitutionen vor dem BG I, BGHS und HG Wien;

insbesondere in Reiserechtsachen für auswärtige Kollegen.
RA Mag. Dr. Gerhard Hickl, Postgasse 11, 1010 Wien, Telefon
(01) 587 85 86, Telefax (01) 587 85 86-18.

RA Dr. Rudolf Rammel, 2700 Wr. Neustadt, Purgleitnergasse 15,
übernimmt Substitutionen aller Art (auch Interventionen bei
Vollzügen) vor den Gerichten in Wr. Neustadt sowie vor den Be-
zirksgerichten Baden, Mödling, Ebreichsdorf, Neunkirchen,
Gloggnitz und Mürzzuschlag. Telefon (02622) 834 94, Telefax
DW 4.

&

Substitutionen, auch in Verfahrenshilfe, vor allem in Wien-Florids-
dorf und Korneuburg. Dr. Thomas Buschmann, 2103 Langenzers-
dorf, Hohlfeldergasse 12, Telefon (01) 585 25 69, Telefax (01)
585 01 62, Mobil (0664) 152 42 12.

&

Substitutionen aller Art in Salzburg übernimmt RA Mag. Klaudius
May, Franz-Josef-Straße 41, Telefon (0662) 87 01 63, E-Mail:
raklaudiusmay@aon.at

&

RAA (eintragungsfähig), Dr., 31 Jahre, Akquisitionspotential, brei-
tes Know-How, ambitioniert, loyal, Auslandserfahrung, 2 Jahre
Wirtschaftskanzlei, 2 Jahre Allgemeinpraxis, sucht interessante,
ausbaufähige Stelle als Substitut in Allgemeinkanzlei inWien (oder
Wiener Umgebung). Zuschriften bitte an den Verlag unter Chiffre
A-100747.

&

Konzipientin sucht Stelle in gut organisierter Rechtsanwaltskanzlei.
Ich habe die Rechtsanwaltsprüfung abgelegt und möchte nach der
Eintragungsfähigkeit auf Basis Substitutionspauschale arbeiten. Zu-
schriften bitte an den Verlag unter Chiffre A-100748.

&

Slowenien: Rechtsanwalt Dr. Mirko Silvo Tischler, Trdinova 5,
Sl 1000 Ljubljana, steht österreichischen Kollegen für Mandats-
übernahmen und cross-border-Rechtssachen aller Art zur Verfügung.
Telefon: +386 (0) 1 434 76 12, Telefax +386 (0) 1 432 02 87,
E-Mail: silvo.tischler@siol.net

&

Italien: RA Dr. Ulrike ChristineWalter, niedergelassener europ RA/
RAK Gorizia, Kärntner Straße 35, 1010Wien, und Via A. Diaz 3,
34170 Görz, und 33100 Udine, Via Selvuzzis 54/1, Italien, steht
österreichischen Kollegen für Mandatsübernahmen und staaten-
übergreifenden Substitutionen aller Art zur Verfügung.
Telefon (01) 512 22 88, Telefax (01) 512 24 17, Mobil (0664)
253 45 16, E-Mail: u.c.walter@chello.at

Anzeigen
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Deutschland: Zwangsvollstreckung, Titelumschreibung, Substituti-
on. Rechtsanwalt aus München übernimmt sämtliche anwaltlichen
Aufgaben in Deutschland. Zuverlässige und schnelle Bearbeitung
garantiert!

Rechtsanwalt István Cocron, Ohmstraße 1, 80802 München, Tele-
fon (0049-89) 552 999 50, Telefax (0049-89) 552 999 90.
Homepage: www.cllb.de

&

Italien-Südtirol: Rechtsanwaltskanzlei Mahlknecht, Dr.-Streiter-
Gasse 41, I-39100 Bozen, steht österreichischen Kollegen für
Mandatsübernahmen gerne zur Verfügung.

Kontakt: Telefon +39 (0471) 05 18 80, Telefax +39 (0471)
05 18 81, E-Mail: info@ital-recht.com, www.ital-recht.com

Serbien: Rechtsanwälte Dr. Zoran Janjic & Dr. Teodora Jevtic, Gra-
canicka 7, 11000 Beograd, stehen österreichischen Kollegen für
Mandatsübernahmen und cross-border-Rechtssachen aller Art zur
Verfügung.
Telefon +381 (11) 262 04 02, Telefax +381 (11) 263 34 52,
Mobil (+664) 380 15 95, E-Mail: janjicco@eunet.yu oder
janjic@chello.at

Deutschland: Berliner Anwaltskanzlei mit Spezialisierung im
Steuer- undWirtschaftsrecht bietet Kooperation bei der Bearbei-
tung grenzüberschreitender Mandate. Für ein Gespräch steht Ih-
nen Rechtsanwalt und Fachanwalt für Steuerrecht Robert Gut-
sche gerne zur Verfügung. Gutsche, Entner & Wildner, Kurfürs-
tendamm 21, D-10719 Berlin, Telefon (0049-30) 88 706 20 40,
www.gew-kanzlei.com

Wohin entwickelt sich Österreich 
im 21. Jahrhundert?

Zellmann/Opaschowski www.verlagsgesellschaft.at

Wohlstandswende, Überalterung, Cyberwar, Wellness und „Luxese“: Unsere Ge-
sellschaft befindet sich im Umbruch. Die Verunsicherung ist groß – nicht zuletzt, weil

unser Bild der Zukunft von zahlreichen modernen Mythen und vollmundigen Prophe-
zeiungen beeinflusst wird. Diese zu entkräften und auf den Boden der Tatsachen zu

bringen, ist Ziel dieses Buches. 
Im Zentrum der Überlegungen der beiden profilierten Zukunftsforscher Peter Zellmann

und Horst W. Opaschowski stehen die Lebenswelt, die Arbeitswelt, die Konsumwelt, die
Medienwelt und die Sportwelt von morgen: Wohin entwickelt sich Österreich am Be-

ginn des 21. Jahrhunderts? Basis ihrer Überlegungen sind empirisch repräsentativ erhobene
Zeitreihen zu wichtigen gesellschaftlichen Bereichen und deren Projektionen in die Zukunft.

2005. 334 Seiten. Geb. Mit zahlreichen Tabellen und Grafiken. EUR 32,– ISBN 3-7067-0031-X

… und wie wir in Österreich mit ihr umgehen müssen

Die Zukunftsgesellschaft

E-Mail: bestellen@MANZ.at • Tel.: 01/531 61-100 
• Fax: 01/531 61-455 MANZ’sche Verlags- und Universitätsbuch-
handlung GmbH, Kohlmarkt 16, 1014 Wien FN 124 181w • HG Wien Eine Tochter der Manz’schen Verlags- und Universitätsbuchhandlung
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RECHTaktuell
Der neue „Hohenecker-Index“

✔ Profitieren Sie von mehr
als 15.000 Einträgen!

✔ Die tägliche Hilfe bei der
juristischen Recherche!

✔ Verlässlich seit 1945 –
bestellen Sie jetzt!

✔ Für ÖJZ-Abonnenten
zum Vorzugspreis!

Jahnel/Öllinger

Hohenecker Index 2004

Der „Hohenecker-Index“ verzeichnet jährlich das gesamte in Österreich veröffentlichte 
juristische Schrifttum und die veröffentlichte Judikatur. 

Das hochkompetente Autorenteam wertet dafür zig Fachzeitschriften, Entscheidungs-
sammlungen und Festschriften aus. Jeder Jahresband umfasst mehr als 15.000 Einträge.

Das Besondere am Hohenecker-Index ist die Qualität der abgedruckten Leitsätze. Bewusst
auf ein absolutes Minimum komprimiert, geben sie einen ebenso raschen wie brauchbaren
Überblick über die Rechtsprechung der Höchstgerichte.

2004. 656 Seiten. Br. EUR 268,– ISBN 3-214-05441-4
Vorzugspreis für ÖJZ-Abonnenten EUR 228,–

www.manz.at

Besuchen Sie unsere Fachbuchhandlung für Recht, Steuer, Wirtschaft! Der schnelle Weg zum Recht: 
E-Mail: bestellen@MANZ.at • Tel.: 01/531 61-100 • Fax: 01/531 61-455 MANZ’sche Verlags- und
Universitätsbuchhandlung GmbH, Kohlmarkt 16, 1014 Wien FN 124 181w • HG Wien



Süddeutschland: Kanzlei in Bayern, Fachanwalt für Familienrecht,
spezialisiert auf Internationales Privatrecht. Exequaturverfahren
und Exekution österreichischer Titel, sowie Vertretungen vor deut-
schen Gerichten.

RA Pietsch und Kollegen, Telefon (0049-8233) 4134, Telefax:
(0049-8233) 4354, E-Mail: lawyer.pietsch@t-online.de, www.
lawyer-pietsch.de

&

Rechtsanwaltskanzlei Dr. Mack, Dr. Ernst in Korneuburg sucht in-
folge bevorstehender Pensionierung Dris. Mack jungen ambitio-
nierten Kollegen, auch RAA mit Prüfung.

Zuschriften an Kanzleiadresse 2100 Korneuburg, Hauptplatz 32.

&

Anwalt mit Spezialisierung „Wohnungseigentumsrecht“ sucht Kon-
zipient mit Anwaltsprüfung oder Kollegen für Regiegemeinschaft in
Wien. Zuschriften bitte an den Verlag unter Chiffre A-100744.

&

Regiegemeinschaft – Kollege/in mit Teamgeist gesucht für Rechts-
anwaltskanzlei im 8. Bezirk. Stilaltbau, letzter Liftstock, wunder-
schön adaptiert, großes helles Zimmer, sämtliche Nebenräume,
modere Infrastruktur, EDV, Sekretariat, gegen monatliche Kosten-
pauschale. Telefon (01) 408 95 71 oder E-Mail:
office@austrianlawyers.com

&

Vergebe ab September helle Büroräumlichkeiten in 1010 Wien
(Schwedenplatz) Dachgeschoßkanzlei, Lift, verkabelt, ca. 60 m2

ausschließliche Nutzung (zwei Zimmer, Galerie), 50 m2 gemein-
sam genutzte Fläche in Regie, Zusammenarbeit erwünscht. Telefon
(01) 532 59 95, E-Mail: office@anwalt-zanier.at,
www.anwalt-zanier.at

Junge Kollegen/innen aufgepasst! Neu gegründete Sozietät bietet
Zimmer in Untermiete, topsanierter Altbau, modernste (auch techni-
sche) Ausstattung, zentrale Lage in Wiener Innenstadt, Rilkeplatz.
Zusammenarbeit möglich, aber nicht Voraussetzung. Telefon (01)
218 44 40, E-Mail: office@trmr.at

&

Regiepartner gesucht: Rechtsanwaltskanzlei in 1070 Wien, Ma-
riahilfer Straße, direkt bei U3, Altbau mit moderner Infrastruktur,
große helle Zimmer, günstige Regiekosten inkl Sekretariat, Kontakt:
ra.zimmermann@aon.at, Telefon 01/526 22 03.

&

Suchen Kanzlei, welche auf Forderungseinzug (Inkassomandate)

spezialisiert ist, zwecks Kooperation. Kanzlei R. Manz, Akazien-
weg 2, 64665 Alsbach, GERMANY, E-Mail: info@kanzlei-manz.
com, Telefon (0049-6257) 50 47-0, Fax: (0049-6257) 50 47-0.

&

1., Börsenähe. Zw 15 und 60 m2 modernste Bürofläche in 300 m2

Büroverbund. Zw E 200,– und E 1.200,–/Monat. Wahlweise
Infrastrukturmitbenützung, Sekretariatsbetreuung etc möglich.
Telefon (01) 535 51 54.

&

Stelle Kollegen Kanzleiräumlichkeit gegen Regiebeteiligung samt
Infrastruktur (ohne Personal) zur Verfügung. Zentrale Lage/1.Be-
zirk. Allenfalls Kanzleiübernahme in einigen Jahren möglich. Zu-
schriften bitte an den Verlag unter Chiffre A-100745.

&

Klagenfurt Zentrum, Anwaltskanzlei, repräsentativ voll eingerich-
tet (ca 150 m2) samt Bibliothek wegen Pensionsantritt abzugeben.
Zuschriften bitte an den Verlag unter Chiffre A-100 746.

Als erfahrene Übersetzerinnen und Trainerinnen sind wir uns der
Schwierigkeit der grenz- und kulturüberschreitenden Kommuni-
kation bestens bewusst. Wir bieten daher auf Ihre speziellen An-
forderungen zugeschnittene Englisch-Trainings für die Bereiche
Recht, Finanzwesen, Präsentationen, Administration, Verhand-
lungen und Allgemeinsprache! Kontakt: E-Mail: fkw-translati-
ons@vienna.at, Mag. Bettina Fink, Mobil (0676) 611 52 89,
Mag. Bettina Widler, Mobil (0699) 1016 33 67
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Genug vom Stress in „Großkanzleien“ ?

Bestgehende RA-Kanzlei in schönster Grünlage
Wiens mit krisenfestem Klientenstock kurz- oder

mittelfristig zu verkaufen.

Jahresumsatz von 700.000 Euro mit
5 Mitarbeitern leicht erzielbar.

Kontaktaufnahme über email:
mehrlebensqualitaet@yahoo.de




